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Mehr Wissen über die Jugend: 
Erster Europäischer Jugendbe-
richt 

 
Positionspapier der Arbeitsgemein-
schaft für Kinder- und Jugendhilfe – 
AGJ 
 
Der erste europäische Jugendbericht wurde 
als Arbeitspapier der Europäischen Kommis-
sion am 27. April 2009 gemeinsam mit der 
Mitteilung „Strategie für die Jugend – Investi-
tionen und Empowerment“ veröffentlicht und 
dient der Untermauerung der darin beschrie-
benen politischen Strategie und der Definition 
diverser Begrifflichkeiten. Der Bericht soll von 
nun an alle drei Jahre erscheinen. Der erste 
europäische Jugendbericht stützt sich vor al-
lem auf vorhandenes Datenmaterial von Insti-
tutionen und Quellen der EU, aber auch auf 
Ergebnisse unterschiedlicher jugendbezoge-
ner Forschungsprojekte aus dem For-
schungsprogramm der EU.1 Eine ganze Rei-
he der Daten ist aus dem BEPA-Bericht (April 
2007) bekannt. Mit der vorliegenden Positio-
nierung liefert die Arbeitsgemeinschaft für 
Kinder- und Jugendhilfe – AGJ eine Bewer-
tung des ersten Europäischen Jugendbe-
richts mit Perspektive auf Anforderungen an 
eine kinder- und jugend(hilfe)politisch sinn-
volle Weiterentwicklung dieses Instruments 
hin zu einem regelmäßigen, unabhängig er-
stellten, wissenschaftlich und politisch prakti-
schen Referenzdokument für die Gestaltung 
und Weiterentwicklung von Jugendpolitik in 
Europa.  
 
 
1. Kernaussagen des Berichts und  
 Bewertungen 
 
Der Jugendbericht umfasst die großen The-
menbereiche Demographie, Übergänge zwi-

                                                 
1 Als wichtigste Datenquellen sind das statisti-
sche Amt der EU, die Meinungsforschungsstel-
le der EU (Eurobarometer), die Arbeitskräfteer-
hebung und die Erhebung zu Einkommen und 
Lebensbedingungen in der EU zu nennen. Da-
rüber hinaus wurden Resultate regelmäßiger 
Untersuchungen derjenigen EU-Agenturen 
verwertet, die in den Bereichen Gesundheit, 
Drogenbeobachtung und Lebensbedingungen 
tätig sind.  

schen Bildung und Beschäftigung, aktive 
Bürgerschaft sowie Lebensstile. Im Folgen-
den werden die jeweiligen Kernaussagen 
dargestellt und durch Einschätzungen und 
Klärungsbedarfe aus Sicht der AGJ ergänzt. 
 
 
Demographie, familiale Lebensformen 
 
Derzeit leben 96 Millionen junge Menschen 
zwischen 15 und 29 Jahren in der EU. Damit 
bilden sie 19,4 Prozent der europäischen 
Gesamtbevölkerung. Projektionen lassen er-
warten, dass sich der Anteil im Jahr 2050 auf 
15,3 Prozent reduziert haben wird.  
Im Bericht wird der Versuch unternommen, 
die Lebensphase „Jugend“ abzugrenzen. 
Dabei wird deutlich, dass eine gemeinsame 
klare Definition in der Gemeinschaft kaum 
möglich ist, da sich die verschiedenen Kon-
zepte der Mitgliedstaaten für Reife und Mün-
digkeit an unterschiedlichen Aspekten fest-
machen, wie Altersabgrenzung für Kindergeld 
und Ende der Schulpflicht. 
Die bekannten Veränderungen familialer Le-
bensformen – Aufschub der Heirat, Zunahme 
nichtehelicher Lebensgemeinschaften, Zu-
nahme der Geburt von Kindern in nichteheli-
chen Lebensgemeinschaften, Zunahme der 
Scheidungsrate – werden als genereller 
Trend für alle EU-Länder festgestellt. Den-
noch gibt es eine sehr große Variationsbreite 
in den familialen Lebensformen junger Er-
wachsener in diesen Ländern. Dies wird im 
Hinblick auf  
• das Alter bei Auszug aus dem Elternhaus 

(zwischen 21 und 31 Jahren) 
• die Anteile nichtehelicher und ehelicher 

Lebensgemeinschaften junger Erwach-
sener (zwischen 13 und 41 Prozent der 
15- bis 29-jährigen Frauen leben in nicht-
ehelicher Lebensgemeinschaft, zwischen 
20 und 60 Prozent der 25- bis 29-jährigen 
Frauen sind verheiratet) 

• die Geburtenrate und das Alter der Frau 
bei der Geburt des ersten Kindes (zwi-
schen 24,7 und 30 Jahren) sowie  

• die Anteile der Geburten in nichteheli-
chen Lebensgemeinschaften (zwischen 
fünf und 58 Prozent) 

dargestellt. 
 
In den Ausführungen wird nach Geschlecht 
und Alter bzw. Altersgruppen differenziert. 
Abschließend wird kurz auf zwei unterschied-
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liche Muster von Generationsbeziehungen 
hingewiesen, die einerseits in nördlichen und 
westlichen und andererseits in südlichen und 
östlichen EU-Ländern vorherrschen. 
 
Bei der Darstellung der familialen Lebens-
formen wäre eine weitergehende Differenzie-
rung nach Bildungsniveau und Ausbildungs- 
und Erwerbsstatus angebracht. Die Fokussie-
rung auf familiale Lebensformen hat zur Fol-
ge, dass andere Lebensformen junger Er-
wachsener (Alleinleben, „Living apart 
together“, Leben in Wohngemeinschaften o. 
ä.) außer Betracht bleiben. Es könnte aber 
ebenso relevant sein darzustellen, in wel-
chem Ausmaß junge Erwachsene in den EU-
Ländern zwischen dem Leben bei der Her-
kunftsfamilie und partnerschaftlichem Zu-
sammenleben beziehungsweise Familien-
gründung selbständige Lebensformen reali-
sieren. Vor dem Hintergrund der sehr großen 
Unterschiede in den Lebensformen junger 
Erwachsener in den EU-Ländern wäre es 
wünschenswert gewesen, wenn auch zumin-
dest Hinweise auf maßgebliche Bedingungen 
dieser Unterschiede gegeben worden wären. 
Nur im Hinblick auf das spätere Alter bei 
Auszug aus dem Elternhaus werden einige 
subjektive Einschätzungen seitens der jun-
gen Erwachsenen berichtet. Von Interesse 
wären auch Ausführungen zu der Frage, in-
wieweit staatliche Sozialpolitik im weitesten 
Sinn in den unterschiedlichen Ländern zur 
Entwicklung selbständiger Lebensformen im 
jungen Erwachsenenalter beiträgt. 
 
 
Bildung, Arbeit, Armut 
 
Der Bericht konstatiert einen steigenden Bil-
dungsstandard, insbesondere beginnen und 
beenden immer mehr junge Menschen in der 
Europäischen Union ein Studium. Die Anzahl 
der Studierenden stieg zwischen 1998 und 
2006 um 25 Prozent. 11,5 Prozent der Bevöl-
kerung zwischen 18 und 39 Jahren studieren 
gerade, 15 Prozent der Studierenden sind äl-
ter als 30 Jahre, der Anteil der Studentinnen 
ist um 23 Prozent höher als der der Studen-
ten. Fast 80 Prozent der jungen Menschen 
zwischen 25 und 29 Jahren haben eine ab-
geschlossene höhere Schulbildung. 
 
Gleichzeitig gelingt es jedoch immer noch 
nicht, allen jungen Menschen eine Perspekti-

ve zu bieten. Jedes fünfte Kind verfügt nicht 
über ausreichende Lese-, Schreib- und Re-
chenkompetenzen. Jeder siebte junge 
Mensch zwischen 18 und 24 Jahren erreicht 
lediglich einen Hauptschulabschluss oder 
weniger. Die Anzahl der vorzeitigen Schulab-
brüche ist zwischen 2000 und 2007 zwar zu-
rückgegangen, beläuft sich aber immer noch 
auf 14,8 Prozent. Zehn Prozent der Schüler 
und Schülerinnen lernen keine Fremdsprache 
in der Schule. Mehr als ein Drittel der jungen 
Menschen zwischen 15 und 24 Jahren sind 
weder in schulischer oder beruflicher Aus- 
oder Weiterbildung noch in Arbeit oder beim 
Studium.  
 
Bei der Betrachtung der Beschäftigungssitua-
tion wird deutlich, dass 57,5 Prozent der jun-
gen Menschen in der EU im Alter von 15 bis 
29 Jahren ökonomisch aktiv sind, also ent-
weder in Arbeit sind oder aktiv nach einem 
Arbeitsplatz suchen. Die Arbeitslosenrate 
dieser Altersgruppe liegt im Durchschnitt bei 
15,4 Prozent, fast drei mal so hoch wie die 
Quote für Ältere. 26 Prozent der arbeitslosen 
15- bis 24-Jährigen und 35 Prozent der ar-
beitslosen 25- bis 29-Jährigen sind seit über 
zwölf Monaten arbeitslos. 
 
Für junge Menschen in Beschäftigung be-
schreibt der Bericht die folgende Situation: 
Ein Drittel der angestellten 15- bis 24-
Jährigen sind Studierende oder Lehrlinge, die 
Hälfte arbeitet in Bereichen für Geringqualifi-
zierte. 40 Prozent der beschäftigten 15- bis 
24-Jährigen arbeiten mit befristeten Verträ-
gen, 25 Prozent  in Teilzeitverhältnissen und 
vier Prozent sind selbständig. Und: Mehr als 
ein Drittel der 14- bis 24-Jährigen bildeten die 
sogenannte NEETs-Gruppe (Not in Educati-
on, Employment or Training).  
 
Der Bericht macht außerdem deutlich, dass 
sich ungleiche Zugangschancen auf die Le-
bensperspektiven auswirken. Nach den vor-
liegenden Zahlen leben in der EU 19 Millio-
nen Kinder und Jugendliche unter der Ar-
mutsgrenze. Das betrifft ebenfalls 20 Prozent 
der jungen Erwachsenen zwischen 18 und 24 
Jahren. 18 Prozent der jungen Menschen in 
der Altersgruppe verdienen weniger als die 
Hälfte des durchschnittlichen Einkommens ih-
res Landes. 
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Die Wirtschaftskrise wird 2009 zu einem wei-
teren Einbruch führen. Selbst viele „ausbil-
dungsreife“ Bewerberinnen und Bewerber 
müssen wohl ins Übergangssystem auswei-
chen, weil zu wenig Ausbildungsplätze be-
reitgestellt werden. Dieser problematische 
Trend trifft andere Mitgliedstaaten verschärft. 
Dort, wo Berufsbildung in eher schulähnli-
chen Institutionen stattfindet, werden die 
Übergänge von Ausbildung zu Beschäftigung 
erschwert. Mit Blick auf Wirtschaftskrise und 
demografische Entwicklung gilt es, diesen 
Entwicklungen gegenzusteuern. Dieses zent-
rale Thema des gelingenden Übergangs zum 
Erwachsenenstatus wird in den Analysen zu 
Recht hervorgehoben, findet aber in den 
Empfehlungen keine hinreichend klaren Stra-
tegien und Präzisierungen. 
 
 
Jugend und Freizeit 
 
Grob beschrieben wird der Umfang der freien 
Zeit, den junge Menschen zur Verfügung ha-
ben, sowie Freizeittätigkeiten, mit denen sie 
sich regelmäßig oder auch seltener beschäf-
tigen. Der Freizeitanteil für 15- bis 19-Jährige 
beträgt im Schnitt 20 Prozent. 82 Prozent der 
16- bis 24-Jährigen gehen mindestens einmal 
im Jahr ins Kino. 45 Prozent treiben Sport, 40 
Prozent gehen mit Freunden aus, 25 Prozent 
lesen, 23 Prozent schreiben, singen oder 
spielen ein Instrument. 41 Prozent der 16- bis 
29-Jährigen besuchen mindestens einmal im 
Jahr eine Kultureinrichtung. Ferienreisen 
werden von jungen Leuten in etwa so häufig 
wie von Erwachsenen gemacht; auch bei den 
Reisezielen gibt es kaum Unterschiede zwi-
schen den Altersgruppen.  
 
70 Prozent der 16- bis 24-Jährigen benutzten 
in 2007 täglich einen Computer (verglichen 
mit 50 Prozent in 2004). 59 Prozent nutzen 
täglich das Internet, 30 Prozent der jungen 
Leute geben an, Arbeit über das Internet zu 
suchen.  
 
Die Ausführungen zum Thema Freizeit er-
scheinen insgesamt ziemlich diffus, ungenau 
und undifferenziert. Länderunterschiede sind 
nur teilweise nachvollziehbar, Unterschiede 
nach Geschlecht und Bildungsniveau werden 
gar nicht erwähnt. Quellenangaben sowie die 
Datenbasis bleiben weitgehend unklar. Von 
Interesse auch in Bezug auf Bildungschan-

cen wäre zum Beispiel eine Erhebung bislang 
fehlender Daten zum sogenannten „digital 
divide“ (digitale Wissens- und Zugangskluft) 
mit seinen Auswirkungen für benachteiligte 
junge Menschen.  
 
 
Aktive Bürgerschaft 
 
Hervorgehoben wird zunächst, dass aktive 
Bürgerschaft, verstanden als politische Parti-
zipation und soziale Beteiligung in Vereinen, 
Verbänden, Assoziationen und Gruppierun-
gen ein Schlüssel für die Zukunft Europas 
seien und dass deren Förderung deshalb zu 
den Prioritäten Europäischer Politik gehöre. 
Bezogen auf die Jugend sei insbesondere die 
Beteiligung auf kommunaler Ebene, innerhalb 
der Strukturen der repräsentativen Demokra-
tie sowie in Schulen, Universitäten und Ju-
gendparlamenten zu stärken.  
Aus dem Versuch einer Zustandsbeschrei-
bung resultiert die Kritik des Berichts an der 
derzeitigen Datenlage: Es fehlen gemeinsa-
me Konzeptbeschreibungen, Definitionen, 
vergleichbare Ergebnisse aus Erhebungen. 
Vorgeschlagen werden deshalb analytisch 
saubere Begriffsbestimmungen unter Refle-
xion unterschiedlicher politischer Kulturen. 
Prospektiv werden Untersuchungen gefor-
dert,  die ein europaweites und ländergerech-
tes Bild über Jugendpartizipation  ermögli-
chen. 
 
Der Mangel an belastbaren Daten wird be-
sonders an den Stellen des Berichts eklatant 
sichtbar, wo ohne Vorlage einer einzigen 
Trendtabelle die Darstellung entsprechender 
Entwicklungen versucht und etwa ein „Rück- 
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gang traditioneller Mitgliedschaften in Orga-
nisationen“ konstatiert wird.2 Um etwas über 
bürgerschaftliches Engagement der Jugend 
in seiner Breite und Intensität der Formen zu 
erfahren, muss die Erfassung recht differen-
ziert angelegt sein. Um außerdem Trends 
festzustellen, müssen auf der Basis einer so-
liden Base-Line-Studie die weiteren Befra-
gungen mit identischen Instrumenten durch-
geführt werden.  
 
 
Jugend und Gesundheit 
 
Unklar bleibt, von welchem Gesundheitsbe-
griff in diesem Kapitel des Jugendberichts 
ausgegangen wird, jedenfalls nicht explizit 
von dem umfassenden Gesundheitsbegriff 
der WHO (Ottawa Charta 1986), der neben 
der körperlichen auch psychische und soziale 
Gesundheit und subjektives Wohlbefinden 
umfasst. In dem Kapitel werden vor allem Da-
ten zu den Altersgruppen 15 bis 24 und 25 
bis 34 Jahre zusammengetragen, und zwar 
zu den Bereichen 
• Einschätzung der eigenen Gesundheit 

und psychische Störungen 
• Über-/Untergewicht 
• Todesursachen und HIV- 

Infektionsraten 
• Tabakkonsum 
• Alkoholkonsum 
• Drogenkonsum. 
 
Damit werden die wichtigsten Bereiche der 
„neuen Morbiditäten“, also der multifaktoriell 
                                                 
2 Als „Forschungsbefund“ wird referiert: „22 
Prozent der jungen EU-Bürgerinnen und -
Bürger geben an, Mitglieder in Organisationen 
zu sein.“ Dann wird behauptet, dass 49 Prozent 
„of young persons“ in einem Sportverein aktiv 
seien. Dieser Wert gilt jedoch nicht für die Ju-
gend insgesamt, sondern nur für diejenigen, die 
in der Vorfrage geäußert haben, in einem Ver-
band/Verein Mitglied zu sein. Außerdem erweist 
sich die problematisierte Abnahme der Mit-
gliedschaften in Organisationen als Fehlinter-
pretation vorhandener Daten. Aus der Partizipa-
tions-, Freiwilligen- und Ehrenamtsforschung ist 
bekannt, dass sich nach Vorfragen wie „Sind 
Sie Mitglied?“ oder „Sind sie ehrenamtlich ak-
tiv?“ viel weniger Befragte als aktiv einschät-
zen, als wenn man ihnen die Vielfalt bürger-
schaftlicher Eingebundenheit verdeutlicht, die 
bei dieser Frage eigentlich gemeint ist. 

und vor allem auch durch Lebensstile und 
Lebensverhältnisse bedingten Krankheiten 
und Störungen angesprochen. Andere 
gesundheitsrelevante Bereiche wie zum Bei-
spiel Störungen der Sprache, Motorik und 
des Verhaltens und (Mangel an) Bewegung 
sowie Allergien werden ebenso wenig be-
rücksichtigt wie nichtstoffgebundenes Ab-
hängigkeitsverhalten, wie etwa Spiel- oder In-
ternet-„Sucht“. Es werden auch keine Zu-
sammenhänge zwischen verschiedenen 
Problembereichen dargestellt, so etwa zwi-
schen Übergewicht, Mangel an Bewegung 
und Fitness und Medienkonsum. 
 
Umfang und Detailliertheit der präsentierten 
Daten zu den einzelnen Bereichen sind sehr 
unterschiedlich – so leiden nach Angaben 
des Berichts ca. zwei Millionen der 100 Milli-
onen jungen Menschen in der EU unter psy-
chischen Problemen. 60 Prozent der Todes-
fälle bei Jugendlichen werden auf externe 
Gründe zurückgeführt, wobei der Unfalltod 
der häufigste ist. In der weiteren Reihenfolge 
stehen Selbstmord, Drogenmissbrauch, Ge-
walt und AIDS/HIV. 17 Prozent der 15- bis 
24-Jährigen sind übergewichtig, 9 Prozent 
untergewichtig. 24 Prozent der 15- bis 29-
Jährigen rauchen täglich, im Durchschnitt be-
trinken sich junge Menschen zwischen 13 
und 14 Jahren das erste Mal. 13 Prozent der 
25- bis 34-Jährigen konsumieren Cannabis.  
 
Die Herkunft und die genauen Fragestellun-
gen sowie Zielgruppen der zugrunde liegen-
den Studien bleiben weitgehend offen. Unter-
schiedliche konzeptionelle Ansätze in den 
Studien könnten aber durchaus für die zum 
Teil sehr unterschiedlichen Ergebnisse in den 
einzelnen Ländern mitverantwortlich sein, 
ebenso wie die jeweiligen kulturellen Konno-
tationen bestimmter Frageninhalte. 
 
Die berichteten Daten unterscheiden zwar oft 
nach Ländern, aber sehr selten nach Ge-
schlecht und gar nicht nach sozioökonomi-
schem und Beschäftigungs- oder auch Migra-
tionsstatus der Befragten – dies alles wären 
aber wichtige Variablen, um der gesundheitli-
chen Chancenungleichheit auf die Spur zu 
kommen. Auch wird dem auf Störungen und 
gesundheitliches Problemverhalten gerichte-
ten „Defizitblick“ der Studie kein Blick auf die 
Ressourcen und Potentiale der jungen Men-
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schen gegenübergestellt, aktiv und selbstbe-
stimmt für ihre Gesundheit zu sorgen. 
 
Insgesamt sollten auf europäischer Ebene – 
ähnlich wie im deutschen 13. Kinder- und Ju-
gendbericht – die vielfältigen Aspekte von 
Gesundheit und ihre möglichen Einschrän-
kungen schon bei jungen Menschen stärker 
zum Thema gemacht werden, zum Beispiel in 
dem Sinne, dass bio-psycho-soziale Ge-
sundheit eine wichtige Voraussetzung für er-
folgreiche Bildungsprozesse ist und immer 
wieder aktiv gefördert und hergestellt werden 
muss. Auch die Bezüge zum Beispiel zwi-
schen sozialem und Bildungsstatus oder 
auch Geschlecht und Gesundheit sollten 
mehr Berücksichtigung finden. In diesem 
Sinne können die im EU-Jugendbericht ent-
haltenen vergleichenden Länderdaten zu be-
stimmten Gesundheitsindikatoren eine erste 
Orientierung über die jeweiligen Rangplätze 
der Länder und darüber geben, inwieweit sol-
che Platzierungen mit länderspezifischen Le-
bensbedingungen Jugendlicher und jugend-
politischen Gestaltungen zusammenhängen. 
 
 
Kultur, Multikulturalität, interkultureller 
Dialog 
 
Im Bericht wird davon ausgegangen, dass 
junge Menschen unter 30 Jahren die erste 
junge Generation bilden, die in einer erweiter-
ten Europäischen Union leben und von den 
vier Freiheiten (freier Personen-, Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr) profitie-
ren. „Vereint in Vielfalt“ als offizielles Motto 
der EU finde im „neuen Schmelztiegel“ dieser 
Generation seine Verwirklichung.  
 
Stimmt aber die Annahme eines „neuen 
Schmelztiegels“ unter Jugendlichen in Euro-
pa? Um dies empirisch zu belegen, waren 
zum Beispiel folgende Aspekte zu erfor-
schen: Wie nutzen Jugendliche bestehende 
Möglichkeiten der Kontaktaufnahme, Kom-
munikation, des wechselseitigen Kennenler-
nens und Austausches von Erfahrungen etwa 
durch die Teilnahme an europäischen Ju-
gendbegegnungsprogrammen? Welche Ef-
fekte haben diese Begegnungsprogramme 
mit Blick auf die Herausbildung einer europä-
ischen Identität und eines dementsprechen-
den (Selbst-)Bewusstseins unter Jugendli-

chen – in Relation zu ihrer nationalen Veran-
kerung und ihrem nationalen Selbstbild?  
 
Zur Multikulturalität wird bilanziert, dass junge 
Europäerinnen und Europäer im Sinne eines 
Austausches mit ausländischen Kulturen 
praktische Aktivitäten bevorzugen. Etwa 30 
Prozent schließen gerne Freundschaften mit 
anderen jungen Menschen aus anderen eu-
ropäischen Ländern. Ermöglicht werde dies 
durch gestiegene Mobilität innerhalb Europas 
(zum Beispiel Studium, Städtepartnerschaf-
ten, grenzüberschreitender Arbeitsmarkt, 
Tourismus). Offen bleiben allerdings Antwor-
ten auf Fragen wie: Wie finden diese grenz-
überschreitenden Freundschaftsbeziehungen 
statt? Durch wen (private und öffentliche Ge-
legenheitsstrukturen) werden sie eingeleitet? 
Welche Wege werden dabei beschritten und 
welche Unterschiede gibt es dabei mit Blick 
auf den sozio-ökonomischen Status der Ju-
gendlichen? Und schließlich: Wie kann – auf 
der Grundlage empirischer Befunde dazu – 
der Anteil an Jugendlichen mit Freund-
schaftsbeziehungen innerhalb des europäi-
schen Raums erhöht werden? Bezogen auf 
die Intensität grenzüberschreitender Freund-
schaftsbeziehungen wäre des Weiteren da-
nach zu unterscheiden, ob es sich dabei um 
unmittelbare persönliche Freundschaften 
handelt und/oder um (überwiegend) mittelba-
re Freundschaften (etwa per Internet, Chat-
ten, Skypen etc). 
 
Zu klären wäre auch, inwieweit sich im loka-
len Nahraum und – darin eingebettet – in un-
terschiedlichen Lebenssituationen und -
zusammenhängen (zum Beispiel Kindergar-
ten, Schule, Ausbildung, Arbeit, Nachbar-
schaft, Jugendverbände) selbstbestimmte 
und eigenständige Prozesse des interkultu-
rellen Dialogs und der interkulturellen Bezie-
hungen entwickeln, wie sich ein solcher Pro-
zess auch bottom-up gestalten ließe, um po-
sitive Entwicklungen zu sichern und auf eine 
breitere Anwendung hin zu transformieren.  
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2. Anforderungen an eine kinder- 
und jugend(hilfe)politisch 
sinnvolle Weiterentwicklung 
des Europäischen Jugendbe-
richts als Instrument einer EU-
Jugendstrategie 

 
Infolge des Weißbuchs „Neuer Schwung für 
die Jugend Europas“ der Europäischen 
Kommission aus dem Jahr 2001 wurde „Mehr 
Wissen über die Jugend“ als vierte Priorität 
neben Partizipation, Information und Freiwilli-
genengagement für die Offene Methode der 
Koordinierung im Jugendbereich festgelegt. 
Zwar war zu diesem Zeitpunkt noch von kei-
nem europäischen Jugendbericht die Rede, 
die Priorisierung verdeutlicht aber die Er-
kenntnis, dass Erfolg versprechende politi-
sche Strategien evidenzbasierte Informati-
ons- und Wissensgrundlagen benötigen. 
 
Im Jahr 2007 wurde mit dem BEPA-Papier 
„Investing in Youth“3 der erste Versuch ge-
macht, einen umfassenden und zusammen-
hängenden Blick auf die Problemlagen und 
Lebenslagen junger Menschen in der Euro-
päischen Union zu richten und dabei insbe-
sondere herauszuarbeiten, auf welcher 
Grundlage sich trotz der verschiedenen Be-
dingungen in den 27 Mitgliedstaaten gemein-
same europäische Strategien entwickeln und 
begründen lassen. Bereits der BEPA-Bericht 
hielt die Vorlage eines Europäischen Ju-
gendberichtes für sinnvoll. 
 
Insofern ist der jetzt von der Europäischen 
Kommission vorgelegte erste Europäische 
Jugendbericht als sinnvolle Umsetzung einer 
Empfehlung der BEPA und als weiterer 
Schritt hin zu einer künftigen Jugendpolitik in 
Europa zu verstehen. Der Bericht gibt zwar 
im Wesentlichen keine neuen Erkenntnisse 
wieder, sondern bündelt bereits veröffentlich-
te und dargestellte Erkenntnisse, er gibt aber 
auch nicht vor, mehr zu sein. In der Einlei-
tung heißt es: „Es ist der erste Versuch, Da-
ten und Statistiken zusammenzuführen, um 
ein Bild über die Situation junger Menschen 

                                                 
3 Leanda Barrington-Leach, Marcel Canoy, Agnès 
Hubert, Frédéric Lerais (Bureau of European Policy 
Advisers – BEPA): Investing in youth: an empower-
ment strategy, April 2007 

in Europa zu erhalten.“ Und auch bei der De-
finition des Ziels bleibt der Bericht selber be-
scheiden: „(er) unterstützt (…) die jugendpoli-
tische Zusammenarbeit durch die Zusam-
menstellung von Statistiken und Daten über 
die Lebensbedingungen junger Menschen.“  
 
Insofern ist zu begrüßen, dass erstmals in ei-
ner komprimierten Form alle wesentlichen, 
auf europäischer Ebene vorliegenden Er-
kenntnisse zusammengefasst worden sind 
und damit politisch handhabbar werden. Die-
se Darstellung ermöglicht auch eine Orientie-
rung über den jeweiligen Entwicklungsstand 
des eigenen Landes im Vergleich zu den Mit-
gliedsländern der EU. 
 
Zuzüglich der Forderung, dass tatsächlich im 
Abstand von drei Jahren derartige Berichte 
vorgelegt werden, sind folgende Anforderun-
gen an die Weiterentwicklung künftiger Be-
richte zu stellen, damit diese tatsächlich als 
Handlungsinstrument politisch wirksam wer-
den: 
 
• Europäischer Jugendsurvey: Um Eu-

ropäische Jugendberichte auf eine solide 
und für Trendanalysen taugliche Daten-
basis zu stellen, sind systematische For-
schungen notwendig, die mehr als nur 
Meinungsumfragen und das Zusammen-
stellen vorhandener Daten darstellen. Der 
Europäische Jugendbericht soll mehr 
Kenntnis und Erfahrungsaustausch über 
die Lebenslagen aller junger Menschen  
ermöglichen und Jugendpolitik auf natio-
naler, regionaler und lokaler Ebene un-
termauern. Um das zu ermöglichen, wird 
ein Europäischer Jugendsurvey benötigt, 
der eine verlässliche und valide Datenba-
sis schafft. Eine angemessene europa-
weite Stichprobe von ca. 50.000 jungen 
Menschen würde nicht nur europaweite 
differenzierende Analysen ermöglichen, 
sondern die einzelnen Länder könnten 
auch „ihre“ Jugend, deren Lebenslagen, 
Einstellungen, Problemkonstellationen, 
Zukunftswünsche usw. genauer in den 
Blick nehmen und im Kontext anderer eu-
ropäischer Ergebnisse der Jugendfor-
schung vergleichen. Für die Politiken auf 
unterschiedlichen Ebenen wäre es damit 
auch möglich, das Erreichen vorhandener 
Ziele zu bewerten und für zusätzlich neu 
zu setzende jugendpolitische Schwer-
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punkte Anhaltspunkte zu haben. Neben 
Kenntnissen über Lebenslagen könnte 
ein europäischer Jugendsurvey repräsen-
tativ die Einstellungen und Erwartungen 
junger Menschen eruieren, die im Rah-
men des „strukturierten Dialogs“ bislang 
nur unzureichend eingebracht werden. 
Dieser Survey könnte als Base-Line-
Studie auf der Grundlage wissenschaftli-
cher Standards mit den Schlüsselkonzep-
ten Klarheit, Komplexität, Konsistenz, in-
ternationale Vergleichbarkeit und Konti-
nuität dienen. Damit würden Längs-
schnittanalysen von Trends, die Entwick-
lung von Indikatoren sowie politische und 
praktische Relevanz ermöglicht. Auch 
könnten auf dieser Grundlage politische 
Strategien auf verschiedenen Ebenen 
evaluiert und weiterentwickelt werden. 
Auch die im Zusammenhang mit dem 
Monitoring der EU-Kinderrechtestrategie 
in Entwicklung befindlichen Indikatoren 
sollten berücksichtigt werden. 

• Ursachenanalyse: In weiten Teilen ver-
bleibt der Jugendbericht bei einer bloßen 
Beschreibung der Situation junger Men-
schen in Europa, stark bezogen auf sta-
tistisches Material. Es fehlen aber analy-
tische Ansätze, die Ursachen für be-
stimmte Entwicklungen verdeutlichen.  

• Handlungsempfehlungen: Künftige Be-
richte sollten trotz eines notwendigen all-
gemeinen Charakters Handlungsempfeh-
lungen für die einzelnen Bereiche formu-
lieren. Damit würde ein derartiger Bericht 
stärkere Wirkung entfalten können und 
damit verdeutlichen, wo die EU die Mög-
lichkeiten sieht, die Lebenslagen junger 
Menschen zu verbessern. Das könnte 
auch Einfluss auf die entsprechenden 
EU-Programme haben.  

• Kindheit/Jugend: Gemäß der europäi-
schen Sichtweise konzentriert sich der 
Bericht auf die Altersspanne der 15- bis 
29-Jährigen. Viele Entwicklungsprozesse, 
die Einfluss auf die Lebenswirklichkeit 
und die Lebensperspektive der Jugendli-
chen legen, finden jedoch bereits in frü-
heren Lebensabschnitten statt und kön-
nen für eine kohärente Jugendpolitik nicht 
ausgeklammert werden. Nicht umsonst 

hat der Bericht der BEPA gefordert, früh 
in die Jugend zu „investieren“. 

• Europäischer Jugendbericht mit poli-
tischer Relevanz: Die politische Kon-
struktion eines Europäischen Jugendbe-
richtes sollte analog zum deutschen Kin-
der- und Jugendbericht (gemäß § 84 
SGB VIII) angelegt sein. Angesichts der 
vielfältigen pluralen und föderalen Zu-
ständigkeiten und Interessenstrukturen 
im Kontext Jugend und Jugendhilfe hat 
sich diese vom deutschen Gesetzgeber 
gewählte Konstruktion einer unabhängi-
gen Sachverständigenkommission gut 
bewährt. Die wissenschaftliche Berichter-
stattung stellt die Diskussionen von Poli-
tik und Praxis über die Lage der Jugend 
und die Leistungen der Jugendhilfe auf 
ein sachliches Fundament. Die wissen-
schaftlichen Empfehlungen und die politi-
schen Stellungnahmen bieten dann für 
die Akteure auf allen Ebenen wichtige 
Anregungen für Auseinandersetzungen 
um konkrete Weiterentwicklungen der 
Jugendpolitik. Entsprechend dem Ju-
gendbericht in Deutschland wäre es zu 
begrüßen, wenn ein europäischer Ju-
gendbericht sich regelmäßig auch be-
stimmten Einzelfeldern zuwendet und 
diese durch vertiefende wissenschaftliche 
Analysen bearbeitet.  

• Einbeziehung anderer EU-
Institutionen: Um künftigen Berichten zu 
größerer Unabhängigkeit und größerer 
politischer Wirkung zu verhelfen, sollten 
sie von einer durch Kommission und Rat 
beauftragten unabhängigen Sachver-
ständigenkommission erarbeitet und ge-
meinsam von Kommission und Rat vor-
gelegt werden. Das EU-Parlament, der 
Ausschuss der Regionen sowie der Wirt-
schafts- und Sozialausschuss sollten Ge-
legenheit zur Beratung und zu Stellung-
nahmen erhalten, die als Teil des Berich-
tes mit veröffentlicht werden.  

• Nutzbarmachung für Nicht-Experten: 
Dem Bericht fehlt eine Zusammenfas-
sung der wesentlichen Aussagen, die es 
politischen Entscheidungsträgern und Ak-
teuren der Kinder- und Jugendhilfe er-
möglichen könnten, sich die wesentlichen 
Aussagen schnell zu eigen zu machen. 
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Außerdem wurde der erste Europäische 
Jugendbericht von der Kommission nur in 
englischer Fassung vorgelegt. Damit er-
reicht er aber über den Kreis der Exper-
tinnen und Experten hinaus keine Wir-
kung. Als hilfreiches Angebot der EU-
Ebene an die Mitgliedstaaten, das von 
Jugendpolitikerinnen und Jugendpoliti-
kern ebenso genutzt werden soll wie von 
Akteuren der Kinder- und Jugendhilfepra-
xis und der Wissenschaft, wird der Ju-
gendbericht nur angenommen werden, 
wenn er seiner politischen Bedeutung 
entsprechend einen anderen Status als 
den eines Arbeitspapiers der Kommission 
bekommt und er in die Sprachen der EU-
Mitgliedstaaten übersetzt wird. Hilfreich 
wäre auch eine nutzbare interaktive Fas-
sung. 

 
Vorstand der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- 
und Jugendhilfe – AGJ 
Berlin, 01./02. Juli 2009  
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Einleitung 

Hiermit veröffentlicht die Europäische Kom-
mission das erste Mal einen Bericht über die 
Jugend in der Europäischen Union. Es ist 
ein erster Versuch, Daten und Statistiken 
zusammenzuführen, um ein Bild über die Si-
tuation junger Menschen in Europa zu er-
möglichen.  

Dieser Bericht wurde vom Rat der EU ange-
fordert und bildet eines der begleitenden 
Dokumente der Mitteilung der EU-
Kommission für einen neuen Rahmen der 
jugendpolitischen Zusammenarbeit mit dem 
Titel: „Eine EU-Strategie für die Jugend – In-
vestieren und Befähigen“. 

Der Bericht verfolgt eine zweifache Zielset-
zung. Zum einen soll er den neuen Rahmen 
der jugendpolitischen Zusammenarbeit 
durch die Sammlung eines großen Teils der 
verfügbaren Statistiken und Daten über die 
Lebensbedingungen junger Menschen un-
terstützen. Zum anderen müssen alle Be-
mühungen, den Herausforderungen für jun-
ge Menschen zu begegnen und ihre Situati-
on zu verbessern, evidenzbasiert sein. 

Der Bericht „European Research on Youth“ 
mit Ergebnissen jugendspezifischer Projek-
te, die im Rahmen des Forschungspro-
gramms der Kommission seit 1996 gefördert 
wurden, werden ebenso wie eine in Kürze 
erscheinende Publikation von Eurostat mit 
Daten und Statistiken zur Situation junger 
Menschen ergänzende Informationen liefern.  

Indem dieser Bericht Fakten und Wissen 
über die Situation der Jugend zugänglich 
macht, gibt er auch Hinweise auf Lücken bei 
Jugendforschung und Daten und damit auf 
mögliche Gelegenheiten für künftige Ver-
besserungen. 

Mit der Erstellung dieses ersten Europäi-
schen Jugendberichtes beabsichtigt die Eu-
ropäische Kommission, zu einer besser inte-
grierten Politik für die Jugend beizutragen. 
Diese Dynamik ist auch auf nationaler Ebe-
ne wirksam, wo der weitergehende Erkennt-
nisgewinn auch die Bedingungen für die 
Entwicklung von Jugendpolitik verbessern 
kann. 

  

 

 

Der Gegenstand des Berichts: Definition 
von Jugend 

Es gibt keine eindeutige Definition von Ju-
gend. Die Zeit, in der eine Person als jung 
bezeichnet wird, stellt eine Übergangsphase 
dar. Jugend wird definiert als Übergang von 
der abhängigen Kindheit zum unabhängigen 
Erwachsensein. Junge Menschen befinden 
sich zwischen einer Welt weitgehender Si-
cherheit und vergleichbarer Biografien und 
einer Welt von Chance und/oder Risiko, in 
der die Menschen ihre eigene Orientierung 
und soziale Einbindung selbst wählen und 
planen müssen. 

Es ist kein einfaches Unterfangen, eine all-
gemein akzeptierte Definition von Jugend zu 
finden. Alter ist ein nützlicher aber unzurei-
chender Indikator, um den Übergang zum 
Erwachsensein zu charakterisieren. Weitere 
qualitativen Erhebungen verdeutlichen, wie 
Gesellschaften ihren jungen Menschen zu-
nehmende Mündigkeit zugestehen. Die Al-
tersgrenze für Kindervergünstigungen, das 
Ende der Schulpflicht, das aktive und passi-
ve Wahlalter können als Meilensteine auf 
dem Weg zum Erwachsensein betrachtet 
werden. 

Die Altersgrenze für Kindervergünstigungen 
variiert normalerweise zwischen 15 (Tsche-
chische Republik und Litauen) und 18 Jah-
ren, wird jedoch oft verlängert, wenn sich die 
jungen Menschen noch in der Ausbildung 
befinden. Das Ende der Schulpflicht kann 
ebenso als Zeitpunkt angesehen werden, ab 
dem die Jugendlichen ihre eigenen Ent-
scheidungen treffen können. Es variiert zwi-
schen 14 und 17 Jahren. 

Legt man Bürgerrechte zugrunde, liegt das 
Wahlalter in der EU mit Ausnahme von Ös-
terreich (16) bei 18 Jahren. In Italien ist das 
gesetzliche Wahlalter 18 Jahre, aber der 
Senat kann nur von Menschen ab 25 Jahren 
gewählt werden. Das passive Wahlalter vari-
iert in den Mitgliedstaaten zwischen 18 und 
40 Jahren und ist zudem abhängig von der 
Art der Wahl. 

Neben den bisher aufgeführten altersbezo-
genen Meilensteinen ist der Erwachsenen-
status auch auf den Zeitpunkt bezogen, zu 
dem junge Menschen finanziell unabhängig 
werden. Aufgrund verlängerter Bildungszei-
ten (insbesondere durch steigende Teilnah-
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me an höherer Bildung) sowie der Schwie-
rigkeiten, einen ersten Job zu bekommen 
und bezahlbaren Wohnraum zu finden, hat 
sich die Phase des Übergangs von Jugend 
zu Unabhängigkeit verlängert. 

Aus diesen Gründen konzentriert sich dieser 
Bericht hauptsächlich auf die Altersgruppe 
der 15- bis 29-Jährigen, wenngleich den Sta-
tistiken und Daten manchmal andere Alters-
spannen zu Grunde liegen. 
 
 
Verfahren 
 
Der Bericht deckt die Bereiche ab, die als 
bedeutsam für die Entwicklung von Jugend-
politik gelten. Allerdings wurde besondere 
Aufmerksamkeit auf jene Bereiche gerichtet, 
in denen nützliche Daten zur Situation junger 
Menschen in Europa leicht zugänglich wa-
ren. 
 
 
Quellen 
 
Die Kapitel 1, 2 und 4 basieren im Wesentli-
chen auf Daten und Analysen, die von 
Eurostat bereitgestellt wurden und auf fol-
genden wesentlichen Erhebungen beruhen: 

• Arbeitskräfteerhebung der EU (AKE 
EU) 

• Statistik der EU über Einkommen 
und Lebensbedingungen (EU-SILC) 

Dem Kapitel 3 liegen hauptsächlich Berichte 
von Mitgliedstaaten an die Kommission, Da-
ten des European Knowledge Centre for 
Youth Policy (EKCYP)1 sowie einige Erhe-
bungen von Eurobarometer zu Grunde. Die 
Eurobarometer-Erhebungen sind keine sta-
tistischen Instrumente, sondern basieren auf 
subjektiven Antworten auf Befragungen und 
sind nicht immer erschöpfend. 

 

                                                 
1 EKCYP ist ein Wissensverwaltungssystem, das   
gemeinsam von der Europäischen Kommission und 
dem Europarat entwickelt wurde, um jugendpoliti-
schen Entscheidungsträgerinnen und Entschei-
dungsträgern und anderen Interessierten mittels ei-
nes einzigen Zugangs Informationen über die Le-
benswirklichkeiten der Jugend in ganz Europa be-
reitzustellen.  

Aus dem European Social Survey (ESS)2 
wurden ebenfalls eine Reihe von Daten für 
einige Teile der Kapitel 3 und 4 bezogen. 
 
 
Inhalt 

Die Absicht dieses Berichtes ist es, Daten 
und Analysen über die verschiedenen Wege 
junger Menschen bereitzustellen und deut-
lich zu machen, wie sie grundlegende de-
mografische, wirtschaftliche und soziale 
Kontexte beeinflussen bzw. von diesen be-
einflusst werden. Dies meint insbesondere 
den Übergang von der Bildung in den Ar-
beitsmarkt. Andere bedeutsame Bereiche 
sind die Analyse der aktiven Bürgerschaft 
junger Menschen ebenso wie ihr Wohlbefin-
den, ihr Familienleben und andere allgemei-
ne Aspekte ihres Lebensstils. 
 
 
Erscheinungsweise 
 
Übereinstimmend mit der Forderung des Ra-
tes der EU wird beabsichtigt, einen EU-
Jugendbericht alle drei Jahre zu erstellen. 
Auf diese Weise soll eine konstruktive Dy-
namik  entwickelt werden: Die Analyse von 
Bereichen mit unzureichender Datenlage 
wird ergeben, welche anderen Informationen 
und Analysen nützlich sein könnten. Die ent-
sprechenden Ergebnisse können in den 
nächsten Bericht einfließen. 

                                                 
2 ESS ist ein akademisch betriebener Sozialsurvey, 
der Übersichten und Erklärungen über die Wech-
selwirkungen zwischen den sich wandelnden Euro-
päischen Institutionen und den vielfältigen Haltun-
gen und Einstellungen sowie den Verhaltensweisen 
der europäischen Bevölkerung bereitstellt. Mittler-
weile in vierter „Generation“, deckt der Sozialsurvey 
über 30 Nationen ab. Der Survey wurde finanziert 
vom Europäischen Forschungsrahmenprogramm. 
Weitere Informationen sind erhältlich unter 
www.europeansocialsurvey.org. 
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1.  Demografie 

In den zurückliegenden Jahrzehnten 
ist die Lebenserwartung in Europa 
stetig gestiegen. Das hat zunehmen-
de Auswirkungen auf die allgemeine 
Lebensplanung und die Länge der 
Hauptlebensphasen: Schulzeit, Ar-
beitsleben und Ruhestand tendieren 
dazu, länger zu werden. 

 

1.1.  Fast 100 Millionen junge Men-
schen leben in der Europäischen 
Union 

Daten aus dem Jahr 2007 belegen, 
dass rund 96 Millionen junger Men-
schen im Alter zwischen 15 und 29 in 
der Europäischen Union leben. Ein 
Anteil von 34 Millionen Einwohnern 
ist zwischen 25 und 29 Jahren alt, 
etwas mehr, als in den anderen bei-
den Altersgruppen (20-24 und 15-
19), in denen es 32 beziehungsweise 
30 Millionen Einwohner sind. Ge-
messen an der Gesamtbevölkerung 
macht die Zahl junger Menschen et-
was weniger als ein Fünftel aus (19,4 
Prozent), wobei die Altersgruppe 
zwischen 25 und 29 mit 6,9 Prozent 
etwas höher ist als die der 20- bis 
24-Jährigen  (6,5  Prozent)  und  der  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

15- bis 19-Jährigen (6 Prozent). Der 
Anteil junger Menschen zwischen 15 
und 29 Jahren in den einzelnen Mit-
gliedstaaten variiert zwischen 22 und 
24 Prozent in den baltischen Staaten 
(Estland, Lettland und Litauen) sowie 
Zypern und Malta, während es weni-
ger als 20 Prozent (durchschnittlicher 
Anteil auf EU-Ebene) in Österreich, 
Deutschland, Finnland, Griechen-
land, Italien, Luxemburg, den Nieder-
landen, Schweden und Belgien, 
Spanien und Großbritannien sind.  

 

1.2.  Veränderungen in der arbeitsfähi-
gen Bevölkerung 

In der näheren Zukunft wird die Eu-
ropäische Union mit zwei demografi-
schen Herausforderungen konfron-
tiert, nämlich der Alterung und dem 
bevorstehenden Rückgang der Be-
völkerung. Der Bevölkerungsanteil 
junger Menschen wird weiter sinken, 
während der der Älteren steigen 
wird.           

Als Folge dieser Entwicklungen wer-
den sich die Eigenschaften der arbei-
tenden Bevölkerung verändern. Zwei  
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Merkmale sind insbesondere hilf-
reich, um diesen Trend zu verdeutli-
chen: die Bevölkerung im arbeitsfä-
higen Alter (20-59 sowie 60-65 Jah-
re) und die Erwerbsquoten pro Al-
tersgruppe. 

Im Verlauf des vergangenen Jahr-
zehnts stieg sowohl die Bevölkerung 
im arbeitsfähigen Alter (20-59) als 
auch die Bevölkerung ab 60 Jahre 
durchschnittlich um eine auf 1,5 Mil-
lionen Menschen pro Jahr. Beruhend 
auf Projektionen von Eurostat ist 
voraussehbar, dass der Bevölke-
rungsanteil der mindestens 60-
Jährigen von nun an für die kom-
menden 25 Jahre um zwei Millionen 
jährlich steigen wird. Das Wachstum 
der arbeitsfähigen Bevölkerung 
nimmt schnell ab und wird alles in al-
lem in sechs Jahren zum Stillstand 
gekommen sein. Ab diesem Zeit-
punkt wird dieser Anteil um eine bis 
1,5 Millionen in jedem Jahr schrump-
fen.  

Die Projektionen der Nicht-
Erwerbstätigen-Quotienten3 der alten 
und jungen Menschen deuten darauf  
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3 Der Nicht-Erwerbstätigen-Quotient ist der Quotient 
aus demjenigen Anteil einer Altersgruppe, der nor-
malerweise arbeitet und demjenigen Anteil dersel-
ben Altersgruppe, der dies normalerweise nicht tut. 

hin, dass im Jahr 2050 die unter 14-
Jährigen weniger sein werden als ein 
Viertel der Altersgruppe der 15- bis 
64-Jährigen, während die über 65-
Jährigen mehr sein werden als 50 
Prozent der 15- bis 64-Jährigen. 
Zwischen 2004 und 2050 wird der 
Nicht-Erwerbstätigen-Quotient der 
jungen Menschen stabil bleiben, 
während sich der der Älteren nahezu 
verdoppeln wird. 

2050 wird der Nicht-Erwerbstätigen 
Quotient der Älteren in etwa der Hälf-
te der EU-Mitgliedstaaten weniger 
als 50 Prozent betragen, während er 
in Ländern wie Bulgarien, Spanien 
und Italien über 60 Prozent liegen 
wird. Der Nicht-Erwerbstätigen-Quo-
tient der Jüngeren wird für alle Mit-
gliedstaaten mit unter 30 Prozent  
prognostiziert, mit den höchsten 
Werten (über 27 Prozent) in Irland, 
Frankreich, Luxemburg und Schwe-
den und den niedrigsten Werten (un-
ter 22 Prozent) in Bulgarien, 
Deutschland, Spanien, Österreich 
und Rumänien. 
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1.3.  Einwanderung und Mobilität 
junger Menschen 
 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sind attraktiv für junge Men-
schen aus anderen Ländern. Sie 
kommen aus Nachbarstaaten der 
EU, aus ehemaligen Kolonien von 
Mitgliedstaaten oder aus anderen 
Staaten außerhalb Europas. Mobilität 
innerhalb Europas hat ebenfalls 
Auswirkungen auf Veränderungen 
des sozialen Gefüges. Wenn man in-
ternationale Wanderungsmuster be-
trachtet, dann haben die Staaten Eu-
ropas seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges grundlegende Verände-
rungen, am stärksten erkennbar an 
einer fortschreitenden Tendenz weg 
von der Auswanderung und hin zur 
Einwanderung, durchgemacht. Die-
ser Trend hat sich verstärkt, interna-
tionale Migration ist ein Schlüsselfak-
tor für das Wachsen der europäi-
schen Bevölkerung geworden, und 
der Zustrom von Einwanderern wird 
wachsen.  

Die Alterung der Bevölkerung ein-
schließlich des Alterns der Arbeits-
kräfte könnte weiterhin einen ver-
stärkenden Einfluss auf die internati-
onale Migration haben.  

Die Daten, auf denen die folgenden 
Abschnitte beruhen, stammen von 
Eurostat (Eurostat LFS und Eurostat 
Bevölkerung – Internationale Migra-
tion und Asyl). Im Rahmen der Mig-
rationsdaten für junge Menschen 
werden auch Studierende im Aus-
land berücksichtigt.  
 
 
Mobilität junger Europäerinnen  
und Europäer 
 
Junge Bürgerinnen und Bürger der 
EU tendieren mehrheitlich dazu, 
nach Belgien, Deutschland, Spanien, 
Italien, Zypern, Österreich, Schwe-
den und Großbritannien zu ziehen, 
wobei Großbritannien und Spanien 
nach wie vor die bevorzugten Auf-
nahmeländer für junge Menschen 
sind. In Luxemburg kommen fast 40 
Prozent der jungen Menschen aus 
anderen EU-Staaten. Migrations-

ströme zeigen, dass junge Men-
schen dazu neigen, in Nachbarstaa-
ten zu gehen. So stammt zum Bei-
spiel die größte Gruppe ausländi-
scher junger Menschen, die in Slo-
wenien wohnen, aus Deutschland, 
und in Großbritannien stammen 
475.000 junge Menschen aus Irland. 
 
 
Mobilität aus Gebieten außerhalb  
der EU 
 
Einwanderung von Gebieten außer-
halb der EU wird von zahlreichen 
verschiedenen Faktoren beeinflusst, 
wie frühere koloniale Verbindungen 
(Belgien, Frankreich, Großbritannien, 
die Niederlande oder Spanien und 
Portugal), strategische geografische 
Lagen als Zugang nach Europa (Est-
land, Spanien, Griechenland oder 
Finnland), günstige wirtschaftliche 
Verhältnisse (z. B. Luxemburg) oder 
eine Kombination mehrerer oder aller 
dieser Bedingungen. 

Deutschland, Spanien und Großbri-
tannien sind die Länder mit der größ-
ten absoluten Anzahl junger Nicht-
EU-Bürgerinnen und -Bürger im Alter 
zwischen 15 und 29 Jahren (1,8, 1,4 
beziehungsweise 1,25 Millionen). Im 
Jahr 2007 waren mehr als 15 Pro-
zent der jungen Menschen in Spani-
en keine EU-Bürgerinnen und -Bür-
ger. Das war nach Luxemburg der 
zweitgrößte Anteil unter allen 18 EU-
Mitgliedstaaten, für die diese Daten 
verfügbar sind. Deutschland und Ös-
terreich folgen mit 13,6 Prozent be-
ziehungsweise 12,4 Prozent. Der ge-
ringste Anteil besteht in drei der 
jüngsten EU-Mitgliedstaaten (Polen, 
Rumänien und Slowakei). 

Spanien ist das Hauptziel für junge 
Immigrantinnen und Immigranten 
aus Amerika und Afrika, während die 
meisten jungen Einwanderinnen und 
Einwanderer aus Asien dazu neigen, 
nach Großbritannien zu gehen. Viele 
junge Migrantinnen und Migranten in 
den Niederlanden stammen aus Asi-
en, gefolgt von Amerika, Afrika und 
der Türkei. Die größte Gruppe von 
Bürgerinnen und Bürgern aus „Dritt-
Ländern“ in Österreich, Deutschland, 
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Dänemark und den Niederlanden ist 
aus der Türkei, und die Mehrzahl der 
Ausländerinnen und Ausländer aus 
„Drittstaaten“ in Frankreich und Spa-
nien haben die marokkanische  
Staatsbürgerschaft. In Frankreich er-
leichtert auch die geografische und 
kulturelle Nähe die Mobilität. Junge 
Menschen aus Island und Norwegen 
neigen dazu, nach Schweden oder 
Dänemark zu gehen, während Ju-
gendliche aus Kroatien und der 
ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien zunächst nach Sloweni-
en auswandern. 

 
Demografische Kennzahlen 

 
• Gegenwärtig leben 96 Milli-

onen junge Menschen zwi-
schen 15 und 29 Jahren in 
der EU. 

• Junge Menschen zwischen 
15 und 29 Jahren bilden ei-
nen Anteil von 19,4 Prozent 
an der Gesamtbevölkerung 
in der EU. 

• Der projizierte Anteil junger 
Menschen beträgt im Jahr 
2050 15,3 Prozent der ge-
samten Bevölkerung. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.  Übergang von Bildung zu  
Beschäftigung 

 
2.1.  Bildung 
 

In Europa ist die Ausweitung der 
Schulzeit ein seit langem beobachte-
tes Phänomen. Das schnelle Wirt-
schaftswachstum zwischen 1950 und 
1975 ließ den Bedarf nach qualifi-
zierter Arbeit aufgrund des steigen-
den Bildungsniveaus anwachsen. In 
letzter Zeit erfordern höhere Arbeits-
losenraten und zunehmender welt-
weiter Wettbewerb einen weiteren 
Anstieg des Gesamtbildungsniveaus 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Europa. 

Die wissensbasierte Wirtschaft, die 
viele europäische Länder schon 
längst kennzeichnet, verlangt von 
den Menschen, dass sie in der Lage 
sind, ihre Fähigkeiten ständig durch 
lebenslanges Lernen zu erneuern, 
um ihre Beschäftigung über eine 
lange Zeit zu sichern und sich in eine 
wandelnde Gesellschaft zu integrie-
ren und daran teilzuhaben. 

 
Nützliche Konzepte und Definiti-
onen  
aus der Bildungsdatenbank von 
UNESCO/OECD/EUROSTAT 
(UOE) 

Die Schulzeiterwartung ist die ge-
schätzte Anzahl der Jahre, die ein 
alterstypisches fünfjähriges Kind in 
seinem Leben im Bildungssystem 
„eingeschrieben“ ist, sofern die der-
zeitigen Einschulungsbedingungen 
unverändert bleiben.  

Als frühe Schulabbrecher werden 
Personen zwischen 18 und 24 Jah-
ren bezeichnet, auf die die folgen-
den beiden Bedingungen zutreffen: 
der höchste erreichte Bildungs- 
oder Ausbildungsstand ist der 
UNESCO-Standard ISCED (Inter-
national Standard Classification of 
Education) 0, 1, 2 oder weniger als 
3 c und die Befragten haben erklärt, 
dass sie in einem Zeitraum von vier 
Wochen vor  der  Befragung  keine  
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weitere Bildung oder Ausbildung 
erhalten haben. 

Formale Bildung ist definiert als 
„…in einem System von Schulen, 
Colleges, Hochschulen, Universitä-
ten und anderen formalen Bil-
dungseinrichten bereitgestellte Bil-
dung, die normalerweise stufenwei-
se aufeinander aufbaut, als Voll-
zeitbildung für junge Menschen an-
gelegt ist, in der Regel im Alter zwi-
schen fünf und sieben Jahren be-
ginnt und bis zu einem Alter zwi-
schen 20 und 25 Jahren andauert. 
In einigen Ländern besteht der obe-
re Bereich dieser „Stufen“ aus mit-
einander verknüpften Berufs- und 
Schul- bzw. Hochschulphasen: der-
artige Programme werden in diesen 
Ländern mit dem Begriff “duales 
System“ oder vergleichbaren Aus-
drücken bezeichnet.“ 

Nicht-formale Bildung wird defi-
niert als „…jede organisierte und 
unterstützte Bildungsaktivität, die 
nicht der vorgenannten Definition 
formaler Bildung entspricht“.  Nicht-
formale Bildung findet demnach 
sowohl innerhalb als auch außer-
halb von Bildungseinrichtungen 
statt und zielt auf Personen jeden 
Alters.  Abhängig von den Umstän-
den in den Mitgliedstaaten kann es 
Bildungsprogramme für Erwachse-
ne zur Vermittlung von Lese- und 
Schreibfähigkeit, grundlegende Bil-
dung für Kinder außerhalb der 
Schule, für Lebens- und Arbeitsfä-
higkeiten und allgemein Kultur um-
fassen. Nicht-formale Bildungspro-
gramme müssen nicht notwendi-
gerweise dem „Stufen-System“ fol-
gen und können unterschiedliche 
Laufzeiten haben.“   

Informelles Lernen wird definiert 
als „…absichtlich, aber weniger or-
ganisiert und weniger strukturiert 
…“ und kann zum Beispiel Lernakti-
vitäten umfassen, die in der Familie, 
am Arbeitsplatz und im Alltagsleben 
jeder Person, auf einer selbst be-
stimmten, familien- oder sozial be-
stimmten Grundlage stattfinden. 

 

Die internationale Standardklassi-
fikation von Bildung (ISCED) ist 
ein geeignetes Instrument, um ver-
gleichbare Indikatoren und Statisti-
ken innerhalb von Einzelstaaten 
und international vergleichend zu 
sammeln, zusammenzustellen und 
zu präsentieren. Es umfasst Stan-
dardkonzepte, Definitionen und Ein-
teilungen für alle organisierten und 
unterstützten Lernmöglichkeiten für 
Kinder, Jugendliche und Erwachse-
ne einschließlich derer mit beson-
derem Förderbedarf, ungeachtet 
der Einrichtung oder Instanz, von 
der sie angeboten werden oder der 
Form, in der sie vermittelt werden. 

Level 0 – Vorschulbildung: Pro-
gramme auf dem Niveau 0 sind als 
Einstiegsniveau organisierten Leh-
rens in erster Linie ausgerichtet, um 
sehr junge Kinder an eine schuli-
sche Umgebung zu gewöhnen, 
sprich eine Brücke zwischen der 
häuslichen und der schulischen At-
mosphäre herzustellen. 

Level 1 – Grundschulbildung oder 
erste Phase grundlegender Bildung 
(Primarstufe): Programme auf dem 
Niveau 1 sind normalerweise entwi-
ckelt auf einer in Lerneinheiten oder 
Projekten angelegten Grundlage, 
um Schülerinnen und Schülern eine 
solide grundlegende Bildung im Le-
sen, Schreiben und Rechnen sowie 
ein grundlegendes Verständnis an-
derer Bereiche wie Geschichte, 
Erdkunde, Natur- und Geisteswis-
senschaften, Kunst und Musik (und 
in einigen Fällen auch Religion) zu 
vermitteln. 

Level 2 – Sekundarstufe I oder 
zweite Phase grundlegender Bil-
dung: die Bildungsinhalte dieser 
zweiten Phase sind in der Regel da-
rauf ausgerichtet, die in der Phase 
1 zur Verfügung gestellte Bildung 
zu vervollständigen. In vielen (wenn 
nicht gar allen) Staaten ist die Bil-
dungsabsicht, die Grundlagen für 
lebenslanges Lernen und Entfaltung 
der menschlichen Fähigkeiten zu 
legen, auf denen weiterführende 
Bildungsmöglichkeiten aufbauen. 
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Das Ende dieser Phase ist oft iden-
tisch mit dem Ende der Schulpflicht, 
sofern vorhanden. 

Level 3 – Sekundarstufe II: Diese 
Bildungsphase beginnt in den Län-
dern mit allgemeiner Schulpflicht in 
der Regel nach deren Ende. Hier ist 
eine größere Spezialisierung zu be-
obachten als auf dem ISCED-
Niveau 2, und die Lehrkräfte benö-
tigen eine höhere Qualifizierung 
oder Spezialisierung. Das Eintritts-
alter in diese Phase liegt in der Re-
gel bei 15 oder 16 Jahren. 

Level 4 – an Sekundarbildung an-
schließende, aber nicht Hochschul-
bildung: Programme auf dem 
ISCED-Niveau 4 können, abhängig 
vom Inhalt, nicht pauschal als 
Hochschulbildung bezeichnet wer-
den. Sie sind selten sehr viel fort-
geschrittener als die Programme 
auf dem ISCED-Niveau 3, aber sie 
helfen, die Kenntnisse der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer mit einem 
Abschluss auf dem Niveau 3  zu 
erweitern. Typische Beispiele für 
derartige Programme sind Vorberei-
tungskurse für Lernende, die einen 
Bildungsgang auf Niveau 5 anstre-
ben, die aber, obwohl sie das Ni-
veau 3 erreicht haben, nicht die er-
forderlichen Bildungsinhalte vermit-
telt bekamen, die einen Übergang 
in die Bildungswege des Niveaus 5 
erlauben, sprich Basiskurse oder 
kurze Berufsbildungskurse. 

Level 5 – erste Phase der Hoch-
schulbildung (nicht mit dem direkten 
Ziel einer wissenschaftlichen Quali-
fikation): Dieses Niveau umfasst 
Bildungsprogramme, deren Inhalt 
deutlich fortgeschrittener ist als auf 
den Niveaus 3 und 4. Dabei gibt es 
einen Unterschied zwischen Bil-
dungsgängen auf dem Niveau 5A 
(theoriebasierte Bildungsgänge 
oder solche, die auf Forschung vor-
bereiten, wie z. B. Geschichte, Phi-
losophie, Mathematik etc., oder die 
den Zugang zu Professionen mit 
hohen Anforderungen an Fähigkei-
ten (z. B. Medizin, Zahnmedizin, 
Architektur etc.) und 5B (praxisori- 

entierte, technik- oder berufsspezi-
fische Bildungsgänge).   

Level 6 – zweite Phase der Hoch-
schulbildung (führt zu einer erwei-
terten wissenschaftlichen Qualifika-
tion): Dieses Niveau ist vorgesehen 
für Bildungsgänge, die zur Verlei-
hung einer erweiterten wissen-
schaftlichen Qualifikation führen. 
Diese Bildungsgänge sind für erwei-
terte Studien und originäre For-
schung vorgesehen und beruhen 
nicht allein auf dem Besuch von 
Studienkursen. 

Der Begriff „Nachwuchswissen-
schaftler“ bezieht sich auf Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler 
in den ersten vier Jahren (vollzeit-
äquivalent) ihrer wissenschaftlichen 
Tätigkeit einschließlich der Assis-
tentenzeit.  
 
 
Gemäß der ISCED-Klassifizierung 
(International Standard 
Classification of Education 
ISCED 1997, UNESCO) gelten für 
allgemeine und berufliche Bil-
dung die folgenden Definitionen: 
 
Allgemeine Bildung: Bildung, die 
hauptsächlich so konzipiert ist, dass 
sie die Lernenden zu einem vertief-
ten Verständnis eines Fachgebietes 
oder mehreren Fachgebieten führt, 
insbesondere (aber nicht notwendi-
gerweise) mit dem Ziel, die Lernen-
den für eine weitergehende (ergän-
zende) Bildung auf der gleichen 
oder einer höheren Stufe zu befähi-
gen. Eine erfolgreiche Absolvierung 
dieser Programme kann den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern eine 
für den Arbeitsmarkt relevante Qua-
lifizierung auf diesem Niveau ver-
mitteln, muss dies aber nicht leis-
ten. Derartige Programme sind in 
der Regel schulischer Art. 

Berufliche oder technische Bil-
dung: Bildung, die hauptsächlich 
konzipiert ist, den Teilnehmenden 
die praktischen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und das Verständnis für eine 
Beschäftigung in einem bestimmten 
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Beruf oder Gewerbe oder einer 
Branche zu vermitteln. Die erfolgrei-
che Absolvierung solcher Program-
me führt zu einer arbeitsmarktrele-
vanten beruflichen Qualifizierung, 
die von den zuständigen Behörden 
des Landes anerkannt wird, in de-
nen sie erworben wurde (z. B. Bil-
dungsministerium, Berufsgenos-
senschaft u. a.) 

 
 

2.1.1.  Längere Schulzeit für Kinder 
 

Als ein Ergebnis gestiegener Le-
benserwartung ist die Zahl der Jahre, 
die junge Menschen innerhalb des 
formalen Bildungssystem verbringen, 
größer als je zuvor (heutzutage 
durchschnittlich 17 Jahre). Bei-
spielsweise in Dänemark, Estland, 
Finnland, Ungarn, Lettland, Litauen, 
Schweden und Polen bedeutet das, 
dass fünfjährige Kinder davon aus-
gehen können, mehr als ein Viertel 
ihres weiteren Lebens in Schule und 
Hochschule zu verbringen.  

Die Schulzeiterwartung hängt von 
verschiedenen Faktoren ab, die je-
des Schulsystem gliedern: die Dauer 
der allgemeinen Schulpflichtphase, 
der Zugang und die Angebote der 
vorschulischen Bildung, die verschie-
denen Formen der Sekundarstufe II 
(berufliche oder allgemeine Bildung) 
und die Art und Weise, wie Schüle-
rinnen und Schüler dem gegenüber-
stehen, die Art des Zugangs und die 
Bandbreite von Wahlmöglichkeiten in 
den weiterführenden Bildungsgän-
gen. Die Schulzeiterwartung wird 
neben der Schulpflicht unter ande-
rem auch von den Einstellungen der 
Eltern beeinflusst, die erwarten könn-
ten, dass Investitionen in die Bildung 
ihrer Kinder eine Sicherheit beim 
Statuserhalt und ein ordentliches 
Einkommen garantieren und einen 
Schutz vor Arbeitslosigkeit bieten. 

Zusätzlich zu Investitionen in weitere 
Bildung verstärkt die Entwicklung 
von Möglichkeiten des lebenslangen 
Lernens die Notwendigkeit, ebenso 
die Zeit zu berücksichtigen, die mit 
nicht-formalem und informellem Ler-

nen verbracht wird, um die Gesamt-
zeit für Bildung in einem Leben er-
fassen zu können.  
 
 

2.1.2.  Gewählte Laufbahnen nach  
der Schulpflicht 
 
In den meisten europäischen Staa-
ten endet die  Schulpflicht zwischen 
14 und 17 Jahren, was einhergeht 
mit dem Ende der grundlegenden 
Bildung. Heutzutage ist es nicht au-
ßergewöhnlich, nach dem Pflicht-
schulbesuch weiter im Bildungssys-
tem zu verbleiben. Ab diesem Alter 
können junge Europäerinnen und 
Europäer jedenfalls entscheiden, ob 
sie sich weiter bilden wollen, oder ob 
sie eine Erwerbstätigkeit aufnehmen 
wollen. Die meisten jungen Men-
schen entscheiden sich, ihre Studien 
über das  Ende der Schulpflicht hin-
aus weiterzuführen, aber einige wäh-
len andere Wege. Allerdings treffen 
viele junge Menschen keine klare 
Entscheidung, ob sie die Bildung 
weiterführen oder arbeiten. Stattdes-
sen entscheiden sie sich für eine 
Übergangsphase, während der sie 
versuchen, Bildung und Arbeit in 
Einklang zu bringen. 

In den meisten europäischen Staa-
ten verbleiben über 80 Prozent der 
Bevölkerung mindestens für ein Jahr 
über das Ende der Schulpflicht hin-
aus an der Schule. Die Teilnahme an 
Schulbildung nimmt im zweiten Jahr 
nach dem Ende der Schulpflicht ten-
denziell ab, verbleibt aber bei über 
70 Prozent in den meisten Ländern. 
Die Ausnahmen sind Deutschland 
und Großbritannien, wo weniger als 
50 Prozent der jungen Menschen die 
beiden Jahre nach dem Ende der 
Schulpflicht noch im Bildungssystem 
verbringen. 

Junge Frauen verbleiben länger im 
Bildungssystem als ihre männlichen 
Gegenüber. In den meisten Ländern 
ist auch der Anteil der Frauen im Bil-
dungssystem zwei Jahre nach dem 
Ende der Schulpflicht höher als der 
der Männer. 
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Im Alter von 19 Jahren befinden sich 
mehr als 60 Prozent der jungen Eu-
ropäerinnen und Europäer immer 
noch im formalen Bildungssystem, 
wenngleich sie sich dann je nach 
Bildungssystem und individuellem 
Lernfortschritt auf unterschiedlichen 
Stufen befinden. In Bulgarien, Lu-
xemburg, Österreich, Rumänien, 
Schweden und dem Vereinigten Kö-
nigreich sind mehr als die Hälfte der 
jungen Menschen über 19 Jahren 
nicht mehr in formaler Bildung. In 
diesen Ländern hat der Übergang 
zur Arbeitswelt für die Mehrheit der 
jungen Menschen dann längst be-
gonnen. In der Tschechischen Re-
publik, Deutschland, Irland, Ungarn 
und Österreich erreicht der Anteil der 
19-Jährigen, die eine berufliche oder 
technische Ausbildung besuchen, 
um die 10 Prozent. In Dänemark, 
Deutschland, Luxemburg und den 
Niederlanden befinden sich mehr als 
40 Prozent der 19-jährigen Bevölke-
rung in weitergehenden Bildungssys-
temen.  
 
 

2.1.3.  Bildungslaufbahn und früher  
Übergang ins Arbeitsleben 
 
Die Teilnahme an weiterführender 
Bildung hängt von deren Ausrichtung 
(allgemein oder beruflich) ab. In der 
EU befinden sich etwas mehr als die 
Hälfte aller Schülerinnen und Schüler 
der weiterführenden Bildungssyste-
me in der beruflichen Bildung. Der 
Anteil der Schülerinnen und Schüler, 
die sich in dieser Stufe auf den Ein-
tritt in das Arbeitsleben vorbereiten, 
ist insbesondere in der Tschechi-
schen Republik, Österreich und der 
Slowakei hoch (mehr als 70 Pro-
zent). In geringerem Ausmaß wählt 
in Belgien, Deutschland, Italien, Lu-
xemburg, den Niederlanden, Rumä-
nien, Slowenien und Finnland die 
Mehrzahl der Schülerinnen und 
Schüler in der weiterführenden Bil-
dung den beruflichen Bildungsweg. 
Auf der anderen Seite nutzen in Est-
land, Lettland, Litauen, Irland, Grie-
chenland, Ungarn und Portugal mehr 
als 60 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler allgemeine Programme in 
Hinblick auf eine Fortsetzung weiter-

führender Bildung. In Zypern sind 
mehr als 80 Prozent der Schülerin-
nen und Schüler in dieser Situation. 

Junge Männer und Frauen, die einen 
Abschluss in einem Berufsbildungs-
programm erwerben, sind in der Re-
gel vorbereitet für eine Beschäfti-
gung in der Wirtschaft oder der In-
dustrie. In Europa studieren 62 Pro-
zent der Absolventinnen und Absol-
venten berufsbildender Programme 
entweder in den Bereichen „Sozial-
wissenschaften, Wirtschaft oder 
Recht“ oder „Technik, Produktion 
oder Konstruktion“. Danach folgen 
Absolvierende im Gesundheits- und 
Wohlfahrtsbereich sowie in Dienst-
leistungsberufen. 
 
 

2.1.4.  Geschlechtsspezifische Unter- 
schiede in der weiterführenden 
Sekundarstufe 
 
Im Jahr 2006 unterschied sich der 
Anteil der Jungen im weiterführen-
den Bildungssystem nicht wesentlich 
von dem Anteil der Mädchen. Die 
meisten EU-Mitgliedstaaten weisen 
eine ausgeglichene Verteilung auf, 
und auf europäischer Ebene kom-
men 98 Mädchen auf 100 Jungen. 
Allerdings ist in einigen Ländern die 
Anzahl der Frauen auf jeweils ein-
hundert Männer deutlich unausgegli-
chener. Dies ist der Fall in Deutsch-
land (89 Frauen auf 100 Männer), 
Malta (88), Österreich (89) und Polen 
(90). Umgekehrt sind in Dänemark, 
Finnland, Schweden, Estland, Lett-
land, Litauen, Irland, Spanien, Lu-
xemburg, Portugal und Großbritanni-
en mehr Frauen in der weiterführen-
den Bildung. 

Ungeachtet des Umstandes, dass 
die Kluft zwischen den Geschlech-
tern in den meisten Ländern klein ist, 
sind mit Blick auf die genaue Bil-
dungsorientierung große Unterschie-
de zwischen den Geschlechtern 
festzustellen. In allen europäischen 
Ländern übertrifft die Zahl der Mäd-
chen die der Jungen in den allge-
meinen weiterführenden Bildungs-
gängen, während Jungen sich stär-
ker auf den Eintritt in das Arbeitsle-
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ben vorbereiten. Dies wird durch den 
Umstand veranschaulicht, dass sich 
in den EU-Staaten annähernd 54 
Prozent der Mädchen in der weiter-
führenden Bildung in allgemeinbil-
denden Bildungsgängen befinden, 
während es nur 43 Prozent der Jun-
gen sind.  Der Umkehrschluss ist 
dann bezogen auf die berufsbilden-
den Programme ebenfalls richtig. 
Ausnahmen sind Irland und Großbri-
tannien, wo unabhängig von der Bil-
dungsorientierung mehr Mädchen als 
Jungen weiterführende Bildungsan-
gebote nutzen.  

In Bulgarien, Dänemark, Malta und 
Polen bilden Frauen in allgemeiner 
weiterführender Bildung die Mehr-
heit, während die Mehrzahl der Män-
ner berufsbildende Programme be-
sucht. In Bulgarien, Estland, Lett-
land, Litauen, Griechenland, Zypern, 
Ungarn, Malta und Polen kommen 
weniger als 70 Mädchen auf 100 
Jungen in beruflichen Bildungsgän-
gen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.1.5.  Mehr Studierende im „Dreieck des  
 Wissens“ 
 

Die tertiäre Bildung ist die abschlie-
ßende Stufe der formalen oder regu-
lären Bildung. Bildung, Forschung 
und Innovation (auch Dreieck des 
Wissens genannt) spielen eine 
Schlüsselrolle bei der Bewältigung 
der Herausforderungen der Globali-
sierung und der Entwicklung der 
wissensbasierten Gesellschaft. In-
dem neues Wissen entsteht und in 
die Bildung der Studierenden ein-
fließt, wird die Grundlage für weiter-
führende Innovation, Kreativität und 
Mitwirkung an künftigem Wohlstand 
gelegt.  

Im Jahr 2006 gab es ungefähr 19 
Millionen Studierende im tertiären 
Bildungssystem in der Europäischen 
Union. Die Zahl von Studierenden ist 
von 1998 bis 2006 um 25 Prozent 
gestiegen. Es gibt etwa drei Millionen 
mehr Studierende in der höheren 
Bildung und eine Million mehr Absol-
ventinnen und Absolventen pro Jahr 
als in 2000. Auf EU-Ebene besuchen 
11,5   Prozent  der  Bevölkerung zwi- 
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schen 18 und 39 Jahren tertiäre Bil-
dungsgänge. Die Beteiligungsquote 
variiert zwischen den Ländern, aller-
dings weisen mehr als die Hälfte der 
Länder, für die Daten verfügbar sind, 
Beteiligungsraten über 10 Prozent 
auf. In Estland, Lettland, Litauen, Ir-
land, Griechenland, Frankreich, Po-
len und Finnland ist die Beteili-
gungsquote höher als 15 Prozent.  

Ein möglicher Grund für niedrigere 
Beteiligungsquoten in Zypern, Malta 
und Luxemburg könnte sein, dass 
viele junge Leute im Ausland studie-
ren. 
 
 

2.1.6.  Eine entstehende geschlechts- 
spezifische Kluft in tertiären Bil- 
dungsgängen 
 
Im letzten Jahrzehnt (1998-2006) 
war eine Zunahme der geschlechts-
spezifischen Kluft in der höheren Bil-
dung zu beobachten. Im Jahr 1998 
kamen in den höheren Bildungsgän-
gen ungefähr 112 Frauen auf 100 
Männer. Dieser Anteil wuchs auf 123 
im Jahr 2006 an. Diese Zahlen zei-
gen, dass die „Verweiblichung“ in der 
höheren Bildung ausgeprägter ist als 
in der Sekundarstufe II. Dies ist mög-
licherweise dem Umstand geschul-
det, dass sich die Mehrzahl der Frau-
en für allgemeinbildende Bildungs-
gänge entscheiden, die sie eher für 
weitergehende Bildung in den tertiä-
ren Bildungsgängen vorbereiten als 
berufsbildende Bildungsgänge. 
 
 

2.1.7.  Ältere Studierende 
 

Die meisten Vollzeitstudierenden 
sind wirtschaftlich inaktiv und folglich 
auf finanzielle Unterstützung ihrer El-
tern und/oder öffentliche Unterstüt-
zungsmaßnahmen angewiesen. 
Folglich kann die Verteilung des Al-
ters von Vollzeitstudierenden einen 
Anhaltspunkt dafür liefern, in wel-
chem Alter junge Menschen voraus-
sichtlich noch nicht wirtschaftlich ak-
tiv sind. Dabei gibt es deutliche Un-
terschiede quer durch Europa. Diese 
können durch verschiedene Faktoren 
erklärt werden: In unterschiedlichen 

Bildungssystemen gibt es unter-
schiedliche Eintrittsalter in die tertiä-
ren Bildungsgänge (geschuldet der 
unterschiedlichen Dauer der Sekun-
darstufe). Sie unterscheiden sich 
ebenso durch die Länge der tertiären 
Bildungsgänge und die Art der finan-
ziellen Unterstützung, die Studieren-
de von den öffentlichen Stellen erhal-
ten können. Die Wehrpflicht ebenso 
wie öffentliche Strategien mit dem 
Ziel, zum lebenslangen Lernen auf 
dem tertiären Niveau zu ermuntern, 
lässt das Durchschnittsalter der Stu-
dierenden in der weiterführenden 
Bildung ansteigen. Und schließlich 
hat auch die Beteiligung an Pro-
grammen, die zu weiterführenden 
wissenschaftlichen Abschlüssen füh-
ren, eine Auswirkung auf das Durch-
schnittsalter der Gesamtheit der Stu-
dierenden. In den EU-Mitgliedstaaten 
ist die Hälfte der Studierenden älter 
als 22 Jahre. 

Quer durch Europa liegt das Durch-
schnittsalter der Studierenden zwi-
schen 20,5 Jahren in Griechenland 
und annähernd 26 in Dänemark, 
Finnland, Schweden, Deutschland 
und Österreich: In diesen Ländern ist 
die Hälfte der Studierenden älter als 
23 Jahre. Darüber hinaus sind in den 
drei nordischen Staaten (Dänemark, 
Finnland, Schweden) ebenso wie in 
Lettland und in Großbritannien 15 % 
der Vollzeitstudierenden älter als 35 
Jahre. Dieselben Länder tendieren 
zu der größten Bandbreite in der Al-
tersverteilung der Gesamtheit der 
Studierenden. 

In den meisten europäischen Staa-
ten war zwischen 1998 und 2006 ein 
Altern der ältesten Vollzeitstudieren-
den zu beobachten. Im Jahr 1998 
waren 15 Prozent der Vollzeitstudie-
renden in Europa älter als 29 Jahre. 
2006 waren 15 Prozent der Studie-
renden älter als 30 Jahre. Die drei 
baltischen Staaten haben einen 
dramatischen Anstieg des Durch-
schnittsalters in demselben Beo-
bachtungszeitraum festgestellt: Das 
Durchschnittsalter der ältesten 15 
Prozent der Studierenden stieg um 
sieben Jahre in Litauen und um an-
nähernd 10 Jahre in Lettland. Signifi-
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kante, wenn auch geringere Anstiege 
wurden auch in Irland, Griechenland, 
Ungarn und Malta festgestellt, in de-
nen das Durchschnittsalter um mehr 
als fünf Jahre anstieg. Der umge-
kehrte Fall gilt in Deutschland, Öster-
reich und Polen, wo das Durch-
schnittsalter der ältesten 15 Prozent 
Studierender sogar gesunken ist. 
 
 

2.1.8.  Das Lernen von Fremdsprachen 
 

Mehrsprachigkeit (das meint die Fä-
higkeit, verschiedene Sprachen zu 
sprechen und zu nutzen) ist zu ei-
nem zentralen Aspekt in der Entwick-
lung der Europäischen Union gewor-
den. Die Mitteilung der Europäischen 
Kommission zu einer „Neuen Rah-
menstrategie für Mehrsprachigkeit“ 
stellt fest, dass die vielen Mutter-
sprachen eine „Quelle des Wohl-
standes und eine Brücke zu größerer 
Solidarität und gegenseitigem Ver-
ständnis“ seien, ebenso aber auch, 
dass „die Fähigkeit, mehr als eine 
Sprache zu verstehen und sich mit 
ihr zu verständigen und sie zu ver-
stehen eine erstrebenswerte Alltags-
fähigkeit für alle europäischen Bür-
gerinnen und Bürger ist. Mehrspra-
chigkeit gibt den Menschen die Mög-
lichkeit, die Freiheit zu nutzen, in an-
deren Mitgliedstaaten zu arbeiten 
oder zu studieren.“ Spracherwerb sei 
daher ein „Schlüssel für die Zukunft“ 
und sollte generell allen Schülerin-
nen und Schülern ermöglicht wer-
den, auch in der beruflichen Bildung. 

In der Europäischen Union ist der 
Fremdsprachenerwerb für die meis-
ten Schülerinnen und Schüler in der 
Sekundarstufe II ungeachtet der Bil-
dungsausrichtung Realität: Weniger 
als 10 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler lernen überhaupt keine 
Fremdsprache. Schülerinnen und 
Schüler in vorberuflichen und berufli-
chen Bildungsgängen der Sekundar-
stufe II neigen dazu, weniger Fremd-
sprachen zu lernen als ihre Altersge-
nossinnen und -genossen in allge-
mein bildenden Bildungsgängen. Die 
Mehrzahl (64 Prozent) der Schüle-
rinnen und Schüler in beruflicher Bil-
dung lernen eine Fremdsprache und 

mehr als 25 Prozent lernen zwei. In 
Estland dagegen lernen beispiels-
weise mehr als 80 Prozent der Schü-
lerinnen und Schüler in beruflicher 
Ausbildung zwei Fremdsprachen. In 
den meisten Staaten, für die Zahlen 
verfügbar sind, lernen alle oder fast 
alle Schülerinnen und Schüler in all-
gemeinbildenden Bildungsgängen 
der oberen Sekundarstufe mindes-
tens eine Fremdsprache. Die Aus-
nahmen sind Portugal und Großbri-
tannien, wo 40 Prozent und mehr der 
Schülerinnen und Schüler keine 
Fremdsprache erlernen. 
 
 

2.1.9. Zunehmende Mobilität, aber nicht  
für alle 
 
Eine hochrangige, von der EU-
Kommission eingesetzte Experten-
gruppe für Mobilität hat festgestellt, 
„dass das Erlernen von Mobilität ein 
natürliches Charakteristikum für  Eu-
ropäerinnen und Europäer sein sollte 
und eine Möglichkeit, die allen jun-
gen Menschen in Europa angeboten 
werden sollte“. Die Befähigung zur 
Mobilität ist wichtig zur Stärkung der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit, 
zur Erschaffung einer Wissensge-
sellschaft und zur Stärkung der Uni-
onsbürgerschaft innerhalb der jun-
gen Bevölkerung. 

Mobilität betrifft verschiedene Grup-
pen der Jugend: Schülerinnen und 
Schüler sowie Studierende in der 
Sekundarstufe und im tertiären Bil-
dungssystem, Trainees, Praktikan-
tinnen und Praktikanten, Auszubil-
dende, Freiwillige und Teilnehmende 
in beruflichen Ausbildungen inner-
halb oder außerhalb Europas. Aller-
dings sind die statistischen Informa-
tionen über Mobilität in Europa nur 
teilweise vergleichbar und meistens 
nur für die tertiären Bildungsgänge 
verfügbar. Hinzu kommt, dass die 
Zahlen zur Mobilität im Bereich der 
höheren Bildung in Bezug auf Bevöl-
kerungsmerkmale aufgrund unter-
schiedlicher nationaler Gesetzgebun-
gen zur Erlangung von Staatsbür-
gerschaft zwischen den Ländern Eu-
ropas nicht vollständig vergleichbar 
sind. 
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Sechs EU-Länder (Österreich, Belgi-
en, Zypern, Frankreich, Deutschland 
und Großbritannien) haben einen 
Anteil von über 10 Prozent an aus-
ländischen Studierenden in der Ge-
samtheit aller Studierenden. Drei 
dieser Länder (Zypern, Österreich 
und Großbritannien) haben einen 
Anteil von über 15 Prozent. 

Verschiedene europäische Pro-
gramme unterstützen die Befähigung 
zur Mobilität in Europa. Das Pro-
gramm „Jugend in Aktion“, Nachfol-
ger des Programms „Jugend“, unter-
stützt die Mobilität und nicht-formale 
Bildung für junge Menschen, speziell 
für junge Menschen mit geringeren 
Möglichkeiten: Jedes Jahr sind mehr 
als 100.000 Jugendliche an mehr als 
6.000 Projekten beteiligt. Seit 1998 
waren 1,5 Millionen junge Menschen 
und Jugendarbeiterinnen und Ju-
gendarbeiter in diesen Programmen 
beteiligt. Im Bereich der formalen 
Bildung hat das Programm Erasmus 
im Laufe der Jahre eine wachsende 
Beliebtheit erfahren: Im ersten Jahr 
(dem Akademischen Jahr 1987/ 
1988) wurden 3.244 Studierende un-
terstützt und annähernd 160.000 
Studierende in 2006/2007. Insge-
samt hat Erasmus bislang mehr als 2 
Millionen Studierende gefördert. 

Programme der EU-Kommission 
in den Bereichen Lebenslanges 
Lernen und Jugend  
(laut Generaldirektion Bildung und 
Kultur) 

Comenius: Das Comenius-Pro-
gramm konzentriert sich auf die ers-
te Phase der Bildung, von der Vor- 
und Grundschule bis zur Sekundar-
stufe. Es ist bedeutsam für alle Ak-
teure in diesem Bildungsbereich: 
Schülerinnen und Schüler, Lehre-
rinnen und Lehrer, kommunale Be-
hörden, Elternvereinigungen, Nicht-
regierungsorganisationen, Weiter-
bildungseinrichtungen für Lehrerin-
nen und Lehrer, Universitäten und 
alles weitere Personal im Bildungs-
bereich. Comenius strebt das Ver-
stehen und die Entwicklung von 
Wissen bei jungen Menschen und 
Bildungspersonal über die Vielfalt 

der europäischen Kulturen, Spra-
chen und Werte an. Es hilft jungen 
Menschen, die wesentlichen Le-
bensfähigkeiten und Kompetenzen 
zu erwerben, die für ihre persönli-
che Entwicklung, für das künftige 
Arbeitsleben und für eine aktive 
Bürgerschaft erforderlich sind. 

Leonardo: Das Programm Leonar-
do da Vinci verknüpft politische 
Strategien und Praxis im Bereich 
der beruflichen Bildung und Ausbil-
dung. Die Projekte reichen von sol-
chen, die Individuen die Verbesse-
rung ihrer Kompetenzen, ihres 
Wissens und ihrer Fähigkeiten er-
möglichen, bis zu europaweiten 
Kooperationen zwischen Bildungs-
einrichtungen. Das Programm för-
dert umfassende Aktivitäten, insbe-
sondere grenzüberschreitende 
Mobilitätsinitiativen, Kooperations-
projekte zur Entwicklung und Ver-
breitung von Innovationen und 
themenbezogener Netzwerke. Die 
möglichen Nutznießer sind in glei-
cher Weise zahlreich – von Trai-
nees in beruflicher Erstausbildung 
und Personen, die bereits im Ar-
beitsmarkt sind, bis zu Hauptamtli-
chen im berufsbildenden Bereich 
sowie privaten oder öffentlichen in 
diesem Bereich tätigen Organisati-
onen und Einrichtungen. 

Erasmus: Das Erasmus-Programm 
bezweckt die Erhöhung der Qualität 
und die Verstärkung der europäi-
schen Dimension höherer Bildung 
ebenso wie die Steigerung der Mo-
bilität von Studierenden und Leh-
renden. Es bereichert nicht nur das 
Leben der Studierenden im aka-
demischen Bereich, sondern es 
dient auch dem Erwerb von inter-
kulturellen Fähigkeiten und Eigen-
ständigkeit. Auch der Lehrkräfte-
austausch hat förderliche Effekte 
sowohl für die beteiligten Personen 
als auch für die Institutionen. 
Erasmus Mundus ist das weltweite 
Pendant zum europäischen Eras-
mus-Programm. 
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Jugend in Aktion: Das Programm 
„Jugend in Aktion“ soll bei jungen 
Europäerinnen und Europäern das 
Gespür für aktive Bürgerschaft so-
wie Solidarität und Toleranz unter-
einander anregen, ihre Beschäfti-
gungsfähigkeit fördern und sie in 
die Gestaltung der Zukunft der Eu-
ropäischen Union einbeziehen. Es 
fördert die Mobilität innerhalb der 
EU und über ihre Grenzen hinaus, 
nicht-formales Lernen, den interkul-
turellen Dialog und die Einbezie-
hung aller jungen Menschen, ohne 
Rücksicht auf ihren Bildungs-, sozi-
alen oder kulturellen Hintergrund. 
Es unterstützt eine große Bandbrei-
te von Aktivitäten junger Menschen 
und Jugendarbeiterinnen und Ju-
gendarbeitern im Rahmen von fünf 
„Aktionen“. 

 
 

2.1.10. Das Bildungsniveau:  
ein Generationenvergleich 
  
Der Anteil der Bevölkerung mit einer 
abgeschlossenen höheren Bildung 
steigt. 29 Prozent der jungen Euro-
päerinnen und Europäer zwischen 
25 und 29 Jahren haben eine höhere 
Bildung abgeschlossen, gegenüber 
18 Prozent in der Altersgruppe der 
55- bis 59-Jährigen. Dieser Trend ist  
auch für den mittleren Bildungsweg  

 

festzustellen: Verglichen mit 42 Pro-
zent der 55- bis 59-Jährigen haben 
etwas mehr als 50 Prozent der 25- 
bis 29-Jährigen eine entsprechende 
abgeschlossene Ausbildung. 

Allerdings erleben einige Länder, 
dass der Anteil der Menschen zwi-
schen 25 und 29 Jahren mit einer 
abgeschlossenen höheren sekundä-
ren Bildung geringer ist als der in der 
Altersgruppe der 35- bis 39-Jährigen 
und der 45- bis 49-Jährigen. Das ist 
in Estland, Lettland, Litauen und 
Rumänien der Fall. 

Fast alle Mitgliedstaaten zeigen über 
Generationen einen Anstieg des An-
teils von Menschen mit mindestens 
abgeschlossener höherer Schulbil-
dung. Die Ausnahmen sind Deutsch-
land, die baltischen Staaten, Rumä-
nien und Schweden. 

 
2.1.11. Schulabbrecherinnen und  
 Schulabbrecher 
 

Einer von sieben jungen Menschen 
zwischen 18 und 24 Jahren in der 
EU verlässt das Bildungssystem mit 
nicht mehr als einer Bildung  auf dem 
Niveau ISCED 2 und beteiligt sich in 
keiner Weise an Bildung und Ausbil-
dung (Schulabbrecherinnen und -ab-
brecher). Es gibt eine kontinuierliche 
Verbesserung  in  den  zurückliegen- 
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den Jahren, aber das Tempo muss 
sich  in den  kommenden Jahren be-
schleunigen, wenn die für 2010 ge-
setzte Zielmarke in der EU erreicht 
werden soll. Auf gesamteuropäi-
schem Niveau ist der Anteil der 
Schulabbrecherinnen und Schulab-
brecher im Zeitraum zwischen 2000 
und 2007 kontinuierlich gesunken. Er 
steht derzeit bei 14,8 Prozent. 

Europa weist dabei in Bezug auf die-
ses Thema eine Nord-Süd-Trennung 
auf. Einige der südeuropäischen 
Länder registrieren mehr als 30 Pro-
zent Schulabbruchquote (Spanien, 
Malta und Portugal), während andere 
Länder, vor allem in Nordeuropa, 
deutlich niedrigere Zahlen feststel-
len. In allen Ländern mit Ausnahme 
Bulgariens ist der Anteil bei den Jun-
gen höher als bei den Mädchen. 
Sieben Mitgliedsländer – die Tsche-
chische Republik, Litauen, Polen, 
Slowenien, Slowakei, Finnland und 
Schweden – haben weniger als 10 
Prozent. Von diesen Ländern ver-
bessern sich Polen, die Tschechi-
sche Republik und Finnland weiter-
hin. Andere Länder wie Malta und 
Portugal haben die ursprünglich sehr 
hohen Quoten zwischenzeitlich deut-
lich reduziert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Forschungsergebnisse des 
UP2YOUTH-Projektes: 

JUGEND – AKTEURE DES 
SOZIALEN WANDELS 

Übergänge jugendlicher Migran-
tinnen und Migranten von der 
Bildung zur Arbeit 

Das UP2YOUTH-Projekt konzen-
triert sich auf drei Bereiche sozialer 
Veränderung mit  Bezug auf junge 
Menschen und deren Übergang 
zum Erwachsensein: junge Eltern-
schaft, gesellschaftliche Teilhabe 
und die Übergänge junger Men-
schen einer ethnischen Minderheit 
oder mit Migrationshintergrund. 
UP2YOUTH analysiert, in welchem 
Ausmaß sozialer Wandel auf die 
Wirkung junger Menschen zurück-
geht und was diese brauchen, um 
in einer Weise zu agieren, die zu 
sozialer Integration und zu subjek-
tiv bedeutungsvollen Biografien bei-
trägt.  

Das Lernen ist aus dieser Perspek-
tive ein Schlüsselaspekt, um Wege 
zum Erwachsensein und zu Bürger-
schaft nachzuvollziehen. Lernen ist  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
in zweifacher Hinsicht relevant bei 
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in zweifacher Hinsicht relevant bei 
der Individualisierung von Übergän-
gen zum Erwachsensein: 
 
• Von jungen Menschen wird der 

Erwerb von Wissen und Fähig-
keiten in formalen Bahnen er-
wartet, aber 

• das individuelle Lernen findet 
zunehmend in nicht-formalen 
und informellen Zusammen-
hängen statt.  

Heutzutage ist formales Lernen 
äußerst notwendig, aber für die so-
ziale und berufliche Integration jun-
ger Menschen nicht ausreichend. 
Konzepte nicht-formalen Lernens 
zielen darauf ab, mangelndes for-
males Lernen auszugleichen –
insbesondere in Bezug auf Jugend 
– und ermöglichen einen Interes-
sensausgleich zwischen den Er-
wartungen Erwachsener und ju-
gendlicher Lebenskultur. 
 
Die Entwicklung alternativer Lern-
umgebungen setzt beträchtliche 
Ressourcen frei, um fehlende for-
male Anerkennungen zu kompen-
sieren. Das ist insbesondere der 
Fall bei jungen Menschen mit Lern-
problemen in formaler Bildung, wie 
es oft bei jungen Menschen einer 
ethnischen Minderheit oder mit 
Migrationshintergrund in Folge 
sprachlicher und kultureller Heraus-
forderungen oder unterbrochener 
Bildungslaufbahnen zutrifft.  
 
Während die Zugehörigkeit zu einer 
ethnischen Minderheit in der durch 
Flexibilität und kulturelle Vielfalt be-
stimmten globalisierten postmoder-
nen Welt als eine biografische und 
soziale Ressource angesehen wer-
den kann, kann sie ebenso an den 
Rand der Gesellschaft führen, mar-
ginalisiert durch soziale Mehrheiten 
und durch kulturelle und religiöse 
Lebensformen getrennt. 

Daher befindet sich ein nennens-
werter Anteil junger Menschen mit 
Migrationshintergrund in „Prozes-
sen ethnischer Differenzierung“, der 
durch Diskriminierung, einge-
schränkte  Bildungserfolge und  ei-

nen geringen sozioökonomischen 
Status verstärkt wird.  

Insbesondere bei männlichen Ju-
gendlichen aus Gemeinschaften mit 
Migrationshintergrund oder einer 
ethnischen Minderheit wird von der 
Entwicklung informeller Peer-Kul-
turen ausgegangen, die als soziale 
Räume sozialer Teilhabe und So-
zialisation gesellschaftlicher Verhal-
tensweisen gelebt werden, und wel-
che oft mit den Lebenswelten in der 
Schule kollidieren.   

Überdies haben die Verbesserun-
gen in der Bildung und der Berufs-
ausbildung in einigen Bereichen zu 
einem Mangel an wenig oder nicht 
qualifizierten Arbeitskräften und zu 
einer strukturellen Abhängigkeit 
des Arbeitsmarktes von eingewan-
derten ungelernten Arbeitskräften 
geführt. Die Bewältigungsstrategien 
der Einwanderer entsprechen die-
sen Erfordernissen des Arbeits-
marktes. Dies hat in den meisten 
Fällen eine demotivierende Auswir-
kung auf Karrierestreben und Über-
legungen hinsichtlich einer mögli-
chen Verbesserung ihrer Bildung. 

Vergleichende Untersuchungen 
über die soziale Integration junger 
Menschen einer ethnischen Min-
derheit oder mit Migrationshinter-
grund fanden ziemlich schwache 
Zusammenhänge zwischen integra-
tionspolitischen Maßnahmen und 
erfolgreichen Integrationsprozes-
sen. Die meisten erfolgreichen 
Übergänge in den Arbeitsmarkt sind 
der allgemeinen Wirtschafts-, Bil-
dungs- und Sozialpolitik zuzu-
schreiben, die die Rahmenbedin-
gungen für Übergänge in den Ar-
beitsmarkt schaffen. Soziale Inte-
gration scheint eine Frage der An-
bindung zu sein und hängt über-
wiegend von der örtlichen Situation 
und dem Alltagsleben ab. Daher 
könnten Integrationsprozesse in lo-
kalen oder kleineren Zusammen-
hängen, in denen gemeinsame Inte-
ressen und Aktivitäten mit den be-
reits ansässigen Bürgerinnen und 
Bürgern gefunden werden können, 
am besten gelingen.  
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2.1.12. Bildungsstand der Eltern und  
Lernerfolg 
 
Die Chancen für junge Menschen auf 
eine gute Qualifizierung sind oft 
durch ihren sozialökonomischen Hin-
tergrund beeinflusst. Die komplexe 
Beurteilung dieses  Hintergrunds von 
Menschen erfordert in der Regel die 
Berücksichtigung verschiedener Ein-
flussfaktoren.  

In allen EU-Mitgliedsländern, für die 
Daten verfügbar waren, hat die 
Mehrheit der 25- bis 34-Jährigen, de-
ren Eltern über einen geringeren Bil-
dungsabschluss (z. B. Hauptschule) 
verfügen, ebenfalls nur diesen Bil-
dungsabschluss oder höchstens ei-
nen mittleren Bildungsabschluss     
(z. B. Realschule). 

Im Umkehrschluss haben junge 
Menschen zwischen 25 und 34 Jah-
ren, deren Eltern einen höheren Bil-
dungsabschluss haben, eine deutlich 
größere Chance, selber einen sol-
chen Abschluss zu erlangen. Sie ha-
ben auch ein deutlich geringeres Ri-
siko, nur einen mittleren Abschluss 
zu erreichen als diejenigen, deren El-
tern nur einen mittleren Abschluss 
aufweisen. In mehr als zwei Dritteln 
der EU-Mitgliedstaaten mit verfügba-
ren Daten haben mehr als die Hälfte 
der jungen Menschen zwischen 25 
und 34 Jahren, deren Eltern höhere  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bildungsabschlüsse haben, ebenfalls 
einen Bildungsabschluss auf diesem 
Niveau. In den meisten Ländern ha-
ben weniger als 5 Prozent von ihnen 
nur einen niedrigen Bildungsab-
schluss. 
 
 

2.1.13. Öffentliche finanzielle Unterstüt-
zung beim Zugang zu höherer Bil-
dung 

 
In allen europäischen Ländern wird 
der Zugang zu höherer Bildung 
durch finanzielle öffentliche Unter-
stützungssysteme, die sich an Stu-
dierende  und deren Eltern richten, 
unterstützt. Diese Systeme mögen 
unterschiedliche Zwecke verfolgen 
(bspw. Deckung der Lebenshal-
tungskosten, Finanzierung von Stu-
diengebühren und/oder Übernahme 
von Ausbildungs- oder Studienkos-
ten) und weisen verschiedene For-
men auf (z. B. Darlehen oder eine 
Kombination von Darlehen und Zu-
schüssen). Die Auswirkung dieser 
Finanzierungsinstrumente auf die 
soziale und wirtschaftliche Lage der 
Studierenden ist schwer abzuschät-
zen, aber neuere Zahlen deuten da-
rauf hin, dass Studierende in der 
weiterführenden höheren Bildung 
nach wie vor weitgehend auf elterli-
che und familiäre Beiträge angewie-
sen sind. 
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2.1.14. Beteiligung der Jugend an nicht- 
formaler Bildung 
 
In den EU-Mitgliedstaaten liegt die 
durchschnittliche Beteiligungsrate an 
nicht-formaler Bildung und Ausbil-
dung unter 10 Prozent in allen Al-
tersgruppen (15-24, 25-29 und 30-
54). Dabei liegen Dänemark, Spani-
en, Österreich, Schweden und Groß-
britannien über dem Durchschnitt. 
Die Beteiligungsrate ist mit rund 20 
Prozent in allen Altersgruppen in 
Dänemark und in Großbritannien be-
sonders hoch. 

Die Beteiligungsraten unterscheiden 
sich hinsichtlich der Altersgruppen in 
der Mehrzahl der Länder kaum, aber 
in Spanien, Griechenland, Zypern, 
Schweden und Großbritannien betei-
ligen sich jüngere Menschen mehr 
an nicht-formaler Bildung als die älte-
ren. 

Bei Berücksichtigung des Bildungs-
niveaus der jungen Erwachsenen, 
die nicht-formale Bildungsangebote 
nutzen, unterscheiden sich die Betei-
ligungsraten stärker. In allen Län-
dern, ausgenommen Griechenland, 
Zypern und Schweden, beteiligen 
sich junge Menschen mit einem hö-
heren Bildungsstand in einem größe-
ren Ausmaß an nicht-formalen Bil-
dungsaktivitäten als ihre Altersge-
nossen mit einem niedrigeren Bil-
dungsstand. 

Dieses Ergebnis verstärkt sich sogar, 
wenn man die Beteiligung an nicht-
formaler Bildung von Menschen der-
selben Altersgruppe in Arbeitsver-
hältnissen berücksichtigt. In allen eu-
ropäischen Ländern beteiligen sich 
erwerbstätige junge Menschen mit 
einem höheren Bildungsstand mehr 
an nicht-formalen Bildungsprozessen 
als andere junge Menschen.  

Eine Mehrheit erwerbstätiger junger 
Menschen, die nicht-formale Bildung 
beanspruchen, tun dies im Zusam-
menhang mit ihrer Tätigkeit. Das gilt 
vor allem für Menschen mit mindes-
tens höherer Schulbildung. Dabei 
nehmen in Estland, Frankreich, Lu-
xemburg, Ungarn, den Niederlanden, 
Österreich und Rumänien erwerbstä-

tige junge Menschen mit einer höhe-
ren Schulbildung im Verhältnis häufi-
ger an berufsbezogenen nicht-
formalen Bildungsgängen teil als je-
ne mit Hochschulabschlüssen. 

Eine Dimension nicht-formaler Bil-
dung, die nicht vollständig durch hier 
verwendete statistische Angaben be-
legbar ist, hängt mit Aktivitäten zu-
sammen, die von Freiwilligenorgani-
sationen aus dem Nichtregierungs-
bereich und/oder im Zusammenhang 
mit Jugendarbeit angeboten werden. 
Solche Aktivitäten zielen ganz be-
sonders auf junge Menschen und 
finden normalerweise während der 
Freizeit der jungen Menschen statt. 
Nicht-formale Bildungsangebote, die 
von hauptamtlichen Jugendarbeite-
rinnen und Jugendarbeitern sowie 
Jugendverbänden durchgeführt wer-
den, werden zunehmend als ein 
wichtiges Element lebenslangen 
Lernens erkannt.  

Bildungskennzahlen 

• Jährlich gibt es ca. drei Millionen 
Studierende in der höheren Bildung 
und eine Million Hochschulabsolven-
tinnen und -absolventen mehr als in 
2000. Die Zahl der Studierenden 
stieg zwischen 1998 und 2006 um 25 
Prozent. 

• Es gibt 19 Millionen Studierende in 
weiterführender Bildung in der EU; 
das sind 11,5 Prozent der Bevölke-
rung zwischen 18 und 39 Jahren. 

• Es gibt 23 Prozent mehr Frauen als 
Männer in der weiterführenden Bil-
dung. 

• Nahezu 80 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 25 und 29 Jahren 
haben eine höhere Schulbildung ab-
geschlossen. 

• Dennoch hat ein Fünftel der Kinder 
keine grundlegenden Kenntnisse im 
Lesen, Schreiben und Rechnen.  

• 6 Millionen junge Menschen im Alter 
zwischen 18 und 24 Jahren (einer 
von sieben) verfügen nur über die 
verpflichtende Bildung oder weniger. 
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• 11,5 Prozent der EU-Bevölkerung im 
Alter von 18 bis 39 Jahren besu-
chen höhere Bildungsgänge. 

• Auf europäischem Niveau hat der 
Anteil von Schulabbrecherinnen und 
Schulabbrechern im Zeitraum zwi-
schen 2000 und 2007 abgenommen; 
er beläuft sich aber dennoch derzeit 
auf 14,8 Prozent. 

• Die Zeitspanne, die junge EU-
Bürgerinnen und -Bürger durch-
schnittlich im formalen Bildungssys-
tem verbringen, beträgt im Durch-
schnitt 17 Jahre. 

• Im Alter von 19 Jahren befinden sich 
mehr als 60 Prozent aller jungen Eu-
ropäerinnen und Europäer noch im 
formalen Bildungssystem. 

• Mehr als die Hälfte aller jungen Men-
schen in weiterführenden Bildungs-
systemen nehmen an berufsbilden-
den Programmen teil.  

• Mädchen bereiten sich auf weiterfüh-
rende Bildung vor, während Jungen 
Ausbildung und Beruf anstreben: 54 
Prozent der Mädchen in weiterfüh-
renden Bildungsgängen nehmen an 
allgemeinbildenden Maßnahmen teil, 
während 57 Prozent der Jungen eher 
berufsorientierte Ausbildungsange-
bote wahrnehmen. 

• 15 Prozent der Studierenden in der 
EU sind über 30 Jahre alt. 

• 10 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler erlernen keine Fremdspra-
che in der Schule.  

• Mehr als 50 Prozent der jungen Eu-
ropäerinnen und Europäer zwischen 
25 und 29 haben eine abgeschlos-
sene    höhere  Schulbildung und 29 
Prozent eine höhere weiterführen-
de Bildung.  

• Weniger als ein Drittel der jungen 
Menschen zwischen 25 und 34 
Jahren mit einem benachteiligen-
den sozio-ökonomischen Hinter-
grund schließen eine höhere Bil-
dung ab. 

2.2. Von der Schule zur Arbeit 
 

Der Übergang von der Bildung zur 
Arbeit ist ein wichtiger Prozess für 
junge Menschen. Er kann in Bezug 
auf die Dauer und die Art und Weise 
stark zwischen den unterschiedli-
chen Ländern und den nationalen 
Systemen variieren. Ebenso unter-
schiedlich sind die Höhe und die 
Dauer von Jugendarbeitslosigkeit, 
die Arten von Beschäftigungen und 
die Verträge, die junge Menschen 
erhalten. 

Der Bevölkerungsanteil, auf den sich 
die Analyse in diesem Kapitel be-
zieht, besteht in der Regel aus jun-
gen Menschen im Alter von 15 bis 29 
Jahren. Wenn möglich wurde diese 
Gruppe zudem in zwei Altersgruppen 
aufgeteilt, 15 bis 24 und 25 bis 29 
Jahre, um die unterschiedliche Lage 
der jungen Menschen einbeziehen 
zu können. Die Mehrzahl der Mitglie-
der der jüngeren Alterskohorte ist 
nach wie vor in der Bildungsphase, 
während die älteren vermutlich be-
reits einen Fuß in der Tür zum Ar-
beitsmarkt haben. 

  EU-Arbeitskräfteerhebung 

Die wesentliche Datenquelle in die-
sem Abschnitt ist die Arbeitskräfteer-
hebung der Europäischen Union. Die 
EU-Arbeitskräfteerhebung ist ein 
vierteljährlich erhobener zusammen-
fassender Survey, der die Bevölke-
rung in den privaten Haushalten der 
EU, der EFTA (mit Ausnahme Lich-
tensteins) und der Beitrittskandidaten 
umfasst. Er stellt jährliche und vier-
teljährliche Ergebnisse bezüglich des 
Arbeitskräfteanteils von Menschen 
ab 15 Jahren und des Anteils der 
Personen außerhalb des Arbeits-
marktes zur Verfügung. 

Die EU-Arbeitskräfteerhebung um-
fasst in jedem Vierteljahr etwa 1,5 
Millionen Personen. Die vierteljährli-
chen Erhebungsraten schwanken 
zwischen 0,2 und 3,3 Prozent in je-
dem Land. Damit ist die Arbeitskräf-
teerhebung eine der umfassendsten 
Haushaltserhebungen in Europa. 
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Die Konzepte und Definitionen, die in 
dieser Erhebung verwendet werden, 
beruhen auf denen der Internationa-
len Arbeitsorganisation ILO (Interna-
tional Labour Organisation). Daher 
können die Ergebnisse der Europäi-
schen Arbeitskräfteerhebung zu den 
Arbeitsmarktstatistiken der ILO bei-
tragen.  
 
Ungeachtet des Umstandes, dass es 
heute weniger junge Menschen gibt 
und diese besser ausgebildet als ihre 
Vorgängergeneration sind, gibt es 
nach wie vor Schwierigkeiten beim 
Eintritt in den Arbeitsmarkt. Viele 
derjenigen, die bereits eine Beschäf-
tigung aufnehmen konnten, haben 
oftmals eine unsichere Arbeit. Es gibt 
zahlreiche Gründe dafür, wie die 
Diskrepanz zwischen den Fähigkei-
ten, die in der Schule und der Aus-
bildung erworben werden und den 
Anforderungen des Arbeitsmarktes 
ebenso wie grundlegende Rahmen-
bedingungen des Arbeitsmarktes. In 
finanziell schwierigen Zeiten reduzie-
ren Firmen ihre Einstellungsangebo-
te; zusätzlich sind mehr qualifizierte 
Fachleute auf dem Arbeitsmarkt ver-
fügbar. 

 
 
2.2.1.  Erwerbsquoten 
 

Wie im Kapitel 2.1. dargestellt, sind 
die meisten jungen Menschen im Al-
ter zwischen 14 und 17 Jahren im 
Bildungssystem, was mit dem Ende 
der Schulpflicht korrespondiert. Da-
rüber hinaus ist die Mehrzahl der 19-
Jährigen, die nicht mehr der Schul-
pflicht unterliegen, weiterhin im for-
malen Bildungssystem. 

Nützliche Begriffe und Definitio-
nen (ILO/Arbeitskräftestatistik) 

Die wirtschaftlich aktive Bevölke-
rung (Arbeitskräfte) umfasst be-
schäftigte und unbeschäftigte Per-
sonen.  

Beschäftigte Personen sind Per-
sonen im Alter von mindestens 15 
Jahren, die innerhalb der Refe-
renzwoche einer Arbeit nachge-
gangen sind – mindestens für eine 

Stunde, für Bezahlung, Gewinn 
oder Familieneinkommen. Dazu 
gehören auch Personen, die zwar 
nicht arbeiteten, aber einen Beruf 
oder eine Beschäftigung hatten, 
von dem sie zeitweise etwa wegen 
Krankheit, Urlaub, Arbeitskampf 
oder Fortbildung abwesend waren. 
Die Kategorie umfasst auch Studie-
rende, wenn diese einer Nebenbe-
schäftigung nachgehen. 

Arbeitslose Personen sind Perso-
nen zwischen 15 bis 74 Jahren, die 
in der betreffenden Woche ohne 
Beschäftigung, aber momentan 
verfügbar waren und entweder in 
den vergangenen vier Wochen auf 
aktiver Arbeitssuche waren oder 
eine Beschäftigung gefunden ha-
ben, die innerhalb der nächsten 
drei Monate beginnen soll. 

Wirtschaftlich inaktive Personen 
sind diejenigen, die weder als Be-
schäftigte noch als arbeitslose Per-
sonen eingestuft werden, weil sie 
sich beispielsweise noch im Bil-
dungssystem befinden.  

Die Erwerbsquote stellt die aktive 
Bevölkerung als Prozentsatz der 
gesamten Bevölkerung dieser Al-
tersgruppe dar. 

Die Nichterwerbsquote stellt die 
inaktive Bevölkerung als Prozent-
satz der gesamten Bevölkerung 
dieser Altersgruppe dar.  

 
Der erste Schritt in den Arbeitsmarkt 
ist, wirtschaftlich aktiv zu werden 
(beschäftigt oder arbeitssuchend). 
Allerdings fällt die Entscheidung jun-
ger Menschen für oder gegen die 
Fortsetzung der Bildung nicht als 
eindeutiger Schnitt. Dabei müssen 
Gesichtspunkte wie die Motivation 
zum Weiterstudieren, die finanziellen 
Mittel, der kulturelle Kontext, der so-
zio-ökonomische Hintergrund und 
die generelle Lage auf dem Arbeits-
markt berücksichtigt werden. 
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Im Jahr 2007 waren 57,5 Prozent der 
jungen Europäerinnen und Europäer 
zwischen 15 und 29 Jahren als öko-
nomisch aktiv eingestuft. Das war ein 
Rückgang von einem Prozent ge-
genüber 2000. Bezüglich dieser Al-
tersgruppe können die Mitgliedstaa-
ten in drei Kategorien eingeteilt wer-
den: diejenigen mit einer Erwerbs-
quote von weniger als 50 Prozent 
(Bulgarien, die Tschechische Repub-
lik, Italien, Litauen, Luxemburg, Un-
garn und Rumänien), diejenigen mit 
Erwerbsquoten von mehr als 70  
Prozent  (Dänemark und die Nieder-
lande) und schließlich diejenigen mit 
einer Erwerbsquote zwischen 50 und 
70 Prozent (die übrigen Länder). Mit 
einem Anteil von 44 Prozent junger 
Menschen, die 2007 als wirtschaft-
lich aktiv eingestuft wurden, weist Li-
tauen (mit minus 10,5 Prozent) den 
größten Rückgang seit 2000 auf, 
während Schweden mit 7,9 Prozent 
den größten Zuwachs von 55 auf 63 
Prozent verzeichnen konnte. 

Bei der wirtschaftlichen Aktivität gibt 
es geschlechtsspezifische Unter-
schiede. In den meisten Mitgliedstaa-
ten sind mehr als die Hälfte der jun-
gen Männer zwischen 15 und 29 

wirtschaftlich aktiv. Es gibt für die 
jungen Frauen keinen derartigen all-
gemeinen Trend; hier schwanken die 
Erwerbsquoten zwischen 70 Prozent 
in Dänemark und den Niederlanden 
und 39 Prozent in Ungarn. Die Er-
werbsquote schwankt außerdem ab-
hängig vom Bildungsstand bis hin zu 
einer Erwerbsquote von mehr als 75 
Prozent bei den am besten gebilde-
ten jungen Menschen.  Außerdem 
scheint die Bildung das Ungleichge-
wicht der Geschlechter zu verringern 
und es den jungen Menschen zu er-
leichtern, in den Arbeitsmarkt einzu-
treten. 
 
 

2.2.2. Wer sind die wirtschaftlich inakti- 
ven jungen Menschen? 
 
Auf EU-Ebene sind mehr als 65 Pro-
zent der jungen Menschen mit höch-
stens geringer Schulbildung wirt-
schaftlich inaktiv; gegenüber 16 Pro-
zent bei den hoch Gebildeten. 

Bei den inaktiven jungen Menschen 
können zwei Gruppen unterschieden 
werden: diejenigen, die nicht arbei-
ten wollen und diejenigen, die arbei-
ten wollen, aber aus verschiedenen 
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Gründen nicht nach einer Arbeit su-
chen: eigene Krankheit oder Behin-
derung, Bildung oder Ausbildung, 
familiäre Gründe. 

Durchschnittlich suchen rund 80 
Prozent der inaktiven jungen Men-
schen zwischen 15 und 24 Jahren 
keine Arbeit, viele von ihnen sind 
noch im formalen Bildungssystem. 

In der EU suchen 65 Prozent der in-
aktiven jungen Menschen zwischen 
15 und 24 Jahren keine Arbeit, weil 
sie in Bildung oder Ausbildung sind 
(bezogen auf die Mitgliedstaaten rei-
chen die Anteile von 76,8 Prozent in 
Schweden bis 97 Prozent in Luxem-
burg). Das ist insofern nicht überra-
schend, als die Mehrheit der jungen 
Menschen zwischen 15 und 24 Jah-
ren nach wie vor im Bildungssystem 
sind. 

Mehr als 60 Prozent der inaktiven 
jungen Menschen, die keine Arbeit 
suchen, sind Frauen. Zudem sind in-
aktive junge Menschen, die keine 
Arbeit suchen, unter den jüngsten Al-
tersgruppen mit einem nur geringen 
Bildungsstand weiter verbreitet. Die-
ses Verhältnis sinkt mit dem Grad 
der Bildung und erreicht einen ein-
stelligen Prozentsatz bei den jungen 
Menschen, die das Hochschulniveau 
erreicht haben. 
 
 

2.2.3.  Abseits ausgetretener Pfade:  
weg von Bildung und Aktivität 
 
Da Inaktivität teilweise auf einen 
steigenden Anteil junger Menschen 
zurückgeht, die über die Schulpflicht 
hinaus im Bildungssystem verblei-
ben, berücksichtigen die folgenden 
Indikatoren alle, die – freiwillig oder 
unfreiwillig – weder in Bildung, Aus-
bildung noch Beschäftigung (neither 
in Education, Employment nor 
Trainining – NEET) sind. Damit lässt 
sich besser abschätzen, welche jun-
gen Menschen den größten Risiken 
auf dem Arbeitsmarkt ausgesetzt 
sind. Diese Gruppe arbeitsloser oder 
nicht aktiver junger Menschen, die 
an keiner weiteren Bildungsmaß-
nahme teilnehmen, können Schwie-

rigkeiten bei der Arbeitssuche haben 
oder gänzlich aus dem Arbeitskräfte-
potential herausfallen – entweder 
weil sie entmutigt wurden oder we-
gen anderer unspezifischer Gründe 
(im Gegensatz zu denen, die wegen 
familiärer Verpflichtungen, Wehr-
dienst, Reisen oder Freizeit inaktiv 
sind). 

Auf europäischer Ebene ist mehr als 
ein Drittel der jungen Menschen zwi-
schen 15 und 24 Jahren weder in 
Bildung, Ausbildung noch Beschäfti-
gung. Der EU-Durchschnitt verdeckt 
gelegentlich die großen Unterschie-
de zwischen den Mitgliedstaaten. In 
der Tat erreicht die Quote mehr als 
50 Prozent in Bulgarien und Ungarn 
und rund 20 Prozent in Dänemark 
und den Niederlanden. 

Im Alter von 25 Jahren ist der Anteil 
junger Menschen außerhalb von Be-
schäftigung, Bildung und Ausbildung 
niedriger als in der jüngsten Alters-
gruppe: Man könnte daraus schlie-
ßen, dass dieser Rückgang im We-
sentlichen auf diejenigen zurückzu-
führen ist, die bereits eine Beschäfti-
gung gefunden haben oder wieder 
zur Schule gehen. Nichtsdestotrotz, 
in vielen Ländern werden nach wie 
vor mehr als 20 Prozent der jungen 
Menschen zwischen 25 und 29 Jah-
ren als ohne Beschäftigung, Schule 
oder Ausbildung eingestuft. 
 
 

2.2.4.  Der Übergang zwischen Schule 
und Beruf erfolgt meistens zwi-
schen 18 und 24 Jahren 

 
Die Hälfte der zwanzigjährigen jun-
gen Menschen in der EU war 2007 
auf dem Arbeitsmarkt verfügbar. In 
einigen Ländern ist das Alter bei Ein-
tritt in den Arbeitsmarkt zwischen 
2000 und 2007 angestiegen. In die-
sem Zeitraum stieg in Griechenland, 
Italien, Luxemburg, Malta, Rumänien 
und der Slowakei das niedrigste Al-
ter, in dem mindestens 50 Prozent 
der jungen Menschen auf den Ar-
beitsmarkt kommen, um zwei Jahre 
an. Auf der anderen Seite stellte Ös-
terreich fest, dass sich im selben 



 

 

36 

Zeitraum das entsprechende Alter 
um zwei Jahre verringert hat.  

Im Jahr 2007 war die große Mehrheit 
der 15-Jährigen in Schule oder Aus-
bildung und nicht auf dem Arbeits-
markt verfügbar. Eine Ausnahme ist 
hierbei Dänemark, wo fast die Hälfte 
der 15-Jährigen (48,5 Prozent) so-
wohl in Bildung als auch aktiv auf 
dem Arbeitsmarkt waren. Der Anteil 
junger Menschen, die sich aus-
schließlich mit Bildung und Ausbil-
dung befassen, sinkt mit dem Alter, 
während der Anteil junger Men-
schen, die als wirtschaftlich aktiv 
einzustufen sind, mit zunehmendem 
Alter ansteigt. Tatsächlich waren 
2007 90,7 Prozent aller Europäerin-
nen und Europäer im Alter von 15 
Jahren in Schule oder Ausbildung, 
während dieser Anteil bei den 29-
Jährigen auf 3,2 Prozent abfällt. Im 
Alter von 29 Jahren sind ungefähr 
drei Viertel der jungen Bevölkerung 
als wirtschaftlich aktiv einzustufen. 

Der Übergang von Bildung und Aus-
bildung zu Beschäftigung findet im 
Wesentlichen zwischen 18 und 24 
statt. Ein Gradmesser dafür ist, dass 
im Jahr 2007 59 Prozent der 18-
Jährigen ausschließlich in der Schule 
oder der Ausbildung waren, während 
nur 13 Prozent als ausschließlich 
ökonomisch aktiv eingeordnet wer-
den konnten. Im Alter von 24 Jahren 
dagegen wechselt dieses Verhältnis 
zu einer Mehrheit derjenigen jungen 
Menschen, die wirtschaftlich aktiv 
sind. Rund 20 Prozent der 18-
Jährigen in der EU verbinden Bil-
dung und Ausbildung mit Berufstä-
tigkeit. Bei den 24-Jährigen ist dieser 
Anteil ein wenig geringer (16 Pro-
zent). 

In einigen Mitgliedstaaten (Däne-
mark, die Niederlande, Österreich, 
Großbritannien) sind die meisten 18-
Jährigen in Bildung oder Ausbildung, 
während sie ebenfalls auf dem Ar-
beitsmarkt aktiv sind. In den meisten 
Mitgliedstaaten dagegen ist eine 
Mehrheit der jungen Menschen noch 
ausschließlich in Bildung oder Aus-
bildung. 

In den Jahren 2000 und 2007 war 
mindestens die Hälfte aller 20-
Jährigen auf dem Arbeitsmarkt – 
entweder arbeitslos oder beschäftigt 
(Vollzeit oder Teilzeit). Dabei gab es 
jedoch beachtliche Unterschiede in 
der EU, wobei junge Menschen in 
einigen Ländern den Arbeitsmarkt 
deutlich früher aufsuchen (Däne-
mark, die Niederlande, Österreich 
und Großbritannien) als in anderen 
(Griechenland, Italien, Luxemburg, 
Ungarn und Rumänien).  

Unter den 24-Jährigen ist eine Mehr-
heit der jungen Menschen wirtschaft-
lich aktiv und nicht in Bildung oder 
Ausbildung. In Dänemark dagegen 
verbindet fast die Hälfte Arbeit und 
Bildung, während in den Niederlan-
den, Finnland und Slowenien drei 
von zehn 24-Jährigen dies tun. Zu-
gleich gehören diese Länder zu de-
nen mit den höchsten Erwerbsquo-
ten. 

In 16 EU-Mitgliedstaaten sind mehr 
als 50 Prozent der 15- bis 24-
Jährigen auch ein Jahr nach der 
Schule auf dem Arbeitsmarkt nicht 
aktiv. Das sind doppelt so viele wie 
bei den 25- bis 29-Jährigen. 

In der Mehrheit der EU-Mitglied-
staaten (mit Ausnahme von Däne-
mark, Italien, den Niederlanden, 
Finnland, Schweden und Großbri-
tannien) sind mehr als 70 Prozent 
der 29-Jährigen wirtschaftlich aktiv 
und nicht mehr im Bildungssystem. 
 
 

2.2.5. Je höher der Bildungsstand, desto 
geringer das Risiko der Arbeitslo-
sigkeit 

 
Nützliche Begriffe und Definitio-
nen (Eurostat) 

Die Erwerbstätigenquote umfasst 
Personen in Beschäftigung als pro-
zentualer Anteil der wirtschaftlich 
aktiven Personen. 

Die Arbeitslosenquote stellt die 
arbeitslosen Personen als prozen-
tualer Anteil der wirtschaftlich akti-
ven Personen dar. 
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Die Arbeitslosenrate stellt die ar-
beitslosen Personen als prozentua-
ler Anteil der Gesamtbevölkerung 
dar. 

 
Die Langzeitarbeitslosen sind 
Personen, die für ein Jahr oder län-
ger arbeitslos sind. Langzeitarbeits-
losigkeit wird berechnet als prozen-
tualer Anteil aller Arbeitslosen in 
derselben Altersgruppe. 

 
Die Arbeitslosenraten sinken mit 
steigendem Bildungsgrad. In den 
EU-Mitgliedstaaten haben Menschen 
mit einem niedrigen Bildungsab-
schluss ein annähernd drei Mal so 
hohes Risiko, arbeitslos zu werden, 
als Menschen mit einer höheren Bil-
dung. Der Unterschied zwischen de-
nen mit niedrigem und denen mit hö-
herem Bildungsstand stieg leicht 
zwischen 2000 und 2007. 

Es ist wahrscheinlich, dass Men-
schen mit einem niedrigen Bildungs-
stand eher von Arbeitsmarktschwan-
kungen betroffen sind, insbesondere 
seit die Volkswirtschaften von Inter-
nationalisierung und steigendem 
Wettbewerb mit den Schwellenlän-
dern beeinflusst sind. 
 
 

2.2.6. Abschlüsse – keine Garantie für 
Berufstätigkeit 

 
Im Jahr 2007 waren nur 20,7 Prozent 
der jungen Europäerinnen und Euro-
päer mit niedrigem Bildungsab-
schluss ein Jahr nach Abschluss ih-
rer Schulausbildung beschäftigt. Die-
ser Anteil verdreifacht sich bei jun-
gen Menschen mit Hochschulausbil-
dung (65,8 Prozent von ihnen waren 
ein Jahr nach Abschluss ihrer Aus-
bildung berufstätig). Nach wie vor 
braucht der Übergang zur Berufstä-
tigkeit für einen erheblichen Anteil 
junger Menschen unabhängig vom 
Abschluss einfach Zeit. Je an-
spruchsvoller sie sind (in Bezug auf 
erwartete Gehälter, Arbeitsbedin-
gungen, etc.), desto schwieriger ist 
es, eine Arbeitsstelle zu finden. Das 
mag auch mit dem Missverhältnis ei-

niger Studiengänge zu den Anforde-
rungen des nationalen Arbeitsmark-
tes zusammenhängen. Die Mehrzahl 
der Mitgliedstaaten folgt diesem eu-
ropäischen Trend, wobei Griechen-
land mit der höchsten Arbeitslosen-
rate bei den jungen Menschen mit 
höherem Bildungsabschluss heraus 
sticht. 

Forschungsergebnisse des 
SPReW-Projektes4:  
Soziale Muster im Verhältnis zur 
Arbeit 

Gibt es veränderte Muster des Ver-
hältnisses zur Arbeit in der jünge-
ren und der älteren Generation? 
Das übergreifende Ziel des 
SPReW-Projektes war es, die Be-
dingungen zu untersuchen, die zu 
Solidarität oder Spannungen im 
Verhältnis zwischen den Generati-
onen führen, vor allem in der Ar-
beitswelt und in diese betreffenden 
Bereichen. Während „Alter“ nach 
wie vor eine wichtige Variable ist, 
kann durch die SPReW-Ergebnisse 
festgestellt werden, dass andere 
Variablen (insbesondere Ge-
schlecht, aber auch Bildung, sozio-
professionelle Gruppen, wirtschaft-
liche Entwicklung, institutionelle 
Rahmenbedingungen) die Wirkung 
der Variable „Generation“ übertref-
fen. 
 
Im Gegensatz zur weit verbreiteten 
Meinung, dass junge Menschen 
mehr am Nutzen und weniger an 
der Arbeit selbst interessiert seien, 
haben junge Menschen unter 30 
eine stärkere expressive Bindung 
zur Arbeit, das heißt ein größeres 
Bedürfnis zur Selbstverwirklichung 
in der Arbeit (vor allem, wenn sie 
eine höhere Bildung haben): Die 
menschlichen Beziehungen bei der 
Arbeit und die soziale Nützlichkeit 
sind ebenso wichtig für sie wie die 
Möglichkeiten, sich selber in der 
Arbeit darzustellen, das Interesse 

                                                 
4 Das SPReW-Projekt wurde im 6. Rahmenprogramm der 
EU gefördert und beteiligte Forschungspartner aus sechs 
Ländern (Belgien, Frankreich, Deutschland, Ungarn, Itali-
en, Portugal) mit einer Laufzeit von Mai 2006 bis August 
2008 – Informationen: http://www.ftu-namur.org/sprew. 
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an der Arbeit, das Gefühl von Er-
folg und das Maß an Autonomie. 
 
• Sowohl das Bildungsniveau der 

Arbeitskräfte als auch die Fe-
minisierung des Arbeitsmarktes 
haben in den vergangenen Jah-
ren erheblich zugenommen. 
Frauen treten expressiver auf, 
obwohl sie bereit sind, ihre Ein-
stellung zu ändern, wenn sie für 
eine Familie zu sorgen haben. 
Die Arbeitsmuster der Frauen 
ändern sich nach der Schwan-
gerschaft von der Selbsterfül-
lung hin zur „Nützlichkeit“. 
 

• Junge Menschen unter 30 sind 
stärker von geringen Gehältern, 
Unsicherheit und Arbeitslosig-
keit betroffen, obwohl sie im 
Verhältnis zu den Älteren von 
einer positiven Bildungsent-
wicklung und digitalen Verän-
derungen profitieren. Obwohl 
sie weniger Sorge haben vor 
Unbeständigkeit und Unsicher-
heit als die vorangegangenen 
Generationen, fragen sie doch 
ebenso nach mehr sozialer Si-
cherheit und höherem Ein-
kommen wie nach größerem 
Freiraum und Möglichkeiten für 
Selbstverwirklichung. 

Trotz der objektiven Unterschiede 
gibt es keine echte Erkenntnis ei-
nes Konfliktes zwischen den Gene-
rationen. Gleichwohl sollten wir der 
Möglichkeit gewahr sein, dass 
mehr Bewusstsein in dieser Hin-
sicht künftig größere soziale Span-
nungen hervorrufen kann. Die bei-
den Randgruppen auf dem Ar-
beitsmarkt scheinen einem ver-
gleichbaren Problem gegenüber zu 
stehen, weil es beiden an fairer 
Anerkennung bei der Arbeit man-
gelt.   

Beide Seiten fühlen sich unterbe-
wertet: Die jungen Menschen be-
zogen auf ihre Bildung, die ältere 
Generation in Bezug auf ihre Be-
rufserfahrung. Darüber hinaus 
fürchten die Älteren, ihre Arbeit zu 
verlieren, weil sie wahrnehmen, 
dass Firmen nicht länger das Er-

gebnis langjähriger Berufserfah-
rung als eine wirkliche Ressource 
berücksichtigen. 

 
 
2.2.7.  Junge Menschen in der  

Arbeitslosigkeit 
 
Sobald der Übergang von der Bil-
dung zur Beschäftigung abgeschlos-
sen ist, muss ein weiterer Schritt ge-
tan werden – eine dauerhafte Arbeit 
zu finden. Dies ist sicherlich wichtig 
für diejenigen, die sich niederlassen 
wollen (um eine Familie zu gründen 
oder ein Haus zu kaufen). Tatsäch-
lich mögen unsichere Beschäfti-
gungsverhältnisse (das heißt Zeitver-
träge oder Teilzeitarbeit) Auswirkun-
gen auf das Familienleben ebenso 
haben wie die Schwierigkeit, eine 
angemessene Bezahlung zu erhal-
ten, das Elternhaus zu verlassen, ei-
ne Familie zu gründen, Kinder zu 
bekommen. 

Die Jugendarbeitslosigkeit (15,3 Pro-
zent im Jahr 2007, 15,4 Prozent im 
Jahr 2008) ist nahezu doppelt so 
hoch wie die der gesamten Bevölke-
rung und annähernd dreimal so hoch 
wie bei der älteren wirtschaftlich akti-
ven Bevölkerung. Aber die EU-
Mitgliedstaaten weisen hierbei eine 
große Bandbreite auf. Im Jahr 2007 
hatten die Niederlande und Däne-
mark die niedrigsten Jugendarbeits-
losigkeitsquoten (5,9 Prozent bezie-
hungsweise 7,9 Prozent). Die einzi-
gen anderen Mitgliedstaaten mit ei-
ner Jugendarbeitslosigkeitsquote von 
unter 10 Prozent für die Altersgruppe 
der 15- bis 24-Jährigen waren Öster-
reich, Irland und Litauen. 

Auf der anderen Seite wurde im Jahr 
2007 für die Altersgruppe der 15- bis 
24-Jährigen eine Jugendarbeitslo-
sigkeitsquote von über 20 Prozent  in 
Griechenland, Italien, Polen, Rumä-
nien und der Slowakei verzeichnet.  
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Für die Altersgruppe 25 bis 29 Jahre 
überschreitet die Arbeitslosenquote 
in Griechenland, Portugal, Italien, 
Spanien, Frankreich, Polen und der 
Slowakei die 10 Prozent. Die Ju-
gendarbeitslosigkeitsquote in Europa 
insgesamt  sank  zwischen 2000 und 
2007 um etwa 3 Prozent für beide Al- 

 
 

 

tersgruppen. Auf Ebene der Mitglied-
staaten ist die Situation unterschied-
lich. Bei der jüngsten Altersgruppe   
verzeichnen    vier    Mitgliedstaaten 
(Schweden, Portugal, Ungarn und 
Luxemburg) deutliche Anstiege 
(mehr als 5 Prozent). Bezogen auf 
die älteste Altersgruppe weist nur 
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Portugal eine beachtenswerte Stei-
gerung auf (mehr als 7 Prozent). Da-
von abgesehen kann die Wirtschafts- 
und Finanzkrise die Situationen auf 
dem Arbeitsmarkt in verschiedenen 
Ländern stark verändern.  

In Bezug auf Unterschiede bei den 
Geschlechtern ist die Arbeitslosen-
quote für junge Frauen in der EU im 
Allgemeinen höher als für junge 
Männer. Während einige Mitglieds-
länder nur kleine Unterschiede bei 
den Arbeitslosenquoten junger Frau-
en und junger Männer aufweisen, 
gibt es einige Länder mit sehr deutli-
chen Unterschieden in dieser Hin-
sicht. Der extremste Fall ist Grie-
chenland, wo die Arbeitslosenquote 
der jungen Frauen in beiden Alters-
gruppen fast doppelt so hoch ist wie 
die der jungen Männer. Andere Län-
der mit ungewöhnlich großen Unter-
schieden bei der Jugendarbeitslosig-
keit von jungen Frauen und Männern 
sind Spanien und Portugal.  

 
2.2.8. Langzeitarbeitslosigkeit bei  

jungen Menschen 
 
Junge Menschen in Arbeitslosigkeit 
und besonders in Langzeitarbeitslo-
sigkeit leben mit dem Risiko sozialer 
Ausgrenzung. Im Allgemeinen haben 
diese Personen ein gesellschaftlich 
unzumutbares Einkommen, welches 
ihnen ein den gesellschaftlichen 
Standards angepasstes  Leben ver-
bietet.   

Auf europäischer Ebene waren 26 
Prozent der arbeitslosen 15- bis 24-
Jährigen und 35 Prozent der arbeits-
losen 25- bis 29-Jährigen für 12 Mo-
nate oder länger arbeitslos. 

Auf der Ebene der Mitgliedstaaten 
gibt es große Unterschiede. Bei den 
Jüngeren (15-24 Jahre) reicht die 
Quote der Langzeitarbeitslosen von 
weniger als 4 Prozent in Schweden 
bis zu 57 Prozent in der Slowakei. In 
der Slowakei,  Rumänien,  Bulgarien, 
Griechenland, Italien, Ungarn und 
Polen ist mehr als ein Drittel der ar-
beitslosen Personen seit mehr als 
einem Jahr ohne Arbeit. Für die äl-
teste Altersgruppe weist fast die 

Hälfte der Länder höhere Quoten auf 
als der EU-Durchschnitt, der bei 35 
Prozent liegt. 

Im Allgemeinen steht Langzeitar-
beitslosigkeit in einem umgekehrten 
Verhältnis zur Stufe der abgeschlos-
senen Bildung und neigt dazu, mit 
zunehmender Bildung abzunehmen. 
Dennoch gibt es zwei Ausnahmen – 
Estland und Litauen – die den größ-
ten Anteil an langzeitarbeitslosen 
jungen Menschen mit Hochschul-
ausbildung verzeichnen. 

Ein Blick auf die Jugendarbeitslosig-
keit bezogen auf die Gesamtbevölke-
rung anstatt auf die Arbeitslosenquo-
te zeigt ein anderes Bild. Der Anteil 
arbeitsloser junger Männer im Alter 
von 15 bis 24 Jahren lag im Jahr 
2007 bei 6,8 Prozent, während er bei 
7,3 Prozent bei den 25- bis 29-
Jährigen lag. Schweden und Grie-
chenland verzeichneten die höchsten 
Anteile an Jugendarbeitslosigkeit für 
die 15- bis 24-Jährigen beziehungs-
weise die 25- bis 29-Jährigen. Litau-
en wies die geringste Arbeitslosenra-
te in beiden Altersgruppen der jun-
gen Menschen auf. In einigen Mit-
gliedstaaten ist der Unterschied zwi-
schen der Arbeitslosenquote und der 
Beschäftigungsrate größer als 15 
Prozent. Dies weist darauf hin, dass 
die Mehrzahl der jungen Menschen 
auf Grund von Bildung und Ausbil-
dung nicht wirtschaftlich aktiv sind. 
 
 

2.2.9. Arbeiten während des Studiums, 
studieren während der Arbeit 

 
Im Durchschnitt befindet sich etwa 
ein Drittel der berufstätigen europäi-
schen Jugend im Alter zwischen 15 
und 24 Jahren in einem Studium 
oder in Ausbildung, verglichen mit 
nur 16 Prozent bei den 25- bis 29-
Jährigen. In einigen Ländern ist die-
ser Anteil deutlich größer: In Däne-
mark und den Niederlanden sind 
über 65 Prozent der beschäftigten 
jungen Menschen Studierende oder 
Auszubildende, während in Finnland 
und Deutschland mehr als die Hälfte 
der beschäftigten jungen Menschen 
Studierende oder Auszubildende 
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sind. Im Gegensatz dazu ist der ge-
ringste Anteil an Studierenden und 
Auszubildenden bei den beschäftig-
ten jungen Menschen in Rumänien 
festzustellen (ungefähr 5 Prozent in 
beiden Altersgruppen). 

Nützliche Begriffe und Definitio-
nen (Eurostat) 

Arbeitgeber sind definiert als Per-
sonen, die in ihrem eigenen Ge-
schäft, ihrer Praxis oder ihrem 
landwirtschaftlichen Betrieb mit 
dem Ziel der Gewinnerzielung ar-
beiten und die mindestens eine 
Person beschäftigen. 

Selbstständige ohne Mitarbei-
tende sind definiert als Personen, 
die in ihrem eigenen Geschäft, ihrer 
Praxis oder ihrem landwirtschaftli-
chen Betrieb mit dem Ziel der Ge-
winnerzielung arbeiten und keine 
andere Person beschäftigen. 

Arbeitnehmer sind als Personen 
definiert, die für einen öffentlichen 
oder privaten Arbeitgeber arbeiten 
und dafür einen Ausgleich in Form 
von Lohn, Gehalt, Honorar oder 
Zuwendung nach Ergebnis oder 
per Vertrag erhalten; Berufssolda-
tinnen und  -soldaten sind ebenfalls 
gemeint. 

Familienarbeiter sind Personen, 
die anderen Familienmitgliedern 
beim Betrieb eines Bauernhofes 
oder eines anderen Geschäftes 
helfen, sofern sie nicht als Arbeit-
nehmer eingestuft sind. 

Arbeitnehmer mit Zeitverträgen 
sind solche Personen, die sich sel-
ber als im Besitz eines zeitlich fest-
gelegten Arbeitsvertrages ansehen 
oder die eine Arbeit haben, die be-
fristet ist, wenn bestimmte objektive 
Bedingungen erfüllt sind, wie die 
Beendigung eines Auftrages oder 
die Rückkehr eines Arbeitnehmers, 
der zeitweise ersetzt wurde. 

Der Voll- oder Teilzeit-Charakter 
des Hauptberufes wird per Vertrag 
festgelegt. Eine Ausnahme sind die 
Niederlande, wo als Teilzeit be-
zeichnet wird, wenn die üblichen 

Arbeitsstunden weniger sind als 35, 
und Vollzeit, wenn die üblichen Ar-
beitsstunden 35 oder mehr sind, 
sowie in Schweden, wo dieses Kri-
terium bei Selbstständigen ange-
wandt wird.  

 

2.2.10. Zeitverträge 

Für viele junge Menschen mit einem 
Zeitvertrag oder einer Teilzeitbe-
schäftigung gelten diese als ein 
Schritt hin zu einer dauerhaften Be-
schäftigung. Allerdings beschränkt 
es die Möglichkeiten der Person, ihre 
Fähigkeiten zur Geltung zu bringen. 
Zudem begrenzen Zeitverträge die 
finanzielle und persönliche Selbst-
ständigkeit junger Europäerinnen 
und Europäer. 

Der Anteil junger Menschen mit Zeit-
verträgen sinkt mit zunehmendem 
Alter. Auf europäischer Ebene haben 
fast 40 Prozent der beschäftigten 15- 
bis 24-Jährigen einen Zeitvertrag, mit 
mehr als 60 Prozent in Slowenien, 
Polen und Spanien. Das geht auf et-
wa 20 Prozent bei den 25- bis 29-
Jährigen zurück und sinkt auf weni-
ger als 10 Prozent für Arbeitnehmer 
im Alter von 30 bis 54 Jahren. Dies 
zeigt, dass junge Menschen nicht nur 
dem Übergang zwischen Schule und 
Arbeit gegenüberstehen, sondern 
ebenfalls dem Übergang von einer 
unsicheren zu einer sicheren Be-
schäftigungssituation. In dieser Lage 
besteht das Risiko, dass junge Men-
schen in unsicheren Beschäftigungs-
verhältnissen „gefangen“ bleiben und 
sich von einem Zeitvertrag zum an-
deren hangeln, ohne die Möglichkeit 
zu haben, eine feste Arbeit zu erhal-
ten.  

Der Einsatz von Zeitverträgen nimmt 
zu. Zwischen 2000 und 2007 gab es 
einen Anstieg in der Verwendung 
solcher Verträge von 5 Prozent. In 
Polen ist dieser Anstieg noch deutli-
cher ausgeprägt. 
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Dabei gibt es im Hinblick auf befriste-
te Beschäftigungen junger Menschen 
keine großen geschlechtsbezogenen 
Unterschiede auf der europäischen 
Ebene. Im Durchschnitt haben junge 
Frauen etwas häufiger Zeitverträge 
als junge Männer, obwohl es natür-
lich Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten gibt.  
 
Auf europäischer Ebene haben mehr 
als 50 Prozent der schlecht ausge-
bildeten jungen Menschen zwischen 
15 und 24 Jahren zeitlich befristete 
Verträge. Dieser Prozentsatz sinkt 
mit steigendem Bildungsgrad und 
fällt auf 38,5 Prozent bei jungen 
Menschen mit Hochschulausbildung. 
Von jungen Menschen im Alter von 
25 bis 29 Jahren haben unabhängig 
vom Grad ihrer Bildung rund 25 Pro-
zent einen Zeitvertrag. 

Arbeit kann entweder freiwillig oder 
unfreiwillig befristet sein. Das Letzte-
re betrifft Personen, die keine dauer-
hafte Arbeit finden konnten, die nach 
einer Einarbeitungszeit einen Vertrag 
bekommen, oder die sich in einer 
Probezeit befinden (was als Zeitver-
trag angesehen wird, wenn der Ver-

trag automatisch beim Ablauf been-
det ist). 

Bezogen auf die europäische Ebene 
sucht sich die Mehrheit der jungen 
Menschen die Zeitverträge nicht aus. 
Das trifft in allen EU-Mitgliedstaaten 
zu, mit Ausnahme von Slowenien, 
wo 60 Prozent der jungen Menschen 
zwischen 15 und 24 Jahren keine 
unbefristete Arbeit haben wollten. 
Der Anteil der jungen Menschen, die 
befristete Arbeit suchen, ist in allen 
Mitgliedstaaten bei den 15- bis 24-
Jährigen wenig höher als bei den 25- 
bis 29-Jährigen, mit Ausnahme der 
Niederlande, Sloweniens, Finnlands, 
Schwedens und Großbritanniens. 

Der Anteil von Personen mit Zeitver-
trägen, die keine dauerhafte Be-
schäftigung finden, sinkt mit zuneh-
mendem Alter. Auf europäischer 
Ebene ist das für rund 37 Prozent 
der jungen Menschen zwischen 15 
bis 24 Jahren der Fall, während das 
bei den 25- bis 29-Jährigen für 65 
Prozent zutrifft.  
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2.2.11. Teilzeitbeschäftigung 
 

So wie mehr junge Menschen den 
Arbeitsmarkt mit Zeitverträgen betre-
ten, sind sie bei den Beschäftigten 
mit Teilzeitverträgen ebenfalls über-
repräsentiert. Diese beiden Umstän-
de sind oft miteinander verbunden: 
Ein junger Mensch kann seiner Teil-
zeitbeschäftigung mit einem Zeitver-
trag nachgehen. 

Im Durchschnitt sind 25 Prozent der 
beschäftigten jungen Menschen zwi-
schen 15 und 24 Jahren teilzeitbe-
schäftigt, weil sie sich noch auf dem 
Bildungsweg befinden. Das ist deut-
lich seltener bei den 25- bis 29-
Jährigen der Fall, bei denen nur halb 
so viele aus demselben Grund eine 
Teilzeitbeschäftigung haben. 

Der Prozentsatz junger europäischer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer mit Teilzeitbeschäftigung ist zwi-
schen 2000 und 2007 bei den 15- bis 
24-Jährigen angestiegen, während 
er bei den 25- bis 29-Jährigen mehr 
oder weniger stabil geblieben ist. Al-
lerdings gibt es beträchtliche Unter-
schiede sowohl zwischen den Mit-
gliedstaaten als auch zwischen den 
Geschlechtern. Während rund 2 Pro-
zent der 25- bis 29-jährigen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in 
der Slowakei teilzeitbeschäftigt sind, 
ist dies in den Niederlanden und Dä-
nemark bei mehr als 20 Prozent der 
Fall. 

In Bezug auf Teilzeitbeschäftigung 
gibt es sehr auffällige Unterschiede 
bei den Geschlechtern; wobei junge 
Frauen im Durchschnitt doppelt so 
häufig wie Männer teilzeitbeschäftigt 
sind. Nur Rumänien zeigt in dieser 
Hinsicht einen vernachlässigbaren 
Unterschied. 

Während bei den 15- bis 24-Jährigen 
Bildung und Ausbildung die wesentli-
chen Gründe für die Annahme von 
Teilzeitbeschäftigungen sind, ist dies 
bei den 25- bis 29-Jährigen ausge-
glichener. Als Hauptgrund wurde die 
Versorgung von Kindern oder ande-
ren Familienangehörigen genannt. 
Andere Gründe umfassen eigene 
Krankheit oder Behinderung sowie 

weitere familiäre oder persönliche 
Gründe. In Griechenland hingegen 
erklärten 69 Prozent der Teilzeitbe-
schäftigten im Alter zwischen 25 und 
29 Jahren, dass sie in dieser Form 
der  Beschäftigung seien, weil es 
nicht möglich sei, eine Vollzeitbe-
schäftigung zu finden. 
 
 

2.2.12. Junge Unternehmerinnen und  
Unternehmer 
 
Der Anteil junger Menschen, die ein 
eigenes Geschäft führen, ist in Euro-
pa sehr niedrig: Etwa 4 Prozent der 
15- bis 24-Jährigen und 9 Prozent 
der 25- bis 29-Jährigen sind Selbst-
ständige. In allen EU-Mitgliedstaaten 
ist der Anteil der Selbstständigen bei 
den 25- bis 29-Jährigen höher als bei 
den 15- bis 24-Jährigen und der An-
teil der selbstständig tätigen Perso-
nen erreicht mit Ausnahme von Grie-
chenland, Italien, Zypern, Polen, Ru-
mänien und der Slowakei keine 10 
Prozent der Gesamtbeschäftigten in 
der Altersgruppe der 25- bis 29-
Jährigen. 

Während des Zeitraumes von 2000 
bis 2007 ist der Anteil der selbst-
ständigen jungen Menschen in Euro-
pa leicht gesunken. Italien weist mit 
dem Doppelten des EU-Durch-
schnitts den größten Anteil selbst-
ständiger junger Menschen zwischen 
15 und 29 Jahren in Europa auf. 

In den meisten EU-Mitgliedstaaten 
ist die Mehrheit der Selbstständigen 
männlichen Geschlechts. In Zypern 
gibt es diesbezüglich keine auffälli-
gen Unterschiede. Bezogen auf das 
Alter gibt es in Belgien, Zypern, Lu-
xemburg, Ungarn, Malta und Öster-
reich bei den 25- bis 29-Jährigen ei-
nen größeren Anteil männlicher 
Selbstständiger als bei den 15- bis 
24-Jährigen. Der gegenläufige Trend 
zeigt sich bei den Frauen mit dem 
größten Anteil Selbstständiger in der 
jüngsten Altersgruppe. 

In den meisten Mitgliedstaaten 
scheint die Idee zur Existenzgrün-
dung unter den jungen Menschen mit 
höherer Schulbildung weiter verbrei-
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tet zu sein. Ausnahmen von dieser 
Regel sind Spanien, Malta und Ru-
mänien, wo mehr als 60 Prozent der 
selbstständigen jungen Menschen im 
Alter von 15 bis 24 Jahren über eine 
niedrigere Schulbildung verfügen. 
Luxemburg verzeichnet einen ähnli-
chen Anteil von Selbstständigen bei 
den höher Gebildeten jungen Men-
schen zwischen 25 und 29 Jahren. 

Unter Bezug auf die Faktoren des 
Geschäftserfolgssurveys (Factors of 
Business Sucess Survey FOBS) sind 
weniger als 15 Prozent der Existenz-
gründerinnen und -gründer jünger als 
30 Jahre, 38 Prozent sind zwischen 
30 und 39 Jahre alt und 48 Prozent 
sind 40 Jahre oder älter. Allerdings 
ist diese Feststellung mit Vorsicht zu 
betrachten, da nur wenige EU-Mit-
gliedstaaten entsprechende Daten 
sammeln. Die in diesem Projekt un-
tersuchten Unternehmen sind im 
Jahr 2002 gegründet worden, waren 
2005 noch vorhanden und wurden 
zum Zeitpunkt der Erhebung noch 
von ihren Gründerinnen bezie-
hungsweise Gründern geführt. Die 
Erhebung wurde von Juni 2005 bis 
Januar 2006 durch die nationalen 
statistischen Ämter von 15 EU-Mit-
gliedstaaten (Tschechische Repub-
lik, Dänemark, Estland, Frankreich, 
Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, 
Österreich, Portugal, Slowenien, Slo-
wakei, Schweden, Bulgarien und Ru-
mänien) auf freiwilliger Basis durch-
geführt. 

Sechs von zehn Existenzgründerin-
nen und Existenzgründern hatten 
keine spezialisierte Schulung dafür. 
So gut wie alle, die eine Schulung 
durchlaufen haben, taten dies aus 
eigener Initiative. Die Ausnahmen 
sind in diesem Fall Italien und Frank-
reich: in Italien unterzogen sich etwa 
die Hälfte der Existenzgründerinnen 
und Existenzgründer aus eigener Ini-
tiative einer speziellen Schulung, 
während ein Viertel der französi-
schen Existenzgründerinnen und 
Existenzgründer dies wegen staatli-
cher Anforderungen taten. Dieses 
Muster trifft auf alle Altersgruppen 
zu: junge Existenzgründerinnen und 

-gründer hatten nicht häufiger eine 
spezielle Schulung als die älteren. 

Junge  Existenzgründerinnen  und    
-gründer haben verschiedene Bil-
dungshintergründe. Dabei können 
drei Gruppen von Mitgliedstaaten un-
terschieden werden: In der ersten 
hat die Mehrzahl der Existenzgrün-
derinnen und Existenzgründer eine 
höhere Schulbildung (Bulgarien, die 
Tschechische Republik, Dänemark, 
Frankreich, Italien, Österreich, Por-
tugal, Slowenien, Slowakei und 
Schweden). In der zweiten Gruppe 
hat die Mehrzahl eine Hochschulbil-
dung (Estland, Lettland, Litauen und 
Luxemburg), während in der dritten 
„Gruppe“ (nur Rumänien) die Mehr-
zahl der Existenzgründerinnen und -
gründer nur über Hauptschul- oder 
Realschulabschluss verfügt.  

Unter den wichtigsten Gründen da-
für, ein eigenes Geschäft aufzubau-
en, sind in allen an der Erhebung be-
teiligten Ländern der Wunsch nach 
neuen Herausforderungen und der 
Wunsch, sein eigener Chef oder sei-
ne eigene Chefin sein zu können. 
Künftiges Einkommen ist auch ein 
wichtiger Gesichtspunkt beim Beginn 
eines eigenen Geschäfts: Etwa 80 
Prozent der Existenzgründerinnen 
und Existenzgründer in der Tsche-
chischen Republik, Rumänien, Slo-
wenien und der Slowakei gaben den 
finanziellen Aspekt als wesentlichen 
Beweggrund an. 

Das Vermeiden von Arbeitslosigkeit 
könnte ein Beweggrund für junge 
Menschen für die Gründung eines 
eigenen Unternehmens sein. Dies 
wird als wichtige Motivation für eine 
Mehrheit der jungen Existenzgründe-
rinnen und -gründer in allen beteilig-
ten Ländern ausgenommen die 
Tschechische Republik, Lettland, 
Österreich, Schweden, Luxemburg 
und Dänemark aufgeführt. 
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2.2.13. Schwerpunkt der Tätigkeit 
 

Die Beteiligung junger Menschen in 
der Wirtschaft hängt von den Rah-
menbedingungen der nationalen 
Volkswirtschaften ab. Auf EU-Ebene 
sind junge Menschen im Alter von 15 
bis 24 Jahren verhältnismäßig häufi-
ger im Bereich des Groß- und Ein-
zelhandels vertreten. Auf der ande-
ren Seite findet sich der größte Anteil 
der 25- bis 29-Jährigen im Produkti-
onsgewerbe. In diesen Bereichen ist 
auch die Mehrzahl der älteren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zwischen 30 und 54 Jahren beschäf-
tigt. 

Die Hälfte der jungen Menschen zwi-
schen 15 und 24 Jahren sind in ein-
fachen Tätigkeiten oder solchen mit 
geringen Qualifikationsanforderun-
gen beschäftigt. Annähernd 20 Pro-
zent sind in Politik oder Verwaltung, 
als Manager, Fachkräfte, Ingenieure 
oder Ähnliches tätig. Natürlich sind 
die 15- bis 24-Jährigen in Positionen 
von Vorgesetzten oder des Mana-
gements auf Grund ihrer Jugend und 
dem Mangel an Erfahrung unterre-
präsentiert. 

Etwa vier von zehn jungen Men-
schen im Alter von 25 bis 29 Jahren 
haben keine handwerkliche Beschäf-
tigung, mehr als 25 Prozent sind als 
ausgebildete Handwerker und Hand-
werkerinnen beschäftigt. Der Anteil 
junger Erwachsener in einfachen und 
gering qualifizierten nicht handwerk-
lichen Tätigkeiten liegt bei 35 Pro-
zent.   

Kennzahlen zur Beschäftigung 
junger Menschen 

• 57,3 Prozent der jungen Eu-
ropäerinnen und Europäer 
im Alter von 15 bis 29 Jah-
ren sind als wirtschaftlich 
aktiv einzustufen (das be-
deutet, dass sie beschäftigt 
sind oder aktiv eine Be-
schäftigung suchen). 

• Mehr als ein Drittel der jun-
gen Menschen zwischen 15 
und 24 Jahren sind weder 

in Schule, Ausbildung oder 
Arbeit. 

• Die Arbeitslosenrate der 
wirtschaftlich aktiven jungen 
Menschen zwischen 15 und 
24 betrug im Jahr 2008 
15,4 Prozent und ist damit 
fast dreimal so hoch wie die 
der älteren wirtschaftlich ak-
tiven Bevölkerung. 

• Die Hälfte der jungen Men-
schen im Alter von 20 Jah-
ren befindet sich auf dem 
Arbeitsmarkt. 

• 26 Prozent der arbeitslosen 
15- bis  24-Jährigen und 35 
Prozent der arbeitslosen 
25- bis 29-Jährigen sind 
seit mehr als 12 Monaten 
ohne Arbeit. 

• Ein Drittel der berufstätigen 
15- bis 24-Jährigen machen 
Studierende oder Auszubil-
dende aus. 

• Die Hälfte der beschäftigten 
15- bis 24-Jährigen befindet 
sich in niedrig qualifizierten 
oder ungelernten Beschäf-
tigungsverhältnissen. 

• 40 Prozent der beschäftig-
            ten 15- bis 24-Jährigen ha-
            ben einen Zeitvertrag. 

• 25 Prozent der beschäftig-
ten 15- bis 24-Jährigen ha-
ben eine Teilzeitbeschäfti-
gung. 

• 4 Prozent der Jugendlichen 
im Alter von 15 bis 24 Jah-
ren sind selbstständige Un-
ternehmerinnen und Unter-
nehmer; dasselbe gilt für 9 
Prozent der 25- bis 29-
Jährigen. 
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2.3. Junge Menschen und soziale 
Ausgrenzung 

 
2.3.1. Ungleicher Zugang zu Möglich- 

keiten 
 
Ungleiche Chancen können die Kluft 
zwischen verschiedenen Lebensper-
spektiven der jungen Menschen ver-
tiefen. 

Die Aussichten der jungen Men-
schen unterscheiden sich stark, ent-
sprechend ihres sozio-ökonomischen 
Hintergrundes und anderer Variab-
len. Einige Gruppen junger Men-
schen sind sozialer Ausgrenzung 
und Armut stärker ausgesetzt als 
andere. Zu den Faktoren, die zu die-
ser Situation führen, gehören Schul-
abbruch, geringe schulische Leistun-
gen, ein Migrations- oder Roma-
Hintergrund, psychische Probleme, 
ein niedriger sozio-ökonomischer 
Hintergrund, Behinderung, Einwir-
kung von Gewalt und Drogenmiss-
brauch.5 

Die Probleme, die von diesen Grup-
pen junger Menschen erlebt werden, 
können unter anderem zu beein-
trächtigtem Zugang zu Hilfesyste-
men,     schlechter       Gesundheit,  
 

                                                 
5http://ec.europa.eu/employment_social/spsi/poverty_  
social_exclusion_en.htm 

schlechter Wohnsituation oder Ob-
dachlosigkeit, finanzieller Ausgren-
zung, abnehmender Beteiligung an 
der Gesellschaft und überdies zu 
Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt und 
letztendlich zu einer geringeren Le-
benserwartung führen. Dementspre-
chend gehören der Zugang zu Schu-
le und Ausbildung, verstärkte Mög-
lichkeiten des Eintritts in den Ar-
beitsmarkt (einschließlich Maßnah-
men zur Erleichterung des Über-
gangs von Schule zur Berufstätig-
keit), angemessener Wohnraum und 
gute Gesundheitsversorgung, Zu-
gang zu grundlegenden Dienstleis-
tungen wie Verkehr und andere, z. B. 
finanzielle Dienstleistungen (bei-
spielsweise Kredite) und zu den An-
geboten des Sozialwesens die Zu-
gangsmöglichkeiten erleichtern und 
die Eingliederung in die Gesellschaft 
unterstützen.6  
 
 

2.3.2. Lebensbedingungen 
 
Kinder und junge Menschen, insbe-
sondere mit sozialen Benachteili-
gungen, stehen vor höheren Risiken 
sozialer Ausgrenzung und Armut. 
Die Zahlen zeigen, dass die Lebens-
bedingungen  während  der  Kindheit  

                                                 
6 EU indicators, European Commission Staff Working Do-
cument, Directorate-General for Employment, Social Af-
fairs and Equal Opportunities Units E2 and E4, 2008. 
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und Jugend einen maßgeblichen 
Einfluss auf die späteren Lebensper-
spektiven haben.7 Es gibt einen Teu-
felskreis von generationsübergrei-
fender Weitergabe, beginnend mit 
dem Aufwachsen in einem Eltern-
haus mit Armutsrisiko und sozialer 
Ausgrenzung hin zum geringen Zu-
gang zu Chancen. Von den 16 Pro-
zent der Europäerinnen und Europä-
er mit Armutsrisiko sind 19 Millionen 
Kinder im Alter von 0 bis 17 Jahren. 
Kinder sind häufiger einem größeren 
Armutsrisiko ausgesetzt als die übri-
ge Bevölkerung (19 Prozent in der 
EU, 2007). Das trifft auf die meisten 
Länder mit Ausnahme von Däne-
mark, Finnland, Schweden, Zypern 
und Slowenien zu. Die Armutsrate 
bei Kindern reicht von 10 Prozent in 
Dänemark bis zu 25 Prozent in Itali-
en und Rumänien. 

Eine umfassende Analyse der Be-
dingungen für Kinderarmut (Alter von 
0 bis 17) wurde im Jahr 2007 durch 
den Ausschuss für Sozialschutz 
(Social Protection Committee SPC) 
durchgeführt, die zu einer grundle-
genden Diagnose der wesentlichen 
Gründe für Kinderarmut in jedem 
Land führte.8 Die Analyse bestätigt, 
dass Kinderarmut das Ergebnis ei-
nes komplexen Zusammenspiels 
zwischen Arbeitslosigkeit, Armut (der 
Haushalte) trotz Erwerbstätigkeit und 
den Auswirkungen von Sozialleis-
tungen ist und dass die Länder mit 
den besten Ergebnissen diejenigen 
sind, die auf allen Gebieten beson-
ders gut aufgestellt sind, insbeson-
dere durch kombinierte Strategien, 
die auf erleichterten Zugang zur Be-
schäftigung und unterstützende 
Dienste (Kinderbetreuung u. a.) mit 
unterstützenden Einkommensleistun-
gen setzen. Entsprechend  ist das 
Ausmaß, in dem alleinerziehende 
Haushalte und große Familien grö-
ßere Armutsrisiken erfahren, sowohl 

                                                 
7 "Child Poverty and Well-being in the EU, current status 
and way forward", Social Protection Committee, January 
2008: EU indicators, European Commission Staff Working 
Document, Directorate-General for Employment, Social Af-
fairs and Equal Opportunities Units E2 and E4, 2008.  
8 "Child Poverty and Well-being in the EU, current status 
and way forward", Social Protection Committee, January 
2008  

von deren eigenen Merkmalen (Alter, 
Bildungsstand der Eltern u. a.) als 
auch der Beschäftigungssituation der 
Eltern (Arbeitslosigkeit, Armut trotz 
Beschäftigung u. a.) als auch durch 
die Verfügbarkeit angemessener Un-
terstützung durch den Zugang zu un-
terstützenden Dienstleistungen wie 
Kinderbetreuung, Möglichkeiten zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und Einkommenszuschüssen beein-
flussbar. Diese Lebenslage wird Wir-
kungen auch auf das spätere Auf-
wachsen der Kinder haben. 
 
 

2.3.3. Junge Menschen mit Armutsrisiko 
 
20 Prozent der jungen Menschen 
zwischen 18 und 24 Jahren werden 
als armutsgefährdet angesehen (de-
finiert als mit einem Einkommen von 
weniger als 60 Prozent des nationa-
len Durchschnittseinkommens). Ei-
ner von fünf Jugendlichen befindet 
sich in dieser Lage. Junge Erwach-
sene stehen einem höheren Armuts-
risiko gegenüber, wenn die Unter-
stützung durch das Elternhaus nach-
lässt und die Integration in den Ar-
beitsmarkt noch am Anfang ist. Der 
Anteil junger Menschen im Alter von 
18 bis 24 Jahren mit Armutsrisiko im 
Hinblick auf ihr erzieltes Einkommen 
variiert stark zwischen den EU-
Ländern, von weniger als 10 Prozent 
in Zypern, Malta und Slowenien bis 
zu 30 Prozent oder mehr in Däne-
mark und Schweden.9 
 
Allerdings müssen bei dem Versuch, 
die aktuellen Lebensumstände jun-
ger Menschen zu erfassen, Angaben 
über das Einkommen junger Leute 
mit großer Vorsicht interpretiert wer-
den. Sie bedürfen außerdem der Er-
gänzung durch Kenntnisse über an-
dere Bedingungen von Armut und 
sozialer Ausgrenzung, da dieser In-
dikator allein die Lebenssituation 
junger Menschen in Bezug auf den 
Zugang zu Ressourcen und Chan-
cen nicht genau genug widerspiegelt. 
Das bedeutet, dass allein das erziel-

                                                 
9 Social protection and social inclusion 2008: EU indica-
tors, European Commission, Directorate-General for Em-
ployment, Social Affairs and Equal Opportunities, Units E.2 
and E.4, October 2008.  
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te Einkommen junger Menschen kei-
ne genaue Auskunft darüber gibt, ob 
eine junge Person geringere Chan-
cen oder gefährdete Lebensperspek-
tiven hat. 

Junge Menschen, die das Elternhaus 
verlassen haben, verfügen oft über 
eingeschränkte finanzielle Möglich-
keiten, haben aber dennoch Zugang 
zu Wohnraum und können sich aus 
eigenen finanziellen Quellen versor-
gen, durch Einkünfte, Studiendarle-
hen oder Zuschüsse. Sie mögen 
ebenso finanzielle Unter-
stützung durch die Fami-
lie erhalten10, was 
bedeutet, dass eigen-
ständiges Leben nicht 
immer ein Zeichen von 
Selbstständigkeit ist. Im 
Durchschnitt verlassen 
junge Menschen ihr El-
ternhaus im Alter von 25 
Jahren. Während die 
Mehrheit der jungen 
Menschen in Dänemark 
und Finnland ihr Eltern-
haus bereits verlassen 
hat, leben die meisten 
jungen Menschen in den 
anderen EU-Ländern 
(zwischen 66 und 88 
Prozent der 18- bis 24-
Jährigen) nach wie vor 
bei ihren Eltern.11 Grün-
de dafür sind unter ande-
rem der Zugang zu Stu-
diendarlehen oder Zu-
wendungen oder die fi-
nanzielle Unterstützung 
durch ihre Familie. Zu-
dem haben junge Men-
schen, die ihr Elternhaus 
verlassen haben, trotz 
geringem Einkommen 
Zugang zu Wohnmög-
lichkeiten. Junge Men-
schen, die noch bei ihren 
Eltern leben, stehen ei-
nem geringeren Risiko 
für schwierige Lebenslagen gegen-

                                                 
10 Finanzielle Unterstützung durch die Eltern wird durch 
EU-SILC als Transfer zwischen Haushalten nur erfasst, in-
sofern er regulär ist.  
11 Social protection and social inclusion 2008: EU indica-
tors, European Commission, Directorate-General for Em-
ployment, Social Affairs and Equal Opportunities, Units E.2 
and E.4, October 2008.  

über, da sie unmittelbar vom Ein-
kommen der Eltern profitieren. Aller-
dings bedarf es weitergehender Un-
tersuchungen, um festzustellen, ob 
sie aus eigenem Entschluss bei den 
Eltern leben oder weil sie aufgrund 
des mangelnden Zugangs zum Ar-
beitsmarkt12 und zu Wohnraum nicht 
selbstständig werden können. 

18 Prozent der jungen Menschen 
zwischen 18 und 24 Jahren verdie-
nen weniger als die Hälfte des 
Durchschnittseinkommens des Lan-

                                                 
12 Das Arbeitspapier der Kommission beiliegend der Kom-
missionsmitteilung von 2007 'Promoting young people's full 
participation in education, employment and society' bietet 
eine genaue Analyse der Beschäftigungssituation junger 
Menschen in Verbindung mit einer Übersicht über politi-
sche Maßnahmen der Mitgliedstaaten für Jugendbeschäf-
tigung im Rahmen der Lissabonstrategie für Wachstum 
und Beschäftigung, vgl.  
http://ec.europa.eu/employment_social/employment_strate
gy/pdf/youthswd_2007_en.pdf. 
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des in dem sie leben. 27 Prozent der 
jungen Menschen verdienen weniger 
als 60 Prozent (ein Einkommensni-
veau unter 60 Prozent des Durch-
schnittswertes markiert das Armuts-
risiko), und 11 Prozent der jungen 
Menschen verdienen weniger als 40 
Prozent des jeweiligen nationalen 
Durchschnittseinkommens (im Jahr 
2006). 

Kennzahlen zur sozialen Integra-
tion junger Menschen 

• 19 Millionen Kinder (im Alter 
von 0 bis 17 Jahren) in der 
EU weisen ein Armutsrisiko 
auf. 

• 20 Prozent der jungen Men-
schen im Alter von 18 bis 24 
Jahren haben ein Armutsri-
siko. 

• Im Durchschnitt verlassen 
junge Menschen im Alter 
von 25 Jahren ihr Eltern-
haus. 

• 18 Prozent der jungen Men-
schen im Alter von 18 bis 24 
Jahren verdienen weniger 
als die Hälfte des Durch-
schnittseinkommens des 
Landes in dem sie leben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3. Aktive Bürgerschaft 
 

3.1. Bürgerschaft und Beteiligung 
 

3.1.1. Aktive Bürgerschaft: heutige Ent-
scheidungen, das Leben in der 
künftigen Gemeinschaft 

Aktive Bürgerschaft junger Men-
schen, verstanden als „die politische 
Beteiligung und Beteiligung in zivil-
gesellschaftlichen Strukturen, cha-
rakterisiert durch Toleranz und Ge-
waltfreiheit und durch Anerkennung 
von Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechten“13, ist ein zentraler Teil 
der Zukunft der Europäischen Union. 
Aktive Bürgerschaft junger Men-
schen ist auch ein politischer 
Schwerpunkt auf europäischer Ebe-
ne. 

Nützliche Konzepte und  
Definitionen 
 
Der Begriff „Bürgerschaft“ wird ge-
nutzt, um drei verschiedene Kon-
zepte zu beschreiben, die gleich-
wertig verwendet werden können: 

• wer Bürgerin oder Bürger 
ist, d. h. sein oder ihr Status 

• was ein Bürger oder eine 
Bürgerin darf oder nicht 
darf, d. h. in Bezug auf 
Rechte und Pflichten, sowie 

• welche Aktivitäten eine Bür-
gerin oder ein Bürger als 
solche/-r unternimmt, d. h. 
Tätigkeiten, die seine oder 
ihre Beteiligung in der Ge-
meinschaft demonstrieren. 

 

3.1.2. Information: der Schlüssel für  
Beteiligung? 
 
Auf der Grundlage des Weißbuchs 
zu Jugend14 ist Information junger 
Menschen eine Priorität auf der eu-
ropäischen Ebene. Das wird zuneh-

                                                 
13 Indicators for active citizenship and citizens' education. 
Research report for the European Commission, DG EAC 
14 Europäische Kommission, Weißbuch vom 21. November 
2001 “Neuer Schwung für die Jugend Europas, 
KOM(2001)681  
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mend als Schlüssel gesehen, um ih-
ren Zugang zu gesellschaftlichen 
und zivilgesellschaftlichen Möglich-
keiten sicher zu stellen. 

Laut Kommissionsanalyse der natio-
nalen Berichte im Rahmen der Offe-
nen Methode der Koordinierung im 
Jugendbereich15 stellten zwölf Mit-
gliedstaaten umfangreiche Strate-
gien zur Jugendinformation vor (Ös-
terreich, Belgien, Spanien, Finnland, 
Frankreich, Luxemburg, Malta, Por-
tugal, Slowenien, die Slowakei, die 
Niederlande und die Tschechische 
Republik). 

18 Mitgliedstaaten (Österreich, Bel-
gien, Tschechische Republik, 
Deutschland, Dänemark, Spanien, 
Estland, Griechenland, Finnland, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, Lett-
land, Malta, die Niederlande, Portu-
gal, Slowenien und Großbritannien) 
hatten darüber hinaus Web-Portale 
für Jugendliche geschaffen. 

Gegenwärtig sind Daten für 20 Mit-
gliedstaaten in der Datenbank des 
European Knowledge Centre on 
Youth Policy (EKCYP) verfügbar. 
Mehr als 2.300 Informationsstellen 
auf nationaler oder regionaler Ebene 
sind registriert. 
 
 

3.1.3. Jugendbeteiligung 
 
Basierend auf dem Weißbuch Ju-
gend ist – ebenso wie Information – 
die Beteiligung junger Menschen ei-
ne Priorität der Offenen Methode der 
Koordinierung der EU. Dabei wurden 
von den Mitgliedstaaten zwei Arten 
von Beteiligung als übliche Ziele zur 
Erhöhung der Partizipation junger 
Menschen dargestellt: die Beteili-
gung am gesellschaftlichen Leben 
und die Beteiligung in der repräsen-
tativen Demokratie. 

Seit der Veröffentlichung des Weiß-
buches hat eine Reihe von Mitglied-
staaten die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für eine wirksame Partizi-
pation junger Menschen abgeklärt 

                                                 
15 Commission Staff Working Document SEC(2006) 1006 

oder verstärkt. Diese Regelungen 
verweisen sehr häufig auf die rechtli-
che Anerkennung örtlicher Jugendrä-
te oder auf die Befugnisse, die natio-
nalen Jugendräten übertragen wur-
den. Eine Reihe von Mitgliedstaaten 
hat die Jugendpartizipation zu einer 
nationalen Priorität gemacht, indem 
jährliche und mehrjährige Strategie-
pläne angenommen wurden. Alle 
EU-Mitgliedstaaten haben Vertre-
tungsstrukturen in Schulen und 
Hochschulen sowie zunehmend Ju-
gendräte und Kinder- und Jugend-
parlamente. 

Die folgende Auswertung beruht im 
Wesentlichen auf Eurobarometer-Er-
hebungen, den Berichten der Mit-
gliedstaaten über die Beteiligung 
junger Menschen und den Informati-
onen, die im EKCYP verfügbar sind. 
Allerdings fehlen Informationen über 
eine Reihe von Mitgliedstaaten. Es 
ist nicht möglich, paneuropäische 
Trends zu identifizieren. In Zukunft 
sind verbesserte Datendefinitionen 
und Datensammlungen für folgende 
Bereiche zu empfehlen: Mitglied-
schaft in Gewerkschaften und Ju-
gendorganisationen, Wahlbeteili-
gung, Anzahl junger Menschen, die 
auf lokaler und regionaler Ebene 
gewählt worden sind, Definition von 
„Jugendräten“ und anderer Beteili-
gungsstrukturen, Anteil junger Men-
schen, die Mitglieder in Jugendorga-
nisationen sind (hier zählen bei-
spielsweise einige Mitgliedstaaten 
auch die Mitgliedschaft in Sportver-
einen hinzu) oder Kategorisierung 
verschiedener Formen finanzieller 
Unterstützung. Dennoch ist ein ers-
tes Bild über die Entwicklungen bei 
der Jugendpartizipation möglich.  
 
 

3.1.4. Ein Rückgang traditioneller Mit-
gliedschaft in Verbänden und Ver-
einen 
 
Die Mitgliedschaft in Organisationen, 
Verbänden und Vereinen scheint für 
junge Menschen in der Europäischen 
Union nicht sehr attraktiv zu sein: 
Nur 22 Prozent der jungen Men-
schen beantworten die Frage: „Bist 
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Du Mitglied in einer Organisation?“ 
mit einem „Ja.“. 

Dabei gibt es eine eindeutige Teilung 
zwischen den nördlichen Mitglied-
staaten, in denen jungen Menschen 
häufiger Mitglieder in Vereinen und 
Verbänden sind und den südlichen 
Mitgliedstaaten, in denen derartige 
Mitgliedschaften weniger zahlreich 
sind.  

Frühere Untersuchungen von 1997 
und 2001 zeigen, dass die Mitglied-
schaft in Sportvereinen sehr populär 
ist. Dies wird im Bericht von 2007 
bestätigt: Annähernd die Hälfte aller 
jungen Menschen (49 Prozent) sind 
Mitglieder von Sportvereinen. 

Weit dahinter folgt die Mitgliedschaft 
in Jugendorganisationen und Kultur-
verbänden (8 Prozent), Gewerk-
schaften und Freizeitvereinen (7 Pro-
zent), politischen Parteien und Reli- 
gionsgemeinschaften (5 Prozent). 
Menschenrechts- und Verbraucher-
schutzorganisationen haben die ge-
ringste Anzahl junger Mitglieder. 

Freizeitgruppen und religiös ausge-
richtete Organisationen waren für 
junge Europäerinnen und Europäer 
im  Jahr  2006  am populärsten. 26,8 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Prozent der befragten jungen Män-
ner (im Alter zwischen 16 und 29) 
nahmen während der vorangegan-
genen 12 Monate an sportlichen Ak-
tivitäten in spezialisierten Gruppen 
oder Organisationen teil; bei den be-
fragten jungen Frauen waren es 18,9 
Prozent. Religion ist nach wie vor ei-
ne übliche Weise, in der Gesellschaft 
aktiv zu sein, wobei 20,1 Prozent der 
jungen Frauen und 16 Prozent der 
jungen Männer von dieser Möglich-
keit Gebrauch machen. Nur wenige 
junge Menschen (weniger als vier 
Prozent) waren im Jahr 2006 an Ak-
tivitäten politischer Parteien oder 
Gewerkschaften beteiligt. 

Männer zwischen 16 und 29 Jahren 
waren in den vorangegangenen 12 
Monaten aktiver in politischen Par-
teien, Gewerkschaften, Berufsver-
bänden und Freizeitgruppen einge-
bunden, während Frauen stärker an 
Aktivitäten von Kirchen und anderen 
religiösen Organisationen sowie kari-
tativen Aktivitäten beteiligt waren. 

Dabei gibt es keinen substantiellen 
Unterschied zwischen dem Anteil 
junger Menschen (16 bis 29 Jahre) 
und der Gesamtbevölkerung. 
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3.1.5. Interesse an der Beteiligungsde-
mokratie  

Angesprochen auf die wichtigsten 
politischen Aktivitäten, die sicherstel-
len, dass ihre Stimme von der Politik 
wahrgenommen wird, nennen 30 
Prozent der jungen Europäerinnen 
und Europäer die Beteiligung an Dis-
kussionen. An zweiter Stelle kommt 
die Mitgliedschaft in einer politischen 
Partei (16 Prozent) und als Drittes 
die Teilnahme an einer Demonstrati-
on (13 Prozent). Das Zeichnen einer 
Petition, die Mitgliedschaft oder Un-
terstützung einer Nichtregierungsor- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ganisation (NGO) oder die Mitglied-
schaft in einer Gewerkschaft werden 
ebenfalls als wirkungsvolle Möglich-
keiten politischer Betätigung von 11 
Prozent der jungen Europäerinnen 
und Europäer wahrgenommen (vgl. 
Jugenderhebung von Eurobarometer 
2007). Mehr als einer von vier jungen 
Menschen hat im vergangenen Jahr 
eine Petition unterschrieben und un-
gefähr die gleiche Anzahl vertrat sei-
ne oder ihre Meinung in einem Onli-
ne-Diskussionsforum. Einer von fünf 
jungen Europäerinnen und Europä-
ern beteiligte sich an einer öffentli-
chen Demonstration. 
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Das höchste Niveau politischer Be-
teiligung junger Menschen wurde in 
Dänemark, Finnland und Schweden 
festgestellt, das niedrigste in Lett-
land, Bulgarien, Estland, Ungarn und 
Malta. 

Junge Männer neigen zu größerer 
Aktivität, insbesondere wenn es da-
rum geht, ihre Ansicht in einem Onli-
neforum darzustellen oder sich an 
einer öffentlichen Demonstration zu 
beteiligen. 

Junge Europäerinnen und Europäer 
im großstädtischen oder städtischen 
Umfeld  sind häufiger beteiligt als 
diejenigen aus ländlichen Regionen.   
 
 

3.1.6. Der rechtliche Rahmen für Beteili-
gungsstrukturen 
 
Der oben erwähnte Synthesebericht 
der Kommission aus dem Jahr 2006 
stellt dar, welche Aktivitäten von den 
Mitgliedstaaten durchgeführt wurden, 
um die Beteiligungsstrukturen zu un-
terstützen. 

Dieser Bericht verdeutlicht, dass der 
Rechtsrahmen für Jugendbeteiligung 
verbessert wurde. Einige Mitglieds-
länder haben Gesetze verabschie-
det, andere haben strategische Akti-
onspläne oder sich zur Konsultation 
junger Menschen verpflichtet. Das 
kann im Einzelfall ein Akt sein, der 
jede örtliche Behörde verpflichtet, ei-
nen oder mehrere Jugendräte einzu-
richten (Belgien), ebenso wie ein po-
litisches Konzept (Tschechische Re-
publik), ein Budget für Partizipation 
(Dänemark), eine örtliche Jugendge-
setzgebung (Finnland), eine Sozial-
gesetzgebung (Deutschland), ein na-
tionaler Aktionsplan, ein Jugendge-
setz oder eine Verordnung (Litauen, 
Slowenien, Slowakei) oder eine Ver-
ordnung, die die Zusammenarbeit  
zwischen NGO und der Regierung 
regelt (Luxemburg) oder die verlangt, 
dass junge Menschen angehört wer-
den (Großbritannien). Dabei kann es 
ebenso Verfahren oder Gesetze ge-
ben, die die Selbstorganisation jun-
ger Menschen fördern, indem sie 
den Vorgang der Einrichtung und 

Strukturierung von Jugendvertretun-
gen regeln (Bulgarien). 

In sechs Mitgliedstaaten ist die Exis-
tenz von Schülervertretungen ge-
setzlich verordnet. In Schweden 
wurde 2006 an 1.400 Schulen eine 
landesweite Kampagne (genannt 
Schulwahlen – „Skolval 2006“) einige 
Tage vor den normalen nationalen, 
regionalen und lokalen Parlaments-
wahlen durchgeführt.  

In den meisten Mitgliedstaaten rich-
ten sich die Aktivitäten an alle jungen 
Menschen, jedoch mit besonderem 
Blick auf bestimmte Gruppen. Diese 
Gruppen unterscheiden sich von 
Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat, oft ge-
hören jedoch Immigrantinnen und 
Immigranten sowie Angehörige eth-
nischer Minderheiten, Frauen, Ho-
mosexuelle, Behinderte, Arbeitslose 
oder junge Drogenabhängige dazu.  
 
 

3.1.7  Jugendräte 
 

Die Definition, Struktur und Art von 
Jugendräten ist in den Mitgliedstaa-
ten unterschiedlich. Fast zwei Drittel 
der Mitgliedstaaten haben lokale Ju-
gendräte. Daten vom EKCYP weisen 
darauf hin, dass jede Gemeinde in 
Griechenland und dem flämischen 
Teil von Belgien einen Jugendrat hat. 
In Großbritannien gibt es mehr als 
400 lokale Jugendräte, obwohl es 
keine einheitliche Form für sie gibt. 
In Schweden gibt es rund 50 lokale 
Jugendräte, aber hier unterscheidet 
sich ihre Organisation von Gemeinde 
zu Gemeinde; eine Reihe schwedi-
scher Gemeinden haben Verfahren 
für einen regelmäßigen Dialog mit 
jungen Menschen. Finnland hat 20 
Jugendräte, die von lokalen Behör-
den gewählt werden und innerhalb 
der Gemeindestrukturen arbeiten. 
Zudem gibt es in Finnland 180 Ju-
gendräte, die von den jungen Men-
schen selbst gewählt werden (es gibt 
400 Gemeinden). Deutschland, Itali-
en und die Niederlande berichten 
von einer erheblichen Zahl örtlicher 
Jugendräte (200, 471 beziehungs-
weise 124). In den neuen Mitglieds-
ländern werden Jugendräte derzeit 



 

 

54 

gegründet. Estland berichtet von vier 
im Jahr 2005 mit einem Anstieg auf 
20 im Jahr 2007, in Slowenien wur-
den nach dem Jahr 2000 39 Jugend-
räte gegründet, und in Rumänien gibt 
es 28. In der Slowakei und der 
Tschechischen Republik gibt es die 
Möglichkeit der Gründung von Ju-
gendräten; während in Litauen 46 
von 60 Gemeinden bereits einen Ju-
gendrat haben. 

Auf der regionalen Ebene melden 15 
Mitgliedstaaten regionale Jugendrä-
te, obwohl einige nur einen haben. In 
einigen Ländern decken die regiona-
len Jugendräte die meisten Regio-
nen ab: In Deutschland haben alle 
„Länder“ einen Jugendrat (Landesju-
gendring), Estland hat Räte auf der 
Kreisebene, während die Slowaki-
sche Republik einen Jugendrat je 
Region hat (insgesamt acht). Grie-
chenland hat Jugendräte in den Prä-
fekturen, Litauen hat 25 Regionalräte 
und die Tschechische Republik 
zwölf. In Dänemark haben alle Stadt-
räte und Kreisräte jeweils einen Ju-
gendrat, Österreich und der flämi-
sche Teil Belgiens haben jeweils 5 
Regionalräte. Die Niederlande, Ru-
mänien und Bulgarien haben jeweils 
regionale Jugendräte. In Großbritan-
nien sind die Regionalräte identisch 
mit dem regionalen Jugendparla-
ment. 

Fast alle Mitgliedstaaten haben ei-
nen nationalen Jugendrat. In den 
meisten Fällen ist es eine Dachorga-
nisation, in denen andere Jugendor-
ganisationen Mitglieder sind (zwi-
schen 25 und 100 Mitglieder). Natio-
nale Jugendräte sind neben europäi-
schen und internationalen Jugendor-
ganisationen in der Regel Mitglieder 
des Europäischen Jugendforums. 

  
3.1.8.  Jugendparlamente 

Sieben Mitgliedstaaten berichteten, 
dass sie Jugendparlamente auf der 
örtlichen Ebene haben. Die Struktu-
ren sind allerdings ebenso unter-
schiedlich wie die Zahl der Jugend-
parlamente. Deutschland hat die 
meisten (300 bis 350), gefolgt von 
der Tschechischen Republik (rund 

300) und Österreich (mehr als 100). 
Estland und Bulgarien berichten von 
einer Reihe lokaler Parlamente oder 
Räte, und Schweden hat einige. 
Finnland hat zwar keine offiziellen 
Strukturen, berichtet aber von inter-
netgestützten parlamentarischen 
Vertretungsforen für Kinder. 

Auf regionaler Ebene ist die Zahl der 
Initiativen in den meisten Fällen be-
grenzt, obwohl sechs Mitgliedstaaten 
eine Reihe von Aktivitäten melden 
(einige Initiativen in Österreich 
(zwei), Finnland (eine), Italien (vier), 
Slowenien (zwei) und den Nieder-
landen). Das britische Parlament hat 
ein Netzwerk regionaler Kontakte 
und die Tschechische Republik be-
richtet von 15 regionalen Jugendpar-
lamenten. 

Auf nationaler Ebene berichteten 13 
Mitgliedstaaten von Jugendparla-
menten, obwohl die Art ihrer Organi-
sation erheblich voneinander ab-
weicht. In vielen Ländern wird das 
Jugendparlament als jährliches Er-
eignis, als eintägige Veranstaltung 
oder auf Projektbasis durchgeführt. 
In Estland ist das Jugendparlament 
ein Gremium von Mitgliedsorganisa-
tionen. In Lettland wurde ein nationa-
les Jugendparlament im Jahr 2004 
eingerichtet. In den Niederlanden 
wurde im Jahr 2007 eine Jugendre-
gierung (Jugendkabinett) gebildet. 
Großbritannien hat ein Jugendpar-
lament mit 300 gewählten Mitglie-
dern, in Wales gibt es eine Jugend-
versammlung, Schottland hat ein Ju-
gendparlament und in Nordirland gibt 
es ein Jugendforum. 
 
 

3.1.9.  Andere Beteiligungsstrukturen 
 

Die verbreitesten Beteiligungsstruk-
turen sind Schüler- und Studieren-
denvertretungen, Schüler- und Stu-
dierendenparlamente sowie Informa-
tions- und Beratungsangebote für 
junge Menschen. Andere Beispiele 
sind offene Foren wie Beratungs-
stunden und projektbezogene For-
men der Partizipation wie zum Bei-
spiel Spielplätze und Jugendzentren 
(Österreich), Beiräte von Jugend-
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ausschüssen und Jugendklubs (Zy-
pern). Es gibt zudem Jugend- und 
Erwachsenenorganisationen, die 
Kinderrechte unterstützen (Tschechi-
sche Republik), Anschauungsver-
bände junger Menschen (Finnland) 
und interaktive Internetseiten. 

Die Strukturen innerhalb der Ministe-
rien und anderer Behörden für die 
Partizipation junger Menschen schei-
nen in einigen Ländern (wie in Finn-
land, Schweden und Dänemark) 
zahlreicher und besser entwickelt zu 
sein als im Vergleich zu anderen 
(wie Ungarn, Griechenland, Großbri-
tannien, Österreich, Litauen und 
Slowenien). 
 
 

3.1.10. Politisches Interesse junger  
Menschen 

 
Wenn wir die Ergebnisse des Euro-
päischen Sozialsurvey berücksichti-
gen, wird deutlich, dass junge Men-
schen zwischen 16 und 24 sowie 
zwischen 25 und 29 Jahren ein ge-
ringes Interesse an Politik zu zeigen 
scheinen. Eine Mehrheit junger Men-
schen erklärt, dass sie fast kein oder 
gar kein  Interesse  an  Politik haben, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

während nur 6 Prozent erklären, 
dass sie sehr interessiert sind. Unter 
den älteren Generationen ist der An-
teil der politisch sehr Interessierten 
mehr als doppelt so hoch. 

Das Interesse an Politik steigt mit 
dem Alter: 36 Prozent der Menschen 
im Alter von 30 und älter erklärten, 
dass sie politisch ziemlich interes-
siert sind, während 26 Prozent der 
16- bis 24-Jährigen beziehungsweise 
30 Prozent der 25- bis 29-Jährigen 
dieselbe Antwort gaben. 

Neben dem Generationenunter-
schied gibt es beim Interesse an Po-
litik auch Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern. Junge Männer ant-
worten häufiger als junge Frauen, 
dass sie politisch interessiert sind. 
Nahezu 40 Prozent der jungen Män-
ner erklärten, dass sie durchaus oder 
sehr politisch interessiert sind, wäh-
rend etwas weniger als 30 Prozent 
der Frauen ein derartiges Interesse 
zeigten. In ganz Europa hat die Ju-
gend scheinbar immer noch Distanz 
zur Politik. 62 Prozent der jungen 
Männer und 70 Prozent der jungen 
Frauen erklären, dass sie wenig oder 
gar nicht politisch interessiert sind. 
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Den Resultaten des Europäischen 
Sozialsurvey aus dem Jahr 2006 wi-
derspricht eine Eurobarometer-Erhe-
bung zur Jugend aus dem Jahr 
2007, die zeigte, dass junge Europä-
erinnen und Europäer durchaus poli-
tisch interessiert sind. Eine Mehrheit 
der Befragten sagt, dass sie an Poli-
tik und aktuellen Angelegenheiten 
sehr interessiert oder interessiert 
sind: 82 Prozent von ihnen sind an 
der Politik in ihrem eigenen Land in-
teressiert, 73 Prozent geben an, auf 
der lokalen oder regionalen Ebene 
interessiert zu sein und 66 Prozent 
sagen, sie seien interessiert an der 
Politik und aktuellen Angelegenhei-
ten der EU. 

In der Eurobarometer-Erhebung wei-
sen junge Griechinnen und Griechen 
das höchste Niveau an Interesse an 
Politik und aktuellen Entwicklungen 
auf, während junge Menschen in 
Rumänien, Belgien und der Tsche-
chischen Republik im Allgemeinen 
das geringste Interesse an Politik 
haben.  

Ältere und höher gebildete junge 
Menschen und diejenigen, die in ei-
ner großstädtischen Region leben, 
haben das größte Interesse an Poli-
tik auf allen Ebenen.  

Diese Ergebnisse, die widersprüch-
lich erscheinen können, könnten be-
deuten, dass junge Menschen an 
traditioneller Parteipolitik weniger in-
teressiert sind, sie sich aber durch-
aus mit aktuellen öffentlichen und 
politischen Angelegenheiten oder 
Themen beschäftigen, die einen di-
rekten Einfluss auf ihr tägliches Le-
ben oder ihre langfristige Zukunft 
haben (zum Beispiel in Bezug auf 
Klimawandel).  

 

 

 

 

 

 

Das CIVICWEB-Projekt: Junge 
Menschen, das Internet und bür-
gerschaftliche Beteiligung16 

 
Leistet das Internet einen Beitrag 
zum zivilgesellschaftlichen  

Engagement und der Partizipati-
on junger Menschen? 

CIVICWEB analysiert das Internet 
als ein potentiell bedeutsames In-
strument für nicht-formales Lernen 
mit Einfluss auf die Entwicklung 
von sozialem Kapital sowie die zi-
vilgesellschaftliche, politische, so-
ziale und wirtschaftliche Partizipati-
on junger Menschen (im Alter zwi-
schen 15 und 25). Das Projekt kon-
zentriert sich vor allem auf das An-
gebot zivilgesellschaftlicher Seiten, 
die derzeit im Netz in Erscheinung 
treten und die von vielen unter-
schiedlichen Organisationen, Inte-
ressengruppen und Einzelpersonen 
geschaffen wurden, beginnend bei 
vergleichsweise kleinen lokalen Ini-
tiativen bis hin zu nationalen und 
internationalen Projekten. 

Eine Online-Befragung unter 3.307 
jungen Internetnutzerinnen und -
nutzern in den sieben beteiligten 
Ländern (teilweise „geworben“ über 
die MTV-Internetseite) offenbart, 
dass junge Menschen vor allem an 
Lifestyle- und Unterhaltungsthemen 
im Internet interessiert sind. Zivil-
gesellschaftliche Beteiligung ist nur 
für rund 10 Prozent der Befragten 
relevant, wobei soziale Gerechtig-
keit, spirituelle Fragen und Umwelt-
themen am „populärsten“ sind. Poli-
tische Themen sind die am wenigs-
ten Interessanten, aber das Inte-
resse an gesellschaftlichen und po-
litischen Internetseiten beginnt un-
ter den älteren der jungen Befrag-
ten wichtiger zu werden, insbeson-
dere bei denjenigen, die nicht zu 
Hause bei ihren Eltern leben, bei 
Jugendlichen, die sich selbst als re-

                                                 
16 Das CIVICWEB-Projekt wurde innerhalb des 6. Rah-
menprogramms der EU (Citizens and Governance Pro-
gramme) gefördert, integrierte Forschungspartner aus sie-
ben Ländern (Großbritannien, Schweden, die Niederlande, 
Ungarn, Spanien, Slowenien und die Türkei) und lief von 
September 2006 bis August 2009 – Informationen: 
http://www.civicweb.eu/. 
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ligiös einstufen und unter Mädchen 
und jungen Frauen.  

Das Geschlecht scheint eine ziem-
lich signifikante sozio-ökonomische 
Variable zu sein, aber das Bil-
dungsniveau bildet überraschen-
derweise kein zentrales Merkmal in 
diesem Zusammenhang. Online-
Partizipation und Beteiligung au-
ßerhalb des Netzes korrelieren 
stark miteinander, was zeigt, dass 
sich beides eher gegenseitig er-
gänzt als ersetzt. Internetseiten von 
„spezialisierten“ Gruppen (bezogen 
auf Identität oder räumliche Nähe) 
und auf ein ganz spezielles Publi-
kum bezogen (und oft von Mitglie-
dern dieser besonderen Gruppe 
hergestellt) unterstützen das Gefühl 
der Zugehörigkeit und Gemein-
schaft und werden häufiger ge-
nutzt. 

Bezogen auf die Erstellung von ge-
sellschaftlichen Internetseiten für 
junge Menschen wird das Internet 
vor allem als preiswerte Methode 
zur Verbreitung von Information 
und zur Kontaktaufnahme mit jun-
gen Menschen betrachtet. Aller-
dings bedarf es großer Anstrengun-
gen in Marketing und Öffentlich-
keitsarbeit, um eine Internetseite 
bekannt zu machen. Die meisten 
zivilgesellschaftlichen Internetsei-
tenanbieter haben weder die Zeit 
noch das Geld, um ihre Internetsei-
ten hinreichend bekannt zu machen 
und infolgedessen bleibt der Kreis 
der Nutzerinnen und Nutzer relativ 
klein. Meistens funktionieren sie mit 
einer Kombination aus einem oder 
zwei bezahlten Teilzeitmitarbeiten-
den und einigen freiwilligen Mitar-
beitenden. Bei vielen der begutach-
teten zivilgesellschaftlichen Inter-
netseiten gibt es eine recht hohe 
Fluktuation der freiwilligen Mitarbei-
tenden. Das hat manchmal zur Fol-
ge, dass Internetseiten für Monate 
oder gar bis zu ihrem Abschalten 
nicht aktualisiert werden. 

Statische, auf Grafiken und ge-
schriebenem Text basierende In-
ternetseiten sind nach wie vor die 
Regel, obwohl einige Betreiberin-

nen und Betreiber von Internetsei-
ten zu glauben scheinen, dass 
komplexe und aufwändigere Seiten 
automatisch „besser“ sind. Aber 
Interaktivität anzubieten bedeutet 
nicht automatisch, dass junge Men-
schen sich beteiligen. Foren und in-
teraktive Anwendungen müssen 
sorgfältig animiert, begründet und 
betrieben werden. Interaktion mit 
der Öffentlichkeit erscheint aus der 
Sichtweise junger Menschen dann 
besonders erfolgreich, wenn sie so-
wohl unmittelbar ist als auch Gele-
genheiten für wechselseitigen Dia-
log mit den Entscheidungsträgern 
ermöglicht – obwohl diese Wech-
selseitigkeit selten der Fall ist. Die 
Beschäftigung mit umstrittenen 
Themen sozialer Gerechtigkeit 
(Sexualität, Gleichberechtigung 
etc.) kann harte und ablehnende 
Reaktionen einiger Nutzerinnen und 
Nutzer herausfordern. 

 

3.1.11. Beteiligung junger Menschen an 
den Mechanismen der repräsenta-
tiven Demokratie 

Das Alter, in dem junge Menschen 
bei nationalen Wahlen wahlberech-
tigt sind, beträgt 18 Jahre17 mit Aus-
nahme von Österreich, wo das 
Wahlalter im Jahr 2007 von 18 auf 
16 Jahre gesenkt wurde. In Italien 
beginnt das Wahlrecht ebenfalls mit 
18 Jahren mit Ausnahme der Wahlen 
für den Senat, bei denen das Min-
destwahlalter 25 Jahre beträgt. 

In den meisten Mitgliedstaaten ist 18 
Jahre auch das Mindestalter, um 
kandidieren zu können. Allerdings 
gibt es hier eine Bandbreite zwi-
schen 18 und 40 Jahren, insbeson-
dere für Kandidaturen zur Präsiden-
tenwahl oder für die Wahl des Se-
nats (so müssen etwa Kandidaten für 
den Senat in Italien oder der Tsche-
chischen Republik über 40 Jahre alt 
sein). 

                                                 
17 Das Wahlalter für Kommunalwahlen wurde in den 
1990er-Jahren in einigen Bundesländern auf 16 Jahre ge-
senkt. 



 

 

58 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Resultate stimmen mit den Er-
gebnissen des Eurobarometers 2007 
überein: Befragt, ob sie sich in den 
vergangenen drei Jahren an einer 
Wahl oder einem Referendum betei-
ligt hatten, antworteten 62 Prozent 
der jungen Europäerinnen und Euro-
päer, dies getan zu haben. 13 Pro-
zent gaben an, nicht gewählt zu ha-
ben, während weniger als einer von 
vier nach wie vor nicht wahlberech-
tigt war. 

In Lettland, Großbritannien und Por-
tugal findet sich der höchste Pro-
zentsatz junger Menschen, die sich 
in den vergangenen drei Jahren nicht 
an einer Wahl oder einem Referen-
dum beteiligt haben. Den geringsten 
Prozentsatz hat Belgien (dort sind 
Wahlen verpflichtend), gefolgt von 
Schweden und Italien. Fast alle Mit-
gliedstaaten haben Kampagnen ge-
startet, um junge Menschen zur 
Wahl  zu   ermuntern  (Arbeitsdoku- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ment der Kommission: Analyse der 
nationalen Berichte betreffend die 
Beteiligung von und die Information 
für junge Menschen (SEC(2006) 
1006). 

Gefragt, welche Maßnahmen dazu 
beitrügen, als Bürgerin oder Bürger 
aktiver in der Gesellschaft zu sein, 
antworteten 19 Prozent: „Wenn das 
Wahlalter niedriger wäre“. 

Die Eurobarometer-Blitzbefragung 
(162) nach den Wahlen zum Europä-
ischen Parlament im Jahr 2004 zeigt, 
dass auf europäischer Ebene die 
Neigung, der Stimmabgabe fern zu 
bleiben, bei Jüngeren (oder Arbei-
tern) größer ist. Mehr als zwei Drittel 
der Wählerinnen und Wähler zwi-
schen 18 und 24 Jahren gingen nicht 
zu den Wahlen (67 Prozent im Ver-
gleich zum Bevölkerungsdurchschnitt 
von 54,3 Prozent). Dagegen ent-
schieden sich 41 Prozent der Bevöl-
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kerung über 55 Jahre für die Wahl-
enthaltung.    Menschen    zwischen 
25 und 39 waren unter den „Eintags-
Wahlenthalter“ – denen, die sich erst 
am Tag der Wahl entscheiden, nicht 
zu wählen – überrepräsentiert (zu-
sammen mit Frauen, Personen mit 
einem langen Studium und Beschäf-
tigte). Sie sind folglich eine leicht zu 
mobilisierende Gruppe, umso mehr, 
als junge Menschen dazu neigen, 
sich nicht hinreichend über Wahlen 
informiert zu fühlen. Die von Euroba-
rometer im Herbst 2008 durchgeführ-
te Befragung (EB Standard 70) ver-
deutlicht, dass die Altersgruppe der 
17- bis 24-Jährigen bei der Frage 
nach dem Datum der nächsten Eu-
ropawahl wesentlich häufiger die 
Antwort schuldig blieb als jede ande-
re Altersgruppe. 

Dieselbe Befragung verdeutlicht bei 
der Frage, welche Bestandteile mit 
dem Gefühl einer europäischen Bür-
gerschaft verbunden sind, dass jun-
ge Menschen zwischen 15 und 24 
Jahren sich eindeutig in den drei fol-
genden Bereichen von den Älteren 
unterscheiden:  24 Prozent der jun-
gen Menschen (EU-Durchschnitt 18 
Prozent) glauben, dass ein europäi-
scher Personalausweis in Verbin-
dung mit einem nationalen Personal-
ausweis das Gefühl europäischer 
Bürgerschaft verstärken könnte. 21 
Prozent unterstützen die Möglichkeit, 
bei allen Wahlen in dem Mitglied-
staat, in dem man wohnt, zu wählen 
(im Gegensatz zu 19 Prozent der äl-
teren Befragten), und 21 Prozent un-
terstützen Unterricht in europäischer 
Zivilgesellschaft für Kinder ab dem 
Grundschulalter (im Gegensatz zu 
18 Prozent bei älteren Befragten). 
 
 

3.1.12. Förderung von Beteiligung durch 
die Europäische Union 
 
Die Unterstützung der Partizipation 
ist eine der Prioritäten der „Europäi-
schen Strategie für die Jugend: In-
vestieren und befähigen“ (2010-
2018). Das wesentliche Ziel dieser 
Priorität ist es, die volle gesellschaft-
liche Teilhabe junger Menschen 
durch Unterstützung von Jugendbe-

teiligung in Jugendverbänden, der 
Zivilgesellschaft und in der repräsen-
tativen Demokratie zu erreichen. Die 
Unterstützung der Beteiligung nicht-
organisierter junger Menschen wird 
dabei als bedeutsam betont. 

Die Europäische Union unterstützt 
konkret Projekte mit dem Zweck der 
Verbesserung der Beteiligung junger 
Menschen durch das Programm 
JUGEND IN AKTION (2007-2013). 

„Die Partizipation junger Menschen“ 
ist eine der vier ständigen Prioritäten 
dieses Programms. Mehr als 4.100 
im Jahr 2007 durch das Programm 
unterstützte Projekte (75 Prozent al-
ler bewilligten Projekte) wurden von 
den Antragstellern im Sinne einer 
Unterstützung dieses Schwerpunktes 
beschrieben. 

Das Programm JUGEND IN 
AKTION, das dem vorangegangenen 
EU-Programm JUGEND (2000-2006) 
folgte, umfasst zwei Aktionen mit be-
sonderer Relevanz für Partizipation: 

• Aktion 1.3.: Projekte der Ju-
genddemokratie / Ein Projekt der Ju-
genddemokratie wird durch eine Eu-
ropäische Partnerschaft entwickelt 
und erlaubt die Bündelung von 
Ideen, Erfahrungen und Methoden 
von Projekten oder Aktivitäten auf 
örtlicher, regionaler, nationaler oder 
europäischer Ebene in Richtung der 
Verbesserung der Beteiligung junger 
Menschen. 
• Aktion 5.1. Treffen junger 
Leute und Verantwortlicher für Ju-
gendpolitik / Diese Unteraktion un-
terstützt die Zusammenarbeit, Semi-
nare und den strukturierten Dialog 
zwischen jungen Menschen, die in 
Jugendorganisationen und der Ju-
gendarbeit aktiv sind und die The-
men mit Bezug zur Jugendpolitik an-
sprechen wollen. 

Im Jahr 2007, dem ersten Jahr der 
Umsetzung des neuen Programms, 
sah die Beteiligung in den beiden 
genannten Aktionen folgendermaßen 
aus: Mehr als 5.300 junge Menschen 
waren an 54 Projekten der Aktion 
1.3. beteiligt; mehr als 7.900 junge 
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Menschen waren an 41 Projekten 
der Aktion 5.1. beteiligt.  

Vorläufige Ergebnisse für das Jahr 
2008 lassen einen weiteren Anstieg 
am Interesse an diesen Aktionen 
vermuten. 

Über das Programm JUGEND IN 
AKTION hinaus haben die Vertre-
tungen der Europäischen Kommissi-
on in Mitgliedstaaten eine große Zahl 
von Aktionen mit dem Ziel der Ver-
besserung von Beteiligung und akti-
ver Bürgerschaft junger Menschen 
unterstützt. Die Aktivitäten umfassen 
Simulationen von EU-Institutionen, 
Diskussionsveranstaltungen, Wett-
bewerbe und Workshops mit Ju-
gendorganisationen zu ausgewähl-
ten Themen.  
 
Darüber hinaus waren unter den von 
der Europäischen Kommission (Ge-
neraldirektion Kommunikation) un-
terstützten „Plan D“-Projekten, die 
dem Aufruf für Vorschläge im Jahr 
2007/2008 gefolgt waren, 26 Projek-
te besonders auf die Förderung akti-
ver Teilhabe mittels demokratischer 
Debatten gerichtet. Unterstützte Ak-
tivitäten umfassten Online-Konsul-
tationen, Wahlen, Gruppendiskussi-
onen und Parlamentssimulationen. 
Die Aktivitäten wurden im Allgemei-
nen durch Jugendorganisationen, 
Gemeinden, Hochschulen und Schu-
len organisiert. Vergleichbare Aktivi-
täten sollen im Jahr 2009 ebenfalls 
durchgeführt werden. 
 
 

3.1.13 Vertrauen in Institutionen 
 
Vertrauen in Institutionen mag als ei-
ne Voraussetzung angesehen wer-
den, um aktiver Bürger oder aktive 
Bürgerin zu werden. Wie von der 
OECD18 hervorgehoben, bezieht sich 
„Vertrauen in politische Institutionen 
darauf, wie hoch der Grad des Ver-
trauens einzelner Bürger in die Insti-
tutionen (Regierung und Parlament) 
und die öffentliche Verwaltung in 
dem Land ist, in dem sie leben.“ 

                                                 
18 OECD, “Society at glance” 2006 

Der European Social Survey befrag-
te Menschen, wie stark sie persön-
lich jeder der Institutionen vertrauen, 
die ihnen genannt wurden.19 Die Er-
gebnisse machen deutlich, dass Eu-
ropäerinnen und Europäer ein man-
gelndes Vertrauen in ihre nationalen 
politischen Institutionen haben. We-
niger als 40 Prozent der jungen 
Menschen im Alter zwischen 16 und 
29 vertrauen Politikern und politi-
schen Parteien (oder sind neutral). In 
diesem Bereich gibt es keine großen 
Unterschiede zwischen den Alters-
gruppen. Während die älteren Gene-
rationen etwas mehr zum Vertrauen 
(oder zur Neutralität) gegenüber Poli-
tikern neigen als die jungen, neigen 
junge Menschen zu einer etwas posi-
tiveren Einstellung gegenüber politi-
schen Parteien. Der Anteil der Men-
schen unabhängig vom Alter, die ih-
rem nationalen Parlament misstrau-
en, liegt etwas über 50 Prozent. In-
des ist das Misstrauen gegenüber 
Politikern im Allgemeinen sogar hö-
her als gegenüber dem Parlament.  

Das Vertrauen (oder eine neutrale 
Haltung) gegenüber der Polizei und 
dem Rechtsstaat ist innerhalb der 
Gesamtbevölkerung höher. 75 Pro-
zent der Menschen ab 30 Jahren 
vertrauen der Polizei, während bei 
den unter 30-Jährigen der Anteil bei 
70 Prozent liegt. Zudem haben 60 
Prozent der Gesamtbevölkerung 
Vertrauen in das Rechtssystem in ih-
rem Land.   

Internationalen Institutionen stehen 
die Leute, insbesondere die junge 
Generation, tendenziell positiver ge-
genüber. Junge Menschen im Alter 
zwischen 16 und 29 Jahren haben 
größeres Vertrauen in die Vereinten 
Nationen als ältere Menschen: Mehr 
als 70 Prozent der Jungen vertrauen 
der UN (mit einem Anteil von mehr 
als 75 Prozent in den nordischen 
Staaten), während sie nur bei 66 
Prozent der älteren Generation Ver-
trauen genießt.  
 
Das Vertrauen in das Europäische 
Parlament, dem einzig direkt gewähl-

                                                 
19 European Social Survey,  
www.europeansocialsurvey.org (ESS2 and ESS 3) 
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ten Gremium der Europäischen Uni-
on, liegt bei über 50 Prozent. 63 Pro-
zent der Bevölkerung unter 30 Jah-
ren vertrauen dem EU-Parlament, 
während nur 52 Prozent der über 30-
jährigen Bevölkerung Vertrauen in 
diese Institution haben. Dennoch 
antwortete in annähernd der Hälfte 
der Länder, für die Zahlen verfügbar 
sind,  mehr als ein Drittel der Ju-
gendlichen unter 30, sie würden dem 
EU-Parlament misstrauen. Dieses 
Misstrauen reicht bis zu über 40 Pro-
zent in Deutschland, Österreich und 
Großbritannien und gilt ebenso für 
die 25- bis 29-Jährigen in Lettland, 
Ungarn und Polen. Das Misstrauen 
gegenüber dem EU-Parlament ist in 
anderen Ländern, insbesondere in 
Belgien, Dänemark und Estland ge-
ringer, wo weniger als ein Viertel al-
ler Befragten unter 30 Jahren diesen 
Argwohn äußern. 
 
 

3.2. Freiwilligenaktivitäten 
 
In Europa gibt es unterschiedliche 
historische Kontexte von Freiwilli-
genaktivitäten junger Menschen. 
Während es eine lange und dauer-
hafte Tradition von Freiwilligenarbeit 
in Westeuropa gibt, mussten die 
Länder in Mittel- und  Osteuropa 
nach dem Fall des Kommunismus 
Strukturen für Freiwilligentätigkeit 
und -dienste erst wieder entwickeln. 
Dies ist zu berücksichtigen, wenn der 
gegenwärtige Stand und aktuelle 
Entwicklungen im Feld der Freiwilli-
genarbeit untersucht werden. 

Zum Teil variiert die Verfügbarkeit 
von Zahlen aus diesem Grund zwi-
schen den Ländern erheblich und 
muss im historischen und kulturellen 
Zusammenhang beurteilt werden. In 
einigen Ländern sind die Verfahren 
des Sammelns von Daten zur Frei-
willigenarbeit unterentwickelt, und 
das Verständnis der Begriffe und 
Konzepte, die mit Freiwilligenarbeit 
verbunden sind, unterscheidet sich 
erheblich. 

 

 

Nützliche Konzepte und  
Definitionen 
 
Freiwilligentätigkeiten sind alle 
Formen freiwilligen Engagements. 
Sie sind durch die folgenden As-
pekte charakterisiert: offen für alle, 
unbezahlt, freiwillig, pädagogisch 
(im Sinne non-formalen Lernens), 
zusätzlicher sozialer Nutzen. 

Der Freiwilligendienst ist ein Teil 
der Freiwilligentätigkeit und durch 
folgende zusätzliche Aspekte cha-
rakterisiert: festgelegter Zeitraum, 
eindeutige Ziele, Inhalt, Aufgaben, 
Strukturen und Rahmenbedingun-
gen; angemessene Unterstützung 
sowie rechtliche und gesellschaftli-
che Absicherung. 

Zivilgesellschaftlicher Freiwilligen-
dienst ist ein vom Staat oder im 
Auftrag des Staates organisierter 
Freiwilligendienst, zum Beispiel im 
Sozialbereich oder dem Zivilschutz. 

Zivildienst ist in einigen Ländern ei-
ne Alternative zur Wehrpflicht, je-
doch nicht freiwillig. 

 

In diesem Bericht werden Freiwilli-
genaktivitäten vor allem durch die 
Auswertung nationaler Berichte über 
die Umsetzung gemeinsamer, durch 
die Mitgliedstaaten abgestimmter, 
Zielsetzungen im Rahmen der Offe-
nen Methode der Koordinierung so-
wie Zahlen von EKCYP und Euroba-
rometer analysiert. 

Verfügbare Statistiken bezüglich der 
Beteiligung junger Menschen an 
Freiwilligenaktivitäten sind unzurei-
chend. Die meisten Länderregierun-
gen sammeln relevante Daten zur 
Freiwilligenaktivität junger Menschen 
nicht systematisch, so dass großer 
Spielraum für Verbesserungen be-
steht. 

Laut Kommissionsanalyse der Natio-
nalen Berichte aus dem Jahr 2007 
auf Grundlage der Offenen Methode 
der Koordinierung im Jugendbe-



 

 

62 

reich20 war in neun Ländern entwe-
der eine Strategie für die Freiwilli-
genarbeit der Jugend vorhanden 
oder in Vorbereitung (Dänemark, 
Frankreich, Deutschland, Ungarn, 
Italien, Irland, Luxemburg, die Nie-
derlande und Großbritannien). Alle 
Länder mit einer Strategie haben 
auch eine Rechtsgrundlage für die 
Freiwilligenarbeit. In sechs Ländern 
ist ein Freiwilligendienst vorhanden 
(Tschechische Republik, Frankreich, 
Deutschland, Italien, Litauen und Lu-
xemburg). In 13 Ländern wurden be-
sondere Maßnahmen ergriffen, um 
die Freiwilligenaktivitäten junger 
Menschen zu verbessern (Öster-
reich, Belgien, Tschechische Repub-
lik, Finnland, Frankreich, Deutsch-
land, Luxemburg, Niederlande, Por-
tugal, Slowenien, Spanien, Schwe-
den und Großbritannien). Frankreich, 
Luxemburg, Belgien und Großbritan-
nien haben die Freiwilligentätigkeit 
zu einem politischen Schwerpunkt ih-
rer Regierungstätigkeit gemacht 
(zum Zeitpunkt der Berichte in 2007). 
Zypern, Griechenland und Italien ha-
ben die Zusammenarbeit mit Schu-
len gestärkt; Spanien hat bei der 
Freiwilligentätigkeit traditionell eine 
gute Zusammenarbeit mit den Hoch-
schulen. Finnland versucht die Ent-
wicklung eines dreiteiligen Beteili-
gungsmodells für Freiwilligentätig-
keit, das Entscheidungsträger, Ju-
gendarbeiter und Forscher umfasst. 
Österreich (Freiwilligenpass), Belgi-
en, Finnland, Frankreich (Pass für 
Engagement), Deutschland, Polen 
und die Slowakei sind unter den 
Ländern, die eine ausdrückliche An-
erkennung der im Rahmen der Frei-
willigentätigkeit auf nationaler und 
europäischer Ebene erworbenen in-
dividuellen Fähigkeiten und Kompe-
tenzen entwickelt haben (Youth-
pass).  

Im European Knowledge Centre for 
Youth Policy (EKCYP) sind derzeit 
(2007) Informationen über die fol-
genden 16 EU-Mitgliedstaaten ver-
fügbar: Österreich, Belgien, Bulgari-
en, Tschechische Republik, Estland, 

                                                 
20 Commission Staff Working Document SEC(2007) 1084 

Deutschland, Italien, Lettland, Litau-
en, Malta, die Niederlande, Portugal, 
Rumänien, Slowakische Republik, 
Schweden und Großbritannien. 
 
 

3.2.1. Die Älteren engagieren sich stär-
ker freiwillig 
 
Die verfügbaren Zahlen weisen da-
rauf hin, dass junge Menschen weni-
ger an Freiwilligentätigkeiten teil-
nehmen als andere Altersgruppen, 
selbst wenn die nationalen Unter-
schiede berichtigt sind. Die Arten 
freiwilliger (ehrenamtlicher) Aktivitä-
ten umfassen informelle und unbe-
zahlte Unterstützung, Fürsorge für 
andere Erwachsene und andere so-
ziale Tätigkeiten in Vereinen ebenso 
wie in politischen oder Gemeindeor-
ganisationen. Es gibt riesige Unter-
schiede zwischen den Ländern in 
Bezug auf freiwillige Tätigkeiten. In 
den Niederlanden, Schweden und 
Dänemark sind vor allem ältere Per-
sonen in diese Tätigkeiten einge-
bunden, während der Grad der Be-
teiligung in den süd- und zentraleu-
ropäischen Ländern, die am nicht 
EU-weiten Survey on Health and 
Retirement in Europe (SHARE)21 
teilgenommen haben, am niedrigsten 
ist.  

Eine im Jahr 2008 durchgeführte Eu-
robarometer-Untersuchung legte of-
fen, dass fast drei Viertel der Euro-
päerinnen und Europäer die Beteili-
gung an Gemeindearbeit oder Frei-
willigenarbeit nach ihrer Verrentung 
in Betracht ziehen. 

 

 

 

 

                                                 
21 Die SHARE-Untersuchung wurde durch erfolgreiche 
Forschungsrahmenprogramme der EU unterstützt. SHARE 
ist eine multidisziplinäre, internationale Panel-Datenbank 
aus Mikrodaten über Gesundheit, sozio-ökonomischen 
Status und soziale sowie Familiennetzwerke von über 
30.000 Personen ab 50 Jahren. Elf Länder haben in 2004 
Daten zur SHARE-Baseline-Studie beigetragen. Für späte-
re Erhebungen kommen weitere Länder hinzu, so dass ein 
Längsschnitt-Forschungsdesign entsteht. Informationen: 
http://www.share-project.org/.   
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3.2.2. Jugend und Freiwilligentätigkeit: 
mehr Fürsprache als praktische 
Ausübung 

In einer Eurobarometer-Jugend-
studie vom Januar 2007 berichten 
nur 2 Prozent der jungen Menschen 
zwischen 15 und 30 Jahren, dass sie 
während ihrer Freizeit regelmäßig an 
Freiwilligentätigkeiten oder Gemein-
dearbeiten beteiligt sind. In dersel-
ben Befragung geben gleichzeitig 16 
Prozent an, in Freiwilligentätigkeiten 
(regelmäßig oder gelegentlich) betei-
ligt zu sein und 74 Prozent der Be-
fragten denken, dass „mehr verfüg-
bare Programme zur Unterstützung 
von Freiwilligentätigkeit“ junge Men-
schen unterstützen würden, zu akti-
veren Bürgerinnen und Bürgern in 
der Gesellschaft zu werden.  

In der Länderbefragung des 
EKCYP22 sollten die Mitgliedstaaten 
angeben, welche von insgesamt 17 
verschiedenen Formen der Freiwilli-
genaktivität in ihren Ländern vorhan-
den sind (Friedensmissionen, soziale 
Unterstützungsdienste, Umwelt, Er-
ziehung, humanitäre Hilfe u. a.). Alle 
Kategorien wurden von Deutschland, 
Großbritannien und der flämischen 
Gemeinschaft in Belgien angegeben. 
Auch Schweden hat fast alle Formen 
freiwilliger Tätigkeit. Portugal hat 11 
der 17 Kategorien freiwilliger Tätig-
keit mit dem größten Anteil junger 
Menschen in Umweltschutz und 
Sport, während die Zahlen in Italien 
darauf hindeuten, dass sechs For-
men von Freiwilligentätigkeit vorhan-
den sind, von denen der Wohlfahrts-
bereich der weitaus gefragteste ist, 
gefolgt von Bildung und Kultur.    

Freiwilligentätigkeit junger Menschen 
hat auf nationaler und europäischer 
Ebene in den vergangenen Jahren 
an Bedeutung gewonnen. Es gibt ei-
ne große Bandbreite freiwilliger Tä-
tigkeiten in der gesamten Europäi-
schen Union, unabhängig davon, ob 
sie durch die Zivilgesellschaft oder 
durch öffentliche Einrichtungen or-
ganisiert werden.  

                                                 
22 European Knowledge Centre on Youth Policy 

Verschiedene Situationen für 
Freiwilligentätigkeiten in den 
Mitgliedstaaten – einige  
Beispiele 

 
Großbritannien startete ein natio-
nales Freiwilligenprogramm für die 
Jugend mit der Bezeichnung „vin-
volved“, verbunden mit Millionen £ 
an Zuwendungen zur Unterstüt-
zung einer größeren Ausweitung 
der Freiwilligentätigkeit junger Men-
schen zwischen 16 und 25 Jahren. 
Das ergänzt die den jungen Freiwil-
ligen zugedachten Förderungen in 
diesem Land. Diese unterstützen 
lokale, regionale und nationale 
Freiwilligenorganisationen in ihrem 
jeweiligen Wirkungsbereich. Zudem 
unterstützt eine Reihe von Organi-
sationen Freiwilligentätigkeit junger 
Menschen besonders, und einige 
Organisationen bieten Vollzeittätig-
keiten im Freiwilligenbereich an. 
Außerdem existiert ein Netzwerk 
von mehr als 400 Freiwilligenzen-
tren überall in Großbritannien. 

In Großbritannien gibt es für junge 
Menschen eine Vielzahl von Mög-
lichkeiten der Anerkennung von Er-
lerntem und Leistungen in non-
formalen Zusammenhängen, was 
freiwillige Tätigkeiten einschließen 
kann. Das Awards-Netzwerk hat 
diese Zertifikate und ihre Bestand-
teile an einem neunstufigen natio-
nalen Qualifikationsrahmen ausge-
richtet. 

In Deutschland bietet der Kinder- 
und Jugendplan einen Rahmen zur 
Unterstützung der Entwicklung ei-
ner wirksamen Infrastruktur für 
freiwillige Aktivitäten. Dies scheint 
gut finanziert zu sein und unter-
stützt Organisationen im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe und 
der Wohlfahrtspflege auf Bundes-
ebene. Pilotprogramme und spezi-
elle Projekte werden ebenfalls un-
terstützt. Örtliche und regionale 
Ebenen haben ebenfalls eigen-
ständige Kinder- und Jugendpläne, 
durch die Freiwilligentätigkeiten un-
terstützt werden, vorrangig durch 
680 örtliche Jugendämter.  
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Die beiden wichtigsten Freiwilligen-
dienste, die Unterstützung in einer 
Mischung aus Eigenleistungen der 
aufnehmenden Organisationen, öf-
fentlichen, Bundes- und Drittmitteln 
erhalten, sind das Freiwillige Sozia-
le Jahr und das Freiwillige Ökologi-
sche Jahr. Im Jahr 2008 wurde ein 
neues, auf Entwicklungsländer kon-
zentriertes Programm gestartet, 
das eine Unterstützung für 100.000 
Freiwillige pro Jahr bieten soll. Zu-
dem werden freiwillige Tätigkeiten 
von einer Vielzahl nicht-öffentlicher 
Organisationen unterstützt (z. B. 
von Kirchen, Lottogesellschaften 
und privaten Stiftungen).  

Der Kreis der Akteure in Deutsch-
land umfasst öffentliche und freie 
Körperschaften, und im Sinne von 
Netzwerken ergibt sich eine große 
Bandbreite: Zum Beispiel der Bun-
desarbeitskreis des Freiwilligen So-
zialen Jahres, die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Freiwilligenagen-
turen und das Bundesnetzwerk 
Bürgerschaftliches Engagement. 
Zudem gibt es eine Vielzahl von In-
formationszentren, die Informatio-
nen über spezielle zivilgesellschaft-
liche Freiwilligendienste in den Be-
reichen Umwelt, Sport und Kultur 
bereitstellen. 

Es existieren zahlreiche Formen 
der Anerkennung und Beglaubi-
gung für junge Menschen ein-
schließlich der „In-Card“, die ein 
Nachweis  für Freiwillige ist, die in 
Freiwilligenorganisationen aktiv 
sind. Sie müssen dafür eine be-
sondere Qualifikation erworben ha-
ben und mindestens 16 Jahre alt 
sein. Mit dieser Karte bekommen 
sie Ermäßigungen beim Besuch 
von kommunalen Angeboten oder 
kulturellen Veranstaltungen. Über 
3.000 Karten werden monatlich 
ausgestellt. Einige Bundesländer 
haben ihr eigenes Verfahren des 
Qualifikationsnachweises und für 
internationale Freiwillige gibt es ein 
internationales Zertifikat. 

In Portugal sind 238 Jugendorga-
nisationen zusammen mit 207 
Nichtregierungsorganisationen, 69 

Jugendgruppen, 37 Studierenden-
organisationen, 719 Vereinen und 
128 anderen Organisationen als 
aktiv im Bereich der Freiwilligentä-
tigkeit registriert. Insgesamt 324 öf-
fentliche Dienstleistungsorganisati-
onen auf nationaler und regionaler 
Ebene sind aktiv im Bereich der 
Freiwilligentätigkeiten. Dieses ver-
mittelt eine große Bandbreite von 
Akteuren und Aktivitäten, ist aber 
auch ein Anzeichen starker Zer-
splitterung. Die Freiwilligen können 
für ihre Arbeit Zertifikate erhalten. 

In Italien sind insgesamt 2.800 Or-
ganisationen im Bereich der Frei-
willigenarbeit aktiv. Diejenigen, die 
im nationalen Zivildienst tätig sind, 
sind in einer Datenbank erfasst. Ei-
ne Teilgruppe von insgesamt 12 
dieser Organisationen, welche die 
Conferenza Nazionale degli Enti 
per il Servizio Civile bilden, spielt 
die größte Rolle im Bereich der Ju-
gend- und Freiwilligenarbeit. Hierzu 
gehören die Caritas und der WWF. 
Die Freiwilligen können für ihre Ar-
beit Zertifikate erhalten. 

Auch Schweden hat eine lange 
Tradition und Geschichte der Frei-
willigenarbeit und des Ehrenamtes, 
insbesondere in Freizeit- und 
Sportverbänden. Die Beteiligungs-
raten der Bevölkerung insgesamt 
sind recht hoch – 50 Prozent sind 
in irgendeiner Form freiwillig eh-
renamtlich tätig. Unter den jungen 
Menschen (im Alter zwischen 16 
und 29 Jahren) liegt die Beteili-
gungsquote bei 39 Prozent der 
Männer und 43 Prozent der Frau-
en. Die Regierung unterstützt die 
Aktivitäten in erster Linie durch fi-
nanzielle Unterstützung der NGOs. 
Zusätzlich können Jugendorganisa-
tionen bei den Gemeinden um fi-
nanzielle Unterstützung nachsu-
chen. Insgesamt gibt es 250 Orga-
nisationen, die im Rahmen von et-
wa 25 Programmen Freiwillige ent-
senden oder aufnehmen. Auch 
wenn die Entwicklung von Pro-
grammen und die Aktivitäten weit-
gehend durch die Jugendverbände 
erfolgen, hat die Regierung in eini-
gen besonderen Bereichen die Ini-
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tiative ergriffen, z. B. in der Ent-
wicklung von Verfahren zur Aner-
kennung von non-formalem Lernen. 
Die Regierung arbeitet in einer 
Reihe von Bereichen an Verfahren 
zur Anerkennung non-formalen und 
informellen Lernens und hat eine 
Spezialbehörde, die Nationale 
Schwedische Validierungskommis-
sion, entwickelt, um diesen Aspekt 
in den Blick zu nehmen. 

 
 

3.2.3. Hindernisse 
 
Bestimmte Gruppen junger Men-
schen neigen sehr viel stärker zur 
Beteiligung in Freiwilligentätigkeiten 
als andere. Es gibt eine Vielzahl von 
Hindernissen für Beteiligung; finanzi-
elle Umstände, die geografische La-
ge, die Gesundheit und so weiter. 
Diese Hindernisse sind insbesondere 
für Menschen mit geringeren Mög-
lichkeiten von Bedeutung. Unglückli-
cherweise liegen für eine tiefer ge-
hende Analyse für diese Unterschie-
de in der Freiwilligentätigkeit nur un-
genügende Daten vor.   

Die nationalen Berichte der Mitglied-
staaten weisen auch darauf hin, dass 
konkurrierende Anforderungen an 
und zunehmender Druck auf das 
Zeitmanagement junger Menschen – 
insbesondere durch das formale Bil-
dungssystem – junge Menschen von 
freiwilligem Engagement abhalten 
können. In einigen Ländern stellt das 
Fehlen eines eindeutigen rechtlichen 
und finanziellen Status’ der Freiwilli-
genorganisationen und Projekte 
ebenfalls eine schwerwiegende Hür-
de dar. Andere Hindernisse sind ne-
gativer Gruppenzwang und das Feh-
len eines Zugangs zu angemesse-
nen Informationen. Angelegenheiten 
im rechtlichen und Versicherungsbe-
reich haben neben eher praktischen 
Fragestellungen wie fehlenden Ver-
kehrsmöglichkeiten und Kinderbe-
treuung ebenfalls Einfluss.  

 

 

3.2.4. Anregung von Freiwilligenprojek-
ten auf europäischer Ebene 

Unabhängig von dem gemeinsamen 
Ziel der Freiwilligentätigkeit, wie es in 
der Offenen Methode der Koordinie-
rung im Jahr 2002 aufgenommen 
wurde, bietet die Europäische Union 
seit 1996 konkrete Unterstützung für 
Freiwilligenaktivitäten an. Der Euro-
päische Freiwilligendienst EFD ist 
ein integraler Bestandteil des Pro-
gramms JUGEND IN AKTION (2007 
– 2013) und umfasst einen bedeu-
tenden Anteil des Programmbudgets 
(mindestens 23 Prozent entspre-
chend der Entscheidung, mit der das 
Programm installiert wurde). Im Jahr 
2007 beteiligten sich insgesamt 
4.300 junge Menschen in insgesamt 
2.100 Einzel- oder Gruppenprojekten 
im Rahmen des EFD. 62 Prozent der 
früheren Freiwilligen des EFD geben 
an, dass diese Erfahrung ihre Karrie-
reaussichten verbessert hätten.  

Der Rat der EU beschloss im No-
vember 2008 eine Empfehlung über 
die Förderung der Mobilität junger 
Freiwilliger innerhalb der Europäi-
schen Union.23 

 
Kennzahlen zur aktiven  
Bürgerschaft junger Menschen 

 
• Über 2.300 nationale und 

regionale Informationszen-
tren sind in 20 Mitgliedstaa-
ten registriert. 
 

• 22 Prozent der jungen Men-
schen in der EU geben an, 
dass sie Mitglied eines Ver-
bandes oder einer Organi-
sation sind. 

 
• 49 Menschen der jungen 

Menschen geben an, Mit-
glied in einem Sportverein 
zu sein. 

 
 
 
 

                                                 
23 Council Recommendation of 20th November 2008 on 
the mobility of young volunteers across the European Un-
ion (2008/C 319/03) 
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• 4 Prozent der jungen Men-
schen geben an, sich an 
Aktivitäten von politischen 
Parteien oder Gewerkschaf-
ten beteiligt zu haben. 

 
• Weniger als 40 Prozent der 

jungen Menschen im Alter 
zwischen 16 und 19 Jahren 
haben Vertrauen in (oder 
sind neutral gegenüber) Po-
litikerinnen und Politikern 
und politischen Parteien. 

 
• 63 Prozent der Bevölkerung 

unter 30 Jahren vertrauen 
dem Europäischen Parla-
ment. 

 
• 16 Prozent der Menschen 

zwischen 15 und 30 Jahren 
sind gelegentlich oder re-
gelmäßig ehrenamtlich/frei-
willig tätig. 

 
• Drei von vier jungen Men-

schen sehen freiwillige Tä-
tigkeiten als einen Anreiz 
für eine weitergehende ge-
sellschaftliche Beteiligung 
an. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Lebensstile 
 

4.1.  Familienleben 

4.1.1.  Allgemeine Entwicklungen 

 Viele Länder sind wegen ihrer nied-
rigen Geburtenraten besorgt, und die 
soziale Wirklichkeit des Familienle-
bens hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten grundlegend geändert. 

 Menschen sind weniger bereit zu ei-
ner ersten Eheschließung und heira-
teten im Jahr 2003 über zwei Jahre 
später als im Jahr 1990: Das Durch-
schnittsalter bei der ersten Heirat 
stieg von 24,8 Jahren auf 27,4 Jahre 
für Frauen und von 27,5 auf 29,8 
Jahre für Männer. Das Durch-
schnittsalter für die erste Heirat liegt 
bei 27,3 Jahren.  

 Außerdem ist die Anzahl von Ehen 
zwischen Partnern verschiedener 
Nationalitäten bemerkenswert: Zwi-
schen 12 Prozent und 15 Prozent in 
Deutschland und Frankreich, rund 20  
Prozent in Belgien und Österreich 
und zwischen 25 Prozent und 30 
Prozent in Estland, Luxemburg und 
Zypern. 
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Die Scheidungsraten sind seit den 
1970er-Jahren angestiegen, in eini-
gen Staaten hat sie sich mehr als 
verdoppelt, nichteheliche Lebensge-
meinschaften sind gang und gäbe 
und ein großer Anteil von Kindern 
wird nichtehelich geboren – in den 
meisten Mitgliedstaaten zwischen 25 
Prozent und 50 Prozent aller Kinder. 

 Trotz dieser „De-Institutionalisierung“ 
des Familienlebens leben die meis-
ten Kinder in Paar-Haushalten, ob 
ehelich oder nichtehelich. Alleiner-
ziehendenhaushalte, in der Regel 
mit Müttern, machen 14 Prozent der 
Haushalte mit Kindern aus. 

 
 
4.1.2. Verlassen des Elternhauses 

 
Ein einschneidendes Ereignis für 
junge Menschen auf dem Weg zur 
Unabhängigkeit ist das Verlassen 
des Eltern-
hauses. Der 
Übergang 
vom Eltern-
haus zu ei-
nem eigenen 
Haushalt 
steht im deut-
lichen Zu-
sammenhang 
mit den Ge-
burtenraten: 
Es gilt die 
Regel, dass 
junge Men-
schen umso 
weniger und 
umso später 
Kinder ha-
ben, je später 
sie das El-
ternhaus verlassen. 

Im Jahr 2005 lebten in der EU 66 
Prozent der jungen Frauen und 78 
Prozent der Männer im Alter 
zwischen 18 und 24 Jahren noch bei 
ihren Eltern (Eurostat). Laut den 
Daten der EU-Arbeitskräfteerhebung 
(2007) unterscheidet sich das Durch-
schnittsalter, in dem junge Menschen 
das Elternhaus verlassen, zwischen 
den Mitgliedstaaten. 

Das Durchschnittsalter liegt bei 25 
Jahren. Bei Männern variiert es zwi-
schen 23 Jahren in Finnland und 
31,5 Jahren in Bulgarien, Slowenien 
und der Slowakei. Frauen verlassen 
das Elternhaus durchschnittlich frü-
her, zwischen 22 Jahren in Finnland 
bis annähernd 30 Jahren in der Slo-
wakei. Die größten Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern finden 
sich in Bulgarien und in Rumänien 
mit 3,8 beziehungsweise 3,2 Jahren, 
während die Mehrzahl der Mitglied-
staaten Unterschiede zwischen ei-
nem und zwei Jahren feststellen. Im 
Schnitt erfolgt der Auszug aus dem 
Elternhaus in Süd- und Mitteleuropa 
später als in anderen EU-Ländern 
(oft nach dem 25. Lebensjahr bei 
Frauen und dem 27. Lebensjahr bei 
Männern). 

Diese Ergebnisse werden bestätigt, 
wenn das mittlere Alter herangezo-

gen wird (damit ist das Alter gemeint, 
in dem die Hälfte der jungen Men-
schen das Elternhaus verlassen ha-
ben): Die Ergebnisse variieren von 
21 Jahren in Finnland bis zu 31 Jah-
ren in der Slowakei. Junge Frauen 
verlassen das Elternhaus im Durch-
schnitt früher, zwischen 20 bis knapp 
über 28 Jahren, wieder in Finnland 
und der Slowakei. 
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4.1.3. Gründe für den längeren Verbleib 
im Elternhaus  

Eine stichprobenartige Eurobarome-
ter-Erhebung aus dem Jahr 2007 un-
ter EU-Bürgerinnen und Bürgern im 
Alter zwischen 15 und 30 Jahren lie-
fert Informationen, warum junge 
Menschen länger im Elternhaus ver-
bleiben als früher. 

Ausweislich dieser Befragung gibt 
die Mehrzahl der jungen Europäerin-
nen und Europäer finanzielle Gründe 
an, wenn sie danach gefragt werden, 
was sie als Grund für diese Verzöge-
rung ansehen: 44 Prozent glauben, 
dass junge Erwachsene es sich nicht 
leisten können, auszuziehen, und 28 
Prozent denken, dass es nicht genug 
bezahlbaren Wohnraum gibt. Darü-
ber hinaus geben 16 Prozent der Be-
fragten eher dem Egoismus junger 
Menschen die Schuld und stimmen 
mit der Aussage überein, dass junge 
Menschen heutzutage den gesamten 
Komfort des Lebens zu Hause haben 
wollen, ohne die Last der Verantwor- 
tung tragen zu müssen. Befragte in 
den zwölf neuen Mitgliedstaaten nei-
gen eher den ersten beiden Aussa-
gen zu, um zu begründen, warum 

junge Menschen im Elternhaus ver-
bleiben. In der EU15 dagegen stim-
men die Befragten öfter der Aussage 
zu, dass sie den Komfort ohne die 
Last der Verantwortung haben wol-
len. 
 
Eine Auswertung der Antworten auf 
nationaler Ebene zeigt, dass in 16 
der 27 Mitgliedstaaten der Mangel an 
finanziellen Möglichkeiten als wich-
tigste Erklärung dafür gegeben wird, 
warum junge Menschen weiterhin bei 
ihren Eltern leben. Junge Bürgerin-
nen und Bürger Griechenlands, Un-
garns und Portugals tendieren dazu, 
diese Annahme deutlich öfter zu 
nennen als andere (61 Prozent, 64 
Prozent beziehungsweise 62 Pro-
zent) 

In zehn anderen Mitgliedstaaten wird 
der Mangel an bezahlbarem Wohn-
raum als wichtigster Grund genannt. 
Dies ist besonders bemerkenswert in 
Litauen, wo mehr als 54 Prozent die-
se Aussage unterstützen, sowie in 
Spanien mit einem Anteil von 48 
Prozent. 
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4.1.4. Zusammensetzung der Haushalte 
 
Ausweislich einer EU-SILC-Erhe-
bung zu Einkommen und Lebensver-
hältnissen aus dem Jahr 2005 leben 
24,5 Prozent der jungen Menschen 
zwischen 15 und 29 Jahren im sel-
ben Haushalt wie ihr Partner oder ih-
re Partnerin. Bei Frauen (zwischen 
15 und 29 Jahren) sind dies drei von 

zehn und bei jungen Männern annä-
hernd zwei von zehn. 

In zwei Mitgliedstaaten, den Nieder-
landen und Schweden, leben mehr 
als 40 Prozent der Frauen mit ihren 
Partnern, während der höchste Wert 
bei den Männern in Schweden mit 30 
Prozent erreicht wird. In diesen Fäl-
len und generell in Nordeuropa sind 
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die meisten zusammen lebenden 
Paare nicht verheiratet. Indessen er-
reicht dieser Anteil in Griechenland, 
Italien, Polen, Zypern, der Slowakei, 
Malta und Litauen bei den Frauen 
keine 5 Prozent, womit weniger als 
20 Prozent der Frauen in Lebens-
partnerschaften repräsentiert sind. 
Die Situation bei den jungen Män-
nern ist ähnlich, mit einem etwas hö- 
heren Anteil von Personen, die nicht 
als Paar oder in einer Lebensge-
meinschaft, sondern im Elternhaus, 
allein, in einer Wohngemeinschaft 
etc. leben.  
 
Im Jahr 2005 war im Durchschnitt 
der „Haushaltsvorstand“ in fast 10 
Prozent der Familien jünger als 30 
Jahre alt. In Spanien und Italien al-
lerdings betrug dieser Anteil etwas 

weniger als ein Drittel des EU-
Durchschnitts. Dabei ist in den ver-
gangenen Jahren ein rückläufiger 

Trend zu beobachten, mit einem um 
1,6 Prozent von 9,6 Prozent im Jahr  
1999 auf 8 Prozent im Jahr 2005 ge-
sunkenen Anteil. 
 
Bezogen auf die Haushaltsgröße ist 
der Betrag in der EU nicht weit von 
1,5 Erwachsenen-Äquivalenten ent- 

fernt.24 Deutlich über dem EU-Durch-
schnitt liegen die Haushaltsgrößen in 
Lettland, Portugal, Rumänien und 
Bulgarien. 
 
 

4.1.5. Der Familienstand junger  
Menschen 
 
Es ist deutlich zu erkennen, dass das 
Heiratsverhalten junger Menschen 
zur Ehe sowohl in Bezug auf das 
Heiratsalter als auch auf die Zahl der  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
24 Dabei wird statistisch nach einer OECD-Berechnung der 
erste Erwachsene mit 1,0, der zweiter Erwachsene und je-
de weitere Person über 14 Jahren mit 0,5 und Kinder unter 
14 Jahren mit 0,3 berechnet. 
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Eheschließungen zwischen den Mit-
gliedstaaten erhebliche Unterschie-
de aufweist. Generell heiraten mehr 
junge Menschen in Mitteleuropa, 
während in Skandinavien Hochzeiten 
keine Eile haben. In allen EU-
Mitgliedstaaten sind mehr junge 
Frauen als Männer verheiratet. Der 
Grund dafür ist der Umstand, dass 
Frauen ungefähr zwei bis drei Jahre 
früher als Männer heiraten. In allen 
Mitgliedstaaten – mit Ausnahme von 
Schweden (44 Prozent) und Däne-
mark (49 Prozent) – erfolgt die 
Mehrzahl der Eheschließungen, 
wenn die Frauen jünger als 30 Jahre 
sind. In Litauen und Polen sind na- 
hezu 90 von 100 Bräuten jünger als 
30 Jahre. 
 
Hinsichtlich der Heirats-
häufigkeit je Land für die 
Altersgruppe der 25- bis 
29-Jährigen ist der Anteil 
der jungen verheirateten 
Frauen in Rumänien 
dreimal höher als in 
Schweden (60 Prozent 
beziehungsweise 20 
Prozent). Bei den Män-
nern finden sich  
vergleichbare Unter-
schiede zwischen Litau-
en und Schweden (42 
Prozent und 11 Prozent). 
Für beide Geschlechter 
ist der Anteil junger Ver-
heirateter in Mitteleuropa 
und den baltischen Staa-
ten höher. 
 
Unter den jungen Men-
schen zwischen 25 und 
29 Jahren ist die Schei-
dungsrate geringfügig. 
Nur in wenigen Ländern 
erreicht diese Rate einen 
Anteil von 5 Prozent. 
 

 
4.1.6. Eltern werden 

 
Ein weiteres bedeuten-
des Schlüsselereignis im 
Leben junger Menschen 
in der Übergangsphase zum er-
wachsen Sein ist die Erfahrung, El-
tern zu werden. Dies ist ein ein-

schneidendes Erlebnis im Leben von 
Millionen junger Menschen in der 
EU. Auch hier gibt es große Unter-
schiede zwischen den Ländern. 

 
Die Fortpflanzungstrends der letzten 
Jahrzehnte in Europa sind sehr gut 
bekannt. Es gab eine deutliche Ab-
nahme der gesamten Geburtenrate 
weit unter das Reproduktionsniveau 
von 2,1 Kindern je Frau. Zudem hat 
es einen Anstieg des durchschnittli-
chen Alters der Mütter bei ihrer ers-
ten Geburt gegeben. Sogar ein ver-
ringertes Sterblichkeitsrisiko junger 
Menschen und steigende Einwande-
rung können diesen Effekt nicht hin-
reichend kompensieren. Die wesent-
lichen Ergebnisse sind strukturelle 
Veränderungen des Anteils junger 

Menschen an der gesamten Bevöl-
kerung. Es gibt verschiedene Hypo-
thesen zur Erklärung dieser Entwick-
lung. Die am häufigsten Genannten 
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sind verzögertes Verlassen des El-
ternhauses, steigende Geburtenkon-
trolle, aufgeschobener Beginn der 
Berufstätigkeit, unsichere Beschäfti-
gungsverhältnisse und wirtschaftli-
che Notlagen. Einige mögliche Zu-
sammenhänge zwischen diesen Hy-
pothesen werden in den folgenden 
Abschnitten erörtert. 
 
Nach einer langen Zeitspanne mit 
sinkenden Geburtenraten quer durch 
Europa deuten neuere Zahlen (2000 
bis 2006) darauf hin, dass in einigen 
Mitgliedsländern die Durchschnitts-
zahl an Kindern je Frau wieder an-
steigt,  insbesondere in Schweden  
(+ 0,30), der Tschechischen  Repub-
lik (+ 0,18), Estland  (+ 0,16) und 
Spanien (+ 0,15).  

Trotz der jüngeren neuen Entwick-
lung sind selbst die höchsten natio-
nalen Geburtenraten, die in der EU 
gemessen werden (Frankreich mit 
2,0 und Irland mit 1,9) nach wie vor 
unter der vollen Reproduktionsrate,  
sofern keine Einwanderungsbe-
wegungen mitgerechnet werden. 

Ein Blick auf eine 1980 begonnene 
Zeitreihe ergibt ein besseres Bild der 
Unterschiede bei den Geburtenraten 
in Europa. Das höchste Niveau wur-
de 1980 in Irland (3,23 Kinder je 
Frau) und in Rumänien (2,40) beo-
bachtet. Die aktuellen Werte dieser 
Länder sind seit 1980 bis zum Jahr 
2006 um mehr als 40 Prozent ge-
fallen. Die geringsten Geburtenraten 
(unter 1,4) werden vor allem in Mit-
tel- und Südeuropa registriert mit den 
geringsten Werten in der Slowakei 
(1,24) und Polen (1,27). 

Ein Blick auf das Alter der Mütter bei 
ihrer ersten Geburt gibt weitere Hin-
weise auf verzögerte Elternschaft. 
Ohne Ausnahme ist dieses Alter in 
allen EU-Mitgliedstaaten in der Zeit 
zwischen  1995  und  2005 angestie-
gen.   Das    Durchschnittsalter   der 
Mütter bei ihrer ersten Geburt liegt in 
der EU bei rund 27 Jahren. 

Die Veränderungen sind in der 
Tschechischen Republik, Ungarn 
und Slowenien mit einer durch-
schnittlichen Verschiebung der Ge-

burt des ersten Kindes um etwa drei 
Jahre besonders groß. In absoluten 
Zahlen ist das Durchschnittsalter der 
Mütter bei der Geburt ihres ersten 
Kindes in Großbritannien (30 Jahre) 
zusammen mit Spanien, Deutsch-
land und Luxemburg (mit einem 
Durchschnittsalter der Mütter bei der 
ersten Geburt von 29 und 30 Jahren) 
besonders stark hinausgezögert. 

Italien und Spanien haben insgesamt 
niedrige Geburtenraten, besonders 
aber bei jungen Frauen. Irland ist 
das einzige Land mit einer Geburten-
rate über dem EU-Durchschnitt, ins-
besondere wegen der hohen Gebur-
tenrate bei Frauen über 30 Jahren.  
 
 

4.1.7. Mehr außereheliche Geburten 
 
Im letzten Jahrzehnt wurden in der 
EU mehr und mehr Kinder außerehe-
lich geboren (37 Prozent im Jahr 
2006). Dabei haben sich die Unter-
schiede zwischen den Mitgliedstaa-
ten zwischen 1996 und 2006 vergrö-
ßert. In einigen Mitgliedsländern hat 
sich die Zahl der außerehelich gebo-
renen Kinder in diesem Zeitraum 
mehr als verdoppelt. Dies ist in Bel-
gien, Spaniern, Italien, Zypern, Li-
tauen, Malta und den Niederlanden 
der Fall. 

In Estland und Schweden werden  
rund sechs von zehn Kindern außer-
ehelich geboren, während in Zypern 
oder Griechenland dieses Verhältnis 
nahezu bei eins zu 20 und in Italien, 
Polen und Malta bei eins zu vier 
liegt. In der jüngsten registrierten Al-
tersgruppe zwischen 15 und 19 Jah-
ren erreicht die Anzahl der außer-
ehelich  geborenen  Kinder  in Däne- 



 

 

73 

mark, Irland und Großbritannien 90 
Prozent, während sie in Griechen-
land bei 33 Prozent und in Zypern 
unter 15 Prozent liegt. Bezogen auf 
diese Altersgruppe ist es wichtig zu 

berücksichtigen, dass nur wenige 
Personen verheiratet sind und weni-
ge  Geburten  registriert werden.  In 
der Altersgruppe der 25- bis 29-
Jährigen werden 50 Prozent der Kin-
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der in Schweden, Estland und Dä-
nemark außerehelich geboren. Auf 
der anderen Seite des Spektrums 
finden sich Griechenland und Zypern 
mit weniger als vier Prozent. 
 
Ergebnisse des KASS-Projektes: 
Verwandtschaft und soziale Absi-
cherung25

 

Verwandtschaftsverhältnisse und 
Familienbeziehungen in Europa 

Das KASS-Projekt erfasste mittels 
ethnografischer Untersuchungen das 
Ausmaß gegenseitiger Unterstützung 
zwischen Verwandten verschiedener 
Generationen und die Faktoren, wel-
che diese beeinflussen. Es unter-
suchte die Rolle von Familiennetz-
werken im alltäglichen und im sozia-
len Miteinander bezogen auf drei im-
plizierte „Verträge“: 

 
(1)  Der Vertrag zwischen aufeinan-
der folgenden Generationen ist eine 
Quelle praktischer, emotionaler und 
finanzieller Unterstützung – sowohl 
regelhaft als auch als eine Versiche-
rung für  Zeiten  der  Krise wie 
Krankheiten, Arbeitslosigkeit, Tren-
nung und Trauer. Hilfe der Großel-
terngeneration bei der Erziehungs-
arbeit der eigenen Kinder kann eine 
große Unterstützung für die Verein-
barkeit von Elternschaft und Berufs-
tätigkeit sein, und Menschen im mitt-
leren und fortgeschrittenen Alter sind 
eine wichtige Quelle der Unterstüt-
zung für die Pflege abhängiger älte-
rer Menschen.   
 
(2) Der Vertrag zwischen den „Re-
produktionspartnern“ (und deren Ur-
sprungsfamilien), beinhaltet die Tei-
lung der Erwerbstätigkeit, Haus-
arbeit und Kindererziehung ebenso 
wie die Weise, auf die sich die Part-
ner gegenseitig in ihrer sozialen 
Identität unterstützen. 

                                                 
25 Das KASS-Projekt (Kinship and Social Security) wurde 
gefördert im 6. Rahmenprogramm der EU (Citzens and 
Governance-Programm) und beteiligte 19 Forschungs-
partner aus acht europäischen Ländern (Schweden, Itali-
en, Frankreich, Deutschland, Österreich, Kroatien, Polen, 
Russland), womit verschiedene Familien- und Wohlfahrts-
systeme repräsentiert waren. Das Projekt lief von Mai 
2004 bis April 2008 – www.eth.mpg.de/kass. 

(3) Der Vertrag mit der Gesell-
schaft als Ganzes geht über die 
formalen staatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten hinaus. Er 
umfasst ebenso Verpflichtungen 
und Freuden an der Beteiligung 
am sozialen und kulturellen Leben 
für sich selber oder als Vertreter 
oder Vertreterin der eigenen Fa-
milie. 

 
Die Untersuchung hat grob zwei 
Modelle identifiziert, nach wel-
chen diese drei Verträge im heu-
tigen Europa miteinander kombi-
niert werden – wobei ein Nord-
west-Südost- sowie ein ländlich-
städtischer Kontrast bei Ver-
wandtschaftsmustern quer durch 
Europa verdeutlicht und bestätigt 
wird. Die meisten der neunzehn 
untersuchten Gesellschaften pas-
sen auf irgendeine Weise syste-
matisch zwischen diese beiden 
Muster, indem verschiedene As-
pekte der Modelle variieren. 

  
In einer für Nord- und Westeuropa 
typischen Kombination ist der 
Vertrag zwischen dem Einzelnen 
und der Gesellschaft als Ganzes 
unmittelbar, die Vorstellung von 
Gesellschaft reicht räumlich weit 
und das Familienleben ist weitge-
hend auf das Elternpaar zentriert. 
Das Zusammenleben verschiede-
ner Erwachsenengenerationen ist 
selten und die Verbundenheit 
zwischen den Generationen ist re-
lativ gering, obwohl trotzdem be-
deutende Unterstützungen von El-
tern zu erwachsenen Kindern flie-
ßen. Dieses Muster passt besser 
zur modernen kapitalistischen 
Wirtschaftsform, bei der die meis-
ten Familien kein eigenes Produk-
tivkapital besitzen oder weiterge-
ben und in dem jede Person ide-
alerweise ohne Rücksicht auf fa-
miliäre Verpflichtungen seinen ei-
genen Weg auf den Arbeitsmarkt 
sucht. 

 
In der anderen Kombination, wie 
sie typisch für Süd- und Osteuro-
pa ist, spielen die Verbindungen 
zwischen den Generationen eine 
herausragende Rolle und die 
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Verbindung zwischen den Eltern 
ist entsprechend untergeordnet. 
Dieses Muster passt zu Familien-
betrieben (besonders deutlich 
sichtbar in der Landwirtschaft), in 
denen die moralische Verpflich-
tung der jüngeren Generation im 
Gegenzug für das Erbe des Fami-
lienvermögens den recht hohen 
Status der älteren Generation un-
termauert. Merkmale dieses Mo-
dells sind deutlich ausgeprägte 
Geschlechterrollen und ein Ver-
ständnis sozialer Identität, bei 
dem der oder die Einzelne ge-
genüber der Gesellschaft vor al-
lem als Mitglied einer erweiterten 
Familie gesehen wird. Dazu gehö-
ren auch Gemeinschaften, die 
räumlich konzentriert genug sind, 
um den Familienhintergrund jedes 
oder jeder Einzelnen allgemein 
bekannt sein zu lassen. Generati-
onenübergreifendes Zusammen-
leben oder nahe Nachbarschaft 
ist üblich und ermöglicht ausge-
prägte Hilfe in beide Richtungen. 

Abgesehen von diesen Systemen 
sind Verwandtschaftsbeziehun-
gen in der Praxis verlässlicher als 
Verbindungen zu Freunden und 
Nachbarn. Alte Menschen haben 
in der Regel eine ziemlich 
schlechte Position in der Versor-
gungspriorität der Familien, weil 
diese üblicherweise Unterstüt-
zung für die Jüngeren wichtiger 
finden. Staatliche Unterstützung 
(insbesondere Renten) ist daher 
unerlässlich. Außerdem ermög-
licht staatliche Unterstützung den 
Älteren, als Unterstützer für ihre 
Nachkommen in der Familie zu 
wirken. 

Weil alte Menschen dazu neigen, 
einen Teil des bestehenden Ein-
kommens an jüngere Familien-
mitglieder weiterzugeben, ent-
steht zusätzlich der Effekt für jün-
gere Familienmitglieder, dass sie 
wiederum Hilfe für die alten Men-
schen leisten. Die Gesamtwirkung 
ist folglich wahrscheinlich eine 
Verstärkung der familiären Bezie-
hungen (d. h. ein Zusammenrü-
cken). 

Kennzahlen zum Lebensstil  
junger Menschen 
 

 Durchschnittsalter der ers-
ten Heirat: 27,3 Jahre 
 

 Durchschnittsalter beim 
Verlassen des Elternhau-
ses: 25 Jahre 

 
 24,5  Prozent der jungen 

Menschen zwischen 15 und 
29 Jahren leben im selben 
Haushalt wie ihr Partner 
oder ihre Partnerin. 

 
 Durchschnittsalter der Müt-

ter bei der ersten Geburt: 
etwa 27 Jahre 

 
 37 Prozent der Kinder wer-

den außerehelich geboren.
 

4.2. Jugend und Gesundheit 

Viele der Daten, die als Hintergrund-
information über junge Menschen 
und ihre Gesundheit dienen, bezie-
hen sich auf die Altersgruppe der 15- 
bis 24-Jährigen und der 25- bis 34-
Jährigen. Verfügbare Daten zu Ju-
gend und Gesundheit sind meistens 
verbunden mit internationalen Pro-
grammen und Strategien gegen 
Krankheiten, ungesunden Lebens-
wandel oder zur Verringerung von 
Sterblichkeitsraten – besonders auf 
europäischer Ebene. 

Nützliche Konzepte und Definiti-
onen (WHO-Klassifikation) 

Die allgemeine Sterblichkeitsrate 
beschreibt die Sterblichkeit im Ver-
hältnis zur gesamten Bevölkerung. 
Ausgedrückt in „je 100.000 Ein-
wohner“ wird sie berechnet als Zahl 
der registrierten Todesfälle in der 
Bevölkerung in einer vorgegebenen 
Zeitspanne geteilt durch die Bevöl-
kerungszahl derselben Zeit multipli-
ziert mit 100.000. Die Bevölke-
rungsstruktur beeinflusst diesen In-
dikator für breite Altersgruppen. In 
einer relativ alten Bevölkerung wird 
es mehr Todesfälle geben als in ei-
ner jüngeren, weil die Sterblichkeit 
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in älteren Bevölkerungsgruppen hö-
her ist.   

Ein Transportunfall ist jeder Unfall, 
in den ein Gerät verwickelt ist, das 
generell oder zum Unfallzeitpunkt in 
erster Linie dafür genutzt wurde, 
Personen oder Güter von einem Ort 
zu einem anderen zu befördern.  

Ein Verkehrsunfall ist jeder Unfall 
mit einem Fahrzeug auf einer öf-
fentlichen Straße (d. h. der Unfall 
wird auf einer Straße verursacht, 
oder er endet auf einer Straße oder 
ein Fahrzeug ist wenigstens zum 
Teil auf einer Straße beteiligt). Ein 
Fahrzeugunfall wird dann als auf 
einer öffentlichen Straße gesche-
hen angenommen, wenn kein ande-
rer Ort angegeben wird, mit Aus-
nahme von Unfällen mit Gelände-
fahrzeugen, die nicht als Verkehrs-
unfälle gezählt werden, insofern 
dem nicht widersprochen wird. 

Eine vorsätzliche Selbstverletzung 
bezeichnet eine absichtliche selbst-
verursachte Vergiftung oder Verlet-
zung und versuchten Selbstmord. 
Es umfasst ebenfalls absichtliche 
Selbstvergiftung durch Drogen und 
Alkohol, durch Einwirkung von or-
ganischen Lösungsmitteln und 
halogenisierten Kohlenwasserstof-
fen und ihren Dämpfen, durch das 
Einatmen von anderen Gasen und 
Dämpfen, durch Pestizide sowie 
durch das Einwirken und Einatmen 
anderer nicht näher spezifizierter 
Chemikalien und schädlicher Sub-
stanzen. Dazu gehört auch vorsätz-
liche Selbstverletzung durch Hän-
gen, Strangulieren und Ersticken, 
durch Ertrinken und Versinken, 
durch den Schuss einer Handfeuer-
waffe, durch Gewehr, Schrotflinte 
und größere Feuerwaffen, durch je-
de andere nicht spezifizierte Entla-
dung einer Feuerwaffe, durch Ex-
plosionsstoffe, durch Rauch, Feuer 
und Flammen, durch Dampf, heiße 
Gase und heiße Gegenstände, Ver-
letzungen durch scharfe und durch 
stumpfe Gegenstände, durch Sprin-
gen von hohen Orten, durch Sprin-
gen oder Legen vor fahrende Ob-
jekte, durch Unfall mit einem Motor-

fahrzeug oder andere spezielle 
oder unspezifizierte Möglichkeiten. 

Selbstmord ist der Vorgang der 
gewollten Selbsttötung. Risikofakto-
ren für Selbstmord umfassen seeli-
sche Erkrankungen (wie Depressi-
onen, Persönlichkeitsstörungen, Al-
koholabhängigkeit oder Schizophre-
nie) und einige körperliche Erkran-
kungen wie neurologische Störun-
gen, Krebs und HIV-Infektionen. Es 
gibt wirkungsvolle Strategien und 
Interventionsmöglichkeiten zur Ver-
hinderung von Selbstmord. 

Drogenabhängigkeit als Todes-
ursache umfasst die folgenden Ele-
mente: geistige und körperliche 
Störungen auf Grund des Ge-
brauchs von Opiaten, Cannabis, 
Betäubungsmitteln, Schlafmitteln, 
Kokain, Halluzinogenen, Lösungs-
mitteln, Konsum verschiedener Dro-
gen und anderer psychoaktiver Mit-
tel oder Aufputschmittel einschließ-
lich Koffein. Diese Kategorie bein-
haltet auch Situationen, bei der 
nachweislich zwei oder mehrere 
psychoaktive Substanzen genutzt 
wurden, ohne das geklärt werden 
kann, welche der Substanzen vor-
rangig die Funktionsstörungen be-
wirkt hat. Das gilt auch für den Fall, 
dass die genaue Zusammenset-
zung einiger oder aller genutzten 
psychoaktiven Substanzen unsicher 
oder unbekannt ist, da viele Dro-
genkonsumenten mit mehrfachem 
Drogenkonsum oft nicht mehr ge-
nau angeben können, was sie neh-
men. 

 

4.2.1. Junge Menschen erwarten ein 
längeres Leben 
 
Wirtschaftliche Entwicklung und die 
Fortschritte bei der Gesundheitsver-
sorgung in Europa haben zu einer 
ständigen Steigerung der Lebenser-
wartung geführt. Im Ergebnis ist die 
Lebenserwartung in der EU höher 
als in den meisten anderen Ländern 
weltweit: Frauen (80,7 Jahre) leben 
in der Europäischen Union im Nor-
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malfall länger als Männer (74 Jahre) 
(Quelle: Eurostat – 2006). 

Mit einer durchschnittlichen Lebens-
erwartung von 81,1 und 81 Jahren 
sind Spanien und Schweden die 
Länder, in denen man innerhalb der 
27 EU-Staaten erwarten kann, am 
längsten zu leben, gefolgt von Frank-
reich (80,9 Jahre), Zypern (80,6 Jah-
re), Österreich (80,1 Jahre) und den 
Niederlanden (80 Jahre). In einigen 
der neuen Mitgliedstaaten ist die Le-
benserwartung deutlich niedriger als 
im EU-Durchschnitt mit der niedrigs-
ten Lebenserwartung (71 Jahre) in 
Litauen und Lettland.  
 
 

4.2.2. Junge Europäerinnen und Euro-
päer nehmen sich selber als ge-
sund wahr 
 
Viele körperliche und geistige Ver-
änderungen geschehen während der 
Pubertät und haben Auswirkungen 
auf die Selbstwahrnehmung der jun-
gen Menschen. Das Verhältnis zwi-
schen Aussehen und Selbstwertge-
fühl ist deutlich ausgeprägt, im Re-
gelfall stärker bei Mädchen. Ge-
schlechterunterschiede sind offen-
kundig wirksam in der Weise, wie 
Jungen und Mädchen ihre Körper 
beurteilen. 

Europäerinnen und Europäer neigen 
dazu, ihre Gesundheit mit zuneh-
mendem Alter schlechter einzu-
schätzen. Ausnahmen sind Irland, 
die Niederlande und Großbritannien, 
wo mehr Personen der Altersgruppe 
von 25 bis 34 Jahre sagen, sie fühl-
ten sich bei „sehr guter Gesundheit“ 
als aus der Gruppe der 15- bis 24-
Jährigen. Im Durchschnitt bezeich-
nen sich Personen im Alter von 25 
bis 34 Jahren als in „guter“ oder „or-
dentlicher“ gesundheitlicher Verfas-
sung. Die meisten jungen Menschen 
geben ebenso ein hohes Maß an 
geistiger Gesundheit an. 

Unterschiede zwischen den Ländern 
sind schwer zu analysieren, weil die 
Wahrnehmung der eigenen Gesund-
heit eng verknüpft ist mit soziokultu-

rellen Rahmenbedingungen. Im Jahr 
2006 bezeichneten sich nahezu 90 
Prozent der jungen Griechinnen und 
Griechen zwischen 15 und 24 Jahren 
als bei „sehr guter Gesundheit“, wäh-
rend dieselbe Frage von weniger als 
10 Prozent der jungen Menschen in 
Portugal und Litauen so beantwortet 
wurde. In Zypern und der Slowakei 
gab es mit 2 Prozent den höchsten 
Anteil der Befragten, die antworteten, 
sie seien in „sehr schlechter gesund-
heitlicher Verfassung“.   

Dennoch gibt es annähernd zwei Mil-
lionen junge Menschen in der euro-
päischen Region der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO), die von 
psychischen Erkrankungen betroffen 
sind. Diese reichen von Depression 
und Verhaltensauffälligkeiten über 
Angst- oder Essstörungen bis zur 
Schizophrenie. Ein Fünftel der Kin-
der und Heranwachsenden sind von 
Entwicklungsproblemen, emotiona-
len Problemen oder Verhaltensstö-
rungen betroffen und einer von acht 
jungen Menschen hat eine psychi-
sche Erkrankung.26 
 
 

4.2.3. Junge Menschen und ihr Gewicht 
 
Übermäßiges Gewicht hat einen 
nachteiligen Einfluss auf die Ge-
sundheit – sowohl kurz- als auch 
langfristig. Die WHO hat Fettleibig-
keit auf Grund der großen und stei-
genden Verbreitung und wegen der 
Herausforderung für die langfristige 
Gesundheit als ein großes öffentli-
ches Gesundheitsproblem und als 
„weltweite Epidemie“ eingestuft. Zu-
dem gibt es zunehmend Sorge über 
das Untergewicht bei jungen Men-
schen, oft als Folge von Diäten und 
anderen Methoden der Gewichtskon-
trolle. In vielen Fällen sind Probleme 
mit dem Gewicht ein Symptom für 
ein negatives physisches oder psy-
chisches Selbstbild junger Men-
schen. 

                                                 
26 Consensus Paper "Mental Health in Youth and Educa-
tion" (2008) 
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Es scheint so, als hätten insbeson-
dere zwei Faktoren Einfluss auf das 
zunehmende Gewicht junger Men-
schen. Zum Ersten haben sich die 
Essgewohnheiten verändert. Gründe 
für die Veränderung der Essge-
wohnheiten unter jungen Menschen 
können sozialer, kultureller oder fa-
miliärer Natur sein, aber es ist eben-
so möglich, dass junge Menschen 
zunehmend von Gleichaltrigen, neu-
en populären Lebensstilen und/oder 
der zunehmenden Verbreitung neuer 
Produkte beeinflusst werden. Es 
werden mehr Mahlzeiten außerhalb 
der Wohnung oder der Schule ver-
zehrt als jemals zuvor, oft ungesun-
de Fertig- oder Schnellgerichte. Jun-
ge Menschen werden durch einen 
nach wie vor wachsenden und in vie-
len Fällen aggressiven Werbemarkt 
beeinflusst.  

Zum Zweiten ist das zunehmende 
Gewicht junger Menschen in zuneh-
mender körperlicher Inaktivität der 
Jugendlichen begründet. Die im ver-
gangenen Jahrhundert entstandene 
Kultur der Inaktivität bei Gruppen 
junger Menschen ist ein Ergebnis der 
Entwicklung und Verfügbarkeit neuer 
Technologien: Die massive Ausbrei-
tung und Verfügbarkeit privater Au-
tos verringert das körperliche Aktivi-
tätsniveau junger Menschen. Das 
Gleiche gilt für Fernsehgeräte und 
die Vielzahl von Fernsehsendern in 
einem durchschnittlichen Privat-
haushalt ebenso wie für die Compu-
ter und die elektronischen Spiele al-
ler Art. Zudem hat die Anzahl der 
Stunden, die ein durchschnittlicher 
junger Mensch mit Schularbeiten 
verbringt, zugenommen, was wiede-
rum die Zeit für Freizeitaktivitäten 
einschränkt.  

In fast zwei Dritteln aller EU-
Mitgliedstaaten machen die 25- bis 
34-Jährigen mehr als ein Drittel der 
übergewichtigen Bevölkerung aus. 
Länder mit den höchsten Werten 
sind   Deutschland  (42,7  Prozent),  

 

 

Malta (47,8 Prozent) und Großbri-
tannien (53,1 Prozent).27 

Eine große Anzahl der Menschen 
zwischen 15 und 24 Jahren ist eben-
falls betroffen: Rund 17 Prozent von 
ihnen sind übergewichtig oder fettlei-
big. In Malta werden 33,9 Prozent 
der junger Menschen als überge-
wichtig oder fettleibig registriert, wäh-
rend es in Großbritannien 31 Prozent 
sind, in Deutschland 26,5 Prozent 
und in Irland 25,8 Prozent. Das nied-
rigste Niveau bei übergewichtigen 
jungen Menschen zwischen 15 und 
24 Jahren findet sich in Lettland (10 
Prozent), der Slowakei (10,3 Pro-
zent) und in Frankreich (10,6 Pro-
zent). Der Anteil junger Menschen im 
Alter zwischen 24 und 34 Jahren, die 
als übergewichtig oder fettleibig an-
zusehen sind, ist im Vergleich zu den 
15- bis 24-Jährigen doppelt so hoch. 

Eine geschlechtsspezifische Auswer-
tung zeigt, dass mehr Männer über-
gewichtig sind als Frauen: Mehr als 
50 Prozent der Männer zwischen 25 
und 34 Jahren sind in Deutschland, 
Griechenland, Ungarn, Malta, Öster-
reich, der Slowakei, Finnland und 
Großbritannien übergewichtig oder 
fettleibig, während der Anteil der 
übergewichtigen Frauen in keinem 
Land über 50 Prozent der Bevölke-
rungsgruppe erreicht. 

Etwa 9 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 15 und 24 Jahren 
sind untergewichtig. Der Anteil un-
tergewichtiger Menschen ist in der 
Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen 
niedriger (unter 5 Prozent). 

Der höchste Anteil untergewichtiger 
junger Menschen findet sich in 
Großbritannien (16,8 Prozent), ge-
folgt von Frankreich (15,9 Prozent), 
Österreich (14,5 Prozent), der Slo-
wakei (13,9 Prozent) und Lettland 
(13,6 Prozent). Der Prozentsatz an 
untergewichtigen jungen Frauen ist 

                                                 
27 Die Daten aus Deutschland und Großbritannien gehen 
auf gemessene Körpergrößen und -gewichte zurück, wäh-
rend in anderen Ländern die Daten für Größe und Gewicht 
auf Selbstangaben beruhen; außerdem decken die briti-
schen Daten nur England ab.  
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höher als bei jungen Männern, mit 
Ausnahme von Österreich (3,5 Pro-
zent mehr Männer) und Großbritan-
nien (etwa gleiche Werte). 

Generell gesprochen ist etwa ein 
Drittel der jungen Europäerinnen und 
Europäer zwischen 15 und 24 Jahren 
von Gewichtsproblemen betroffen, 
mit großen Zahlenunterschieden zwi-
schen den Ländern.  
 
 

4.2.4. Die Mehrzahl junger Menschen 
stirbt auf Grund äußerer Faktoren 
 
Todesursachen unterschieden sich 
je nach Altersgruppe. Eine Mehrzahl 
der Menschen über 45 Jahren stirbt 
an Krebs, Kreislauf- oder Atemwegs-
erkrankungen, während junge Men-
schen externen Faktoren wie Ver-
kehrsunfällen, Abstürzen, Selbstver-
letzungen und Überfällen zum Opfer 
fallen.  

 

 

 

 

Im Jahr 2006 starben mehr als 
12.000 junge Männer zwischen 15 
und 29 Jahren durch Transportunfäl-
le. Selbstverletzungen (und Selbst-
morde) bildeten die zweithäufigste 
Todesursache für junge Menschen 
im Alter zwischen 15 und 29 Jahren. 
Im Jahr 2006 begingen 7.000 junge 
Menschen in der EU Selbstmord, 
davon 82 Prozent junge Männer. 

Drogenkonsum und Sucht waren 
ebenso herausgehobene Todesur-
sachen: In der EU starben 1.625 
junge Menschen zwischen 15 und 29 
Jahren auf Grund von unbeabsichtig-
ter Vergiftung, und 866 starben we-
gen Drogenabhängigkeit. 

Tötungsdelikte und Überfälle ma-
chen ebenfalls einen erheblichen Teil 
der Todesfälle aus (1.024), insbe-
sondere bei jungen Männern zwi-
schen 20 und 29 Jahren. 
 
 

4.2.4.1.  Todesfälle in Folge von  
         Verkehrsunfällen 

 
Verkehrsunfälle sind die häufigste 
externe Todesursache bei jungen 
Menschen – bei jungen Menschen  
zwischen 15 und 24 Jahren in den 
OECD-Ländern sogar mit Abstand. 
21,1 Prozent  der  in  2005  bei Ver- 

 

kehrsunfällen getöteten Menschen in 
den 18 europäischen Ländern waren 
zwischen 16 und 24 Jahre alt, und 
die Mehrzahl von ihnen fuhr Auto 
(4.279 Personen), während nur 484 
zu Fuß unterwegs waren. Fahrerin-
nen und Fahrer im Alter von 16 bis 
24 Jahren haben ein zwei bis drei 
Mal so hohes Risiko als erfahrenere 
Fahrerinnen und Fahrer. Sie stellen 
für sich und andere ein größeres Ri-
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siko dar: In Unfällen mit jungen Fah-
rerinnen und Fahrern kamen auf je-
den getöteten Fahrer 1,3 weitere ge-
tötete Personen (z. B. Passanten 
und andere Verkehrsteilnehmer) 
(Quelle: CARE Datenbank / Europäi-
sche Kommission, erhoben im De-
zember 2007). 

 

 

 

 

 

 

 

Im Jahr 2006 starben mehr als 
12.000 junge Männer zwischen 15 
und 29 Jahren in der Europäischen 
Union infolge von Verkehrsunfällen. 
Unter den jungen Menschen machen 
die jungen Männer die Mehrzahl der 
Todesfälle aus (88,5 Prozent der To-
desfälle im Jahr 2005). 

Im Jahr 2006 gab es in Litauen und 
Griechenland die höchste Zahl von 
Verkehrstoten bei jungen Männern 
zwischen 20 und 24 Jahren, gefolgt 
von Estland und Slowenien. In all 
diesen EU-Staaten liegt die generelle 
Sterblichkeitsrate deutlich über dem 
EU-Durchschnitt. Die Länder mit den 
niedrigsten Zahlen waren die Nieder-
lande, Finnland und Schweden. 

Die Anzahl der Todesfälle im Zu-
sammenhang mit Verkehrsunfällen 
scheint mit zunehmendem Alter ab-
zunehmen, wobei Zypern und Un-
garn Ausnahmen darstellen, wo sol-
che Todesfälle bei den 25- bis 29-
jährigen Männern häufiger sind  als 
bei den 20- bis 24-jährigen Männern. 

Verkehrsunfälle sind oft verbunden 
mit anderen riskanten Verhaltens-

weisen wie Trunkenheit und Dro-
genmissbrauch. 
 
 

4.2.4.2.  Tod durch Selbstmord 
 

Auf EU-Ebene stand die Sterblich-
keitsrate durch Selbstmord bei der 
männlichen Bevölkerung zwischen 

25 und 29 Jahren bei 15 Fällen auf 
100.000 Einwohner. Die baltischen 
Staaten und Finnland registrierten 
die höchsten Selbstmord- und 
Selbstverletzungsraten bei Personen 
zwischen 20 und 29 Jahren. 
 
In geringerem Ausmaß zählen die 
nordischen Staaten wie Schweden 
ebenfalls recht hohe Selbstmordra-
ten bei jungen Menschen. Frauen 
haben dabei eine geringere Neigung 
zu Selbstmord und vorsätzlicher 
Selbstverletzung mit einer Todesrate 
von im Allgemeinen weniger als 6 
auf 100.000 Einwohnerinnen. Aber 
nicht tödliche Selbstverletzungen, die 
schätzungsweise 10- bis 40-mal so 
häufig vorkommen wie tatsächlicher 
Selbstmord, ist auch unter weibli-
chen Heranwachsenden verbreitet. 
 
  

4.2.4.3.  Tod durch Drogen 
 

Innerhalb der Europäischen Union 
hielt sich die Zahl von Todesfällen im 
Zusammenhang mit Drogenabhän-
gigkeit in 2006 unter durchschnittlich 
zwei je 100.000 Einwohner. Die 
höchsten Todesfallzahlen fanden 
sich in Österreich, Irland und Groß-
britannien. In den Jahren 2005  bis 
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2006 betrug der Anteil der Drogento-
ten an allen Todesfällen der Europä-
erinnen und Europäer zwischen 15 
bis 39 Jahren 3,5 Prozent. Auf Opi-
um basierende Produkte fanden sich 
bei rund 70 Prozent der Fälle 
(EMCDDA-Jahresbericht 2008). 
 
 
 

4.2.4.4.  Tod durch AIDS / HIV 
 
Das erworbene Immundefektsyn-
drom AIDS (Acquired Immune De-
ficiency Syndrome) betrifft alle Gene-
rationen. Regierungen haben Pro-
gramme und Aktionen zur Bekämp-
fung und Verhinderung der Ausbrei-
tung aufgelegt. Trotz Aufklärungs- 
und Informationskampagnen gibt es 
in Europa jedes Jahr eine beträchtli-
che Anzahl neuer HIV-Infektionen. 

 
HIV/AIDS wird nach wie vor als gra-
vierende Erkrankung in ganz Europa 
eingestuft. Im Jahr 2006 betrafen 
27,7 Prozent der neu diagnostizier-
ten HIV-Fälle in der Union junge 
Menschen zwischen 15 und 29 Jah-
ren. Innerhalb dieser Altersgruppe 
machen junge Menschen zwischen 
25 und 29 Jahren  60,3 Prozent der 
neuen Fälle aus, während der Anteil 
bei den 20- bis 24-Jährigen und den 
15- bis 19-Jährigen bei 32,8 Prozent 
bzw. 6,9 Prozent liegt. Das ist jedoch 
in Bulgarien und Estland nicht der 
Fall, hier wurde der größte Anteil un-
ter den 20- bis 24-Jährigen festge-
stellt. 

In der Altersgruppe der 15- bis 29-
Jährigen wurden einige Unterschiede 
zwischen den Länderprofilen und 
dem EU-Durchschnitt von 27,7 Pro-
zent festgestellt. Diese Altersgruppe 
umfasste in Estland mehr als 70 
Prozent aller neu festgestellten HIV-
Infektionen, während die Werte in 

Bulgarien, Zypern, Lettland, Rumä-
nien und der Slowakei bei 50 Pro-
zent liegen. Der geringste Anteil an 
neu diagnostizierten HIV-Fällen wur-
de in Dänemark (20 Prozent) und 
Frankreich (22 Prozent) gefunden. 

Die üblichsten Übertragungswege für 
HIV sind heterosexueller Sex, Sex 
zwischen Männern und Infektionen 
durch Drogenbesteck. In der EU ha-
ben sich im Jahr 2006 von den neu 
diagnostizierten Fällen bei den 15- 
bis 29-Jährigen 54 Prozent bei hete-
rosexuellem Sex, 35 Prozent bei Sex 
zwischen Männern und 10 Prozent 
durch Drogenbesteck infiziert. Das 
allerdings unterscheidet sich von ei-
nem Land zum anderen: In Deutsch-
land, Griechenland, Ungarn, Slowe-
nien und der Slowakei war Sex zwi-
schen Männern die häufigste Art der 
Übertragung, während in Bulgarien, 
Litauen, Lettland, Polen und Portugal 
die Übertragung durch Drogenbe-
steck der am häufigsten registrierte 
Übertragungsweg war. Andere Mög-
lichkeiten der Übertragung wie Blut-
transfusionen wurden in Belgien bei 
4 Prozent und in Rumänien bei 6 
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Prozent der gemeldeten Fälle diag-
nostiziert. 

Das Europäische Zentrum für die 
epidemiologische Beobachtung von 
Aids EuroHIV koordiniert die Über-
wachung von HIV/AIDS in der eu-
ropäischen Region der Welt-
gesundheitsorganisation WHO (53 
Länder). Eine Aufgabe ist es, die 
europäischen HIV/AIDS-Überwa-
chungsdaten zu analysieren, zu 
verbessern und für die Verbesse-
rung   der   Krankheitsvorsorge, 
-kontrolle und -behandlung nutzbar 
zu machen. Die Ziele von EuroHIV 
beinhalten das Anstellen internatio-
naler Vergleiche, das Bewerten von 
Trends, die Charakterisierung be-
troffener Bevölkerungsgruppen und 
das Voraussagen von Kosten sowie 
die Evaluation von Überwachungs-
verfahren. 

 

4.2.5. Die Einstellung junger Menschen 
zum Rauchen 

Die Weltgesundheitsorganisation 
WHO hat das Rauchen von Tabak 
als häufigsten Grund für vorzeitige 
Erkrankung und Tod in den entwi-
ckelten Ländern identifiziert und für 
14 Prozent aller Todesfälle in der eu-
ropäischen Region der Weltgesund-
heitsorganisation verantwortlich ge-
macht (WHO – Gesundheitsbericht 
Europa 2005). Obwohl die überwie-
gende Mehrheit der mit dem Rau-
chen verbundenen Todesfälle die 
mittlere und ältere Generation be-
trifft, werden Rauchgewohnheiten 
unbestreitbar viel früher erworben. 

Junge Menschen, die täglich rau-
chen, können sich dies angewöhnen 
und süchtig werden, bevor sie er-
wachsen sind. Damit sind sie weni-
ger fähig, aufzuhören und werden 
anfälliger für durch das Rauchen 
verursachte Gesundheitsrisiken. Je 
später mit dem Rauchen begonnen 
wird, desto weniger wahrscheinlich 
wird eine Person süchtig. 

 

Beruhend auf Schätzungen wird die 
Hälfte der hinzukommenden heran-
wachsenden männlichen Raucher ihr 
Verhalten für mindestens 16 Jahre 
nicht ändern, während junge Frauen 
für mindestens 20 Jahre weiter rau-
chen werden (WHO – Gesundheits-
bericht Europa 2005). 

Der Gesamtanteil der Raucherinnen 
und Raucher nimmt mit dem Alter zu 
und es gibt im Allgemeinen mehr 
tägliche Raucherinnen und Raucher 
im Alter zwischen 25 und 34 Jahren 
als zwischen 15 und 24 Jahren. Al-
lerdings war dies in Ungarn und Ir-
land nicht der Fall; dort übertreffen 
die jüngeren Raucherinnen und 
Raucher die ältere Altersgruppe. 
Schweden verzeichnet ziemlich posi-
tive Werte bezogen auf junge Rau-
cherinnen und Raucher, gefolgt von 
der Slowakei: In beiden Ländern liegt 
der Anteil der täglichen Raucherin-
nen und Raucher bei den 15- bis 24-
Jährigen unter 20 Prozent, aber der 
Anteil steigt, wenn man die Alters-
gruppe der 45- bis 55-Jährigen be-
trachtet. Im Gegensatz dazu zählte 
man in Bulgarien den größten Anteil 
an Rauchern (31 Prozent in der Be-
völkerungsgruppe der 15- bis 24-
Jährigen und die Hälfte der 25- bis 
34-Jährigen), gefolgt von Estland, wo 
zwei Drittel der Männer zwischen 25 
und 34 Jahren regelmäßige Raucher 
sind. Irland ist das einzige Land, in 
dem der Anteil der Raucherinnen 
und Raucher mit zunehmendem Al-
ter absinkt. Berücksichtigt man die 
Verteilung der Raucherinnen und 
Raucher nach Geschlecht, kann ge-
sagt werden, dass Europas Männer 
mit höherer Wahrscheinlichkeit rau-
chen als die Frauen. Nur in Schwe-
den und Großbritannien ist der Anteil 
der Raucherinnen zwischen 15 und 
24 Jahren höher als der Anteil ihrer 
männlichen Altersgenossen, aller-
dings ist dies mit Ausnahme von 
Schweden bei den älteren Generati-
onen dann nicht mehr der Fall. 
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4.2.6. Die Einstellung junger Menschen 
zum Alkoholkonsum 
 
Abgesehen von Einflüssen verschie-
dener sozialer Faktoren trinken Her-
anwachsende Alkohol auf Grund ih-
rer persönlichen Einstellungen und 
Ziele ebenso wie der familiären und 
sozialen Umgebung. Alkohol kann 
Kontakte erleichtern und zu neuen 
Freundschaften führen, die wahrge-
nommene Anerkennung steigern und  
das  Ansehen  unter  den  Gleichaltri-
gen beeinflussen. 

Verallgemeinernd kann man sagen, 
dass Europäerinnen und Europäer in 
allen Ländern, in denen  Daten ver-
fügbar sind, ihre erste Trunkenheit 
im Alter von 13 oder 14 Jahren erle-
ben. In der Regel haben Mädchen ih-
ren ersten Kater ein wenig später als 
die Jungen. Im Durchschnitt wurden 
die frühesten Vorfälle von Trunken-
heit in Österreich registriert, während 
in den Mittelmeerländern wie Grie-
chenland, Spanien, Italien und Por-
tugal das Anfangsalter geringfügig 
höher lag.  

In den meisten berücksichtigten Län-
dern haben mehr als 80 Prozent der 
jungen Europäerinnen und Europäer 
im Alter zwischen 17 und 18 Jahren  

in den vorangegangenen zwölf Mo-
naten Alkohol konsumiert, wobei in 
Dänemark und der Tschechischen 
Republik die höchsten Anteile regis-
triert werden (95 Prozent). Darauf 
folgten Litauen (94 Prozent), 
Deutschland und Österreich (93 Pro-
zent), Griechenland und Großbritan-
nien (91 Prozent). Umgekehrt fanden 
sich die geringsten Anteile an Ju-
gendlichen, die in den vergangenen 
zwölf Monaten Alkohol konsumiert 
haben, in Portugal (74 Prozent) und 
Schweden (77 Prozent).   

In rund der Hälfte der Länder, für die 
Daten verfügbar sind, waren mehr 
als 50 Prozent der jungen Europäe-
rinnen und Europäer zwischen 17 
und 18 Jahren mindestens einmal in 
den vorangegangenen 12 Monaten 
betrunken. Dänemark wies die 
höchsten Raten von Trunkenheit un-
ter Jugendlichen auf (82 Prozent), 
gefolgt von Irland (72 Prozent). Im 
Gegensatz dazu gaben nur  25 Pro-
zent der jungen Menschen in Zypern 
und 29 Prozent in Frankreich zu, in 
den vergangenen 12 Monaten be-
trunken gewesen zu sein. 
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Die Europäische Schülerstudie zu 
Alkohol und anderen Drogen 
(ESPAD) 

In den 1980er-Jahren beauftragte ei-
ne Gruppe von Expertinnen und Ex-
perten der Epidemiologie von Dro-
genproblemen der Pompidou-
Gruppe im Europarat ein Forscher-
team damit, einen standardisierten 
Fragebogen für eine Schülerbefra-
gung zu entwickeln. Die Absicht war 
dabei, ein standardisiertes Befra-
gungsinstrument zu erhalten, wel-
ches einen Vergleich des Drogen- 
und Alkoholkonsums von Schülerin-
nen und Schülern in verschiedenen 
Ländern ermöglichen würde. Ein 
zentrales Ziel des ESPAD-Projektes 
ist es, vergleichbare Daten zum Al-
kohol-, Drogen- und Tabakkonsum 
von 15-jährigen Schülerinnen und 
Schülern in so vielen europäischen 
Ländern wie möglich zu sammeln. 
Die Befragung wird alle vier Jahre 
durchgeführt. Das wichtigste Ziel ist 
auf längere Sicht, Entwicklungen be-
züglich des Alkohol- und Drogen- 
verhaltens von Schülerinnen und 
Schülern in Europa zu beobachten 
sowie Entwicklungen zwischen Län-
dern und Ländergruppen zu verglei-
chen. Seit 1994 hat ESPAD vier in-
ternationale Berichte über Alkohol- 
und Drogenkonsum von Schülerin-
nen und Schülern herausgegeben. 
Der neueste Bericht mit Ergebnissen 
aus dem Jahr 2007 wurde im März 
2009 veröffentlicht. 
 
 

4.2.7. Die Einstellung junger Menschen 
zu Drogen 
 
Cannabis ist die populärste Droge 
unter jungen Menschen zwischen 15 
und 34 Jahren. Die häufigste Benut-
zung ist generell bei den 15- bis 24-
Jährigen festzustellen (EMCDA 
2008). Schätzungen lassen vermu-
ten, dass rund 23 Millionen europäi-
sche Erwachsene im vergangenen 
Jahr Cannabis benutzt haben, was 
einem Anteil von etwa 7 Prozent bei 
den 15- bis 64-Jährigen entspricht, 
während bei den 25- bis 34-Jährigen 
der Durchschnitt in Europa mit 13 
Prozent errechnet wurde (mit einer 

Bandbreite von zwei bis 20 Prozent 
im Ländervergleich). 

Auf der Grundlage von Daten zu 13 
Ländern, die sich an einer zweiten 
Feldstudie über die Häufigkeit des 
Gebrauchs von Cannabis beteiligten, 
kann man grob schätzen, dass über 
1 Prozent der europäischen Erwach-
senen (15 bis 64 Jahre) Cannabis 
täglich oder fast täglich nutzen (rund 
4 Millionen). Die meisten von ihnen 
(etwa 3 Millionen) sind zwischen 15 
und 34 Jahre alt, was grob geschätzt 
2 bis 2,5 Prozent aller jungen Er-
wachsenen entspricht. In Ländern 
wie der Tschechischen Republik, 
Spanien, Frankreich, Italien und 
Großbritannien geben mehr als 16 
Prozent der jungen Menschen den 
Gebrauch zu. 

Kokain ist nach wie vor die am 
zweithäufigsten genutzte Substanz 
nach Cannabis, wobei der Gebrauch 
nicht einheitlich ist (nationale Werte 
erstrecken sich von 0,4 Prozent bis 
hin zu 7,7 Prozent. Für junge Er-
wachsene, auf die sich der Kokain-
gebrauch konzentriert, wird ange-
nommen, dass 7,5 Millionen es we-
nigstens einmal  genommen haben 
(mit einer Bandbreite von 0,7 bis zu 
12,7 Prozent zwischen den Län-
dern). Es wird geschätzt, dass vier 
Millionen es im vergangenen Jahr 
benutzt haben (1,2 Prozent im 
Durchschnitt). Die Unterschiede zwi-
schen den Ländern sind auch hier 
erheblich. 

Im Jahr 2005 war der Kokainkonsum 
in Spanien (5 Prozent) und in Groß-
britannien (5 Prozent) besonders 
hoch, lag aber deutlich hinter dem 
Konsum von Cannabis. Bei den jun-
gen Erwachsenen (15 bis 34 Jahre) 
liegt der dauerhafte Konsum von 
Ecstasy auf nationaler Ebene zwi-
schen 0,5 und 14,6 Prozent, wobei 
zwischen 0,4 Prozent und 7,7 Pro-
zent dieser Altersgruppe angeben, 
die Droge im vergangenen Jahr kon-
sumiert zu haben. Schätzungen ge-
hen davon aus, dass im Durchschnitt 
7,5 Millionen junge Europäerinnen 
und Europäer  (5,6 Prozent)  Ecstasy  
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ausprobiert haben, mit rund 2,5 Milli-
onen (1,8 Prozent), die die Droge im 
letzten Jahr genommen haben. Der 
Konsum ist in der Tschechischen 
Republik und in Großbritannien nach 
wie vor besonders stark.   

Bei den jungen Erwachsenen (15 bis 
35 Jahre alt) ist der dauerhafte Kon-
sum von Amphetaminen in den eu-
ropäischen Ländern sehr unter-
schiedlich und reicht von 0,2 Prozent 
bis hin zu 16,5 Prozent bei einem eu-
ropäischen Durchschnitt von unge-
fähr 5 Prozent. 

Bulgarien und Mittelmeerländer wie 
Griechenland, Zypern und Malta 
weisen den niedrigsten Wert von 
Drogenkonsum in Europa auf.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Junge Menschen und Drogen – 
Warum experimentieren junge Eu-
ropäerinnen und Europäer mit 
Drogen? 

 
Europäische Beobachtungsstelle 
für Drogen und Drogenabhän-
gigkeit (EMCDDA) 

Noch vor einem Jahrzehnt waren 
die europäischen Kapazitäten zur 
Beobachtung von Drogenproble-
men überaus begrenzt. Nationale 
Ansätze waren sehr unterschied-
lich, und es gab einen Mangel an 
zuverlässigen und vergleichbaren 
Informationen auf europäischer 
Ebene in Bezug auf Drogen, Dro-
genabhängigkeit und deren Folgen. 
Mit anderen Worten war es nicht 
möglich, auf sicherer Grundlage 
über Muster und Entwicklungen 
beim Drogenkonsum in Europa zu 
sprechen. Die Europäische Beo-
bachtungsstelle für Drogen und 
Drogenabhängigkeit (EMCDDA) 
wurde gegründet, um das zu än-
dern.  

1995 in Lissabon eingeweiht, ist 
das EMCDDA Drehscheibe dro-
genbezogener Informationen in der 
Europäischen Union. Es hat die 
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Aufgabe, der Europäischen Union 
und den Mitgliedstaaten einen 
sachbezogenen Überblick über eu-
ropäische Drogenprobleme und ei-
nen gemeinsamen Informations-
rahmen zur Unterstützung der Dro-
gendebatte zu geben. Heutzutage 
bietet es den politischen Entschei-
dungsträgern die wissenschaftli-
chen Grundlagen, die diese für die 
Konzeption von Drogengesetzen 
und Strategien benötigen, und es 
unterstützt Experten und Forscher 
durch Hinweise auf gute Praxis und 
neue Forschungsgebiete. 

 
Ausweislich der Eurobarometer-
Erhebung aus dem Jahr 2004 glau-
ben mehr als 60 Prozent der jungen 
Menschen, dass Neugier nach wie 
vor der Hauptgrund dafür ist, Drogen 
auszuprobieren. Etwas mehr als 45 
Prozent berufen sich auf Gruppen-
druck und annähernd 40 Prozent auf 
die Suche nach dem Kick. Weniger 
als ein Drittel der Befragten zieht in 
Betracht, dass junge Menschen auf 
Grund von Problemen zu Hause 
Drogen nehmen. Ähnlich wurden 
Probleme in der Schule oder bei der 
Arbeit von weniger als einem Fünftel 
der Befragten als Gründe für das 
Experimentieren mit Drogen ange-
führt. Einsamkeit, gepaart mit sozia-
len oder wirtschaftlichen Problemen, 
wurde von rund 15 Prozent der jun-
gen Europäerinnen und Europäer als 
ein Grund genannt, Drogen auszu-
probieren. 

Ausweislich des Eurobarometers 
2004 scheint es für junge Europäe-
rinnen und Europäer zwischen 15 
und 24 Jahren nicht schwierig zu 
sein, Drogen zu erhalten. Die Be-
schaffung findet meist an Orten statt, 
an denen Menschen sich abends 
treffen. 2004 neigten 79 Prozent der 
jungen Befragten zu der Annahme, 
dass es leicht sei, Drogen auf Partys 
zu erhalten, verglichen mit 76 Pro-
zent, die dies für Kneipen oder Klubs 
angaben, sowie 63 Prozent für Orte 
nahe ihrer Wohnung und 57 Prozent 
für Orte in oder nahe der Schule.  

Wie von den jungen Europäerinnen 
und Europäern in der Eurobarome-
ter-Befragung angegeben, scheinen 
Kneipen und Klubs die „bequemsten“ 
Orte zu sein, um Drogen zu erwer-
ben. Für 92 Prozent der befragten 
Spanierinnen und Spanier sind Par-
tys der Ort, an dem Drogen am ein-
fachsten zu erhalten sind. In Belgien, 
Griechenland, Italien, den Niederlan-
den und Portugal gehen junge Men-
schen davon aus, dass Drogen ein-
facher in Kneipen und Klubs erhält-
lich sind. In Irland haben 78 Prozent 
der Befragten das Gefühl, dass sie 
einfachen Zugang zu Drogen in ih-
rem Wohnumfeld haben. Im Gegen-
satz dazu wird in Schweden und 
Finnland nicht davon ausgegangen, 
dass es einfach sei, Drogen nahe 
der Wohnung zu erwerben.   

Ausgehend von den Befragten ist 
Drogenhandel ebenso an Schulen 
und Hochschulen verbreitet, insbe-
sondere in Frankreich, Spanien, 
Griechenland und Portugal. 

Kennzahlen in Bezug auf Ge-
sundheit 

• Die Lebenserwartung der jun-
gen Menschen beträgt 80,7 
Jahre für Mädchen und 74 Jah-
re für Jungen. 
 

• Rund 2 Millionen junger Men-
schen haben psychische Ge-
sundheitsprobleme. 
 

• 17 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 15 und 24 Jah-
ren sind übergewichtig. 

 
• 9 Prozent der jungen Menschen 

zwischen 15 und 24 Jahren 
sind untergewichtig. 

 
• 60 Prozent der Todesfälle bei 

jungen Menschen zwischen 15 
und 29 Jahren beruhen auf ex-
ternen Ursachen. 

 
• 14.760 junge Menschen zwi-

schen 15 und 29 Jahren star-
ben bei Transportunfällen. 
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• 7.341 junge Menschen zwi-
schen 15 und 29 Jahren star-
ben durch Selbstmord. 

 
• 2.246 junge Menschen zwi-

schen 15 und 29 Jahren star-
ben durch Drogenmissbrauch. 

 
• 1.024 junge Menschen zwi-

schen 15 und 29 Jahren star-
ben durch Tötung oder bei 
Überfällen. 

 
• 467 junge Menschen zwischen 

15 und 29 Jahren starben an 
AIDS/HIV. 

 
• 24 Prozent der jungen Men-

schen zwischen 15 und 29 Jah-
ren rauchen täglich. 

 
• Die erste Trunkenheit liegt im 

Alter zwischen 13 und 14 Jah-
ren. 

 
• 13 Prozent der jungen Men-

schen zwischen 25 und 34 Jah-
ren nehmen Cannabis. 

 
 

 

4.3. Junge Menschen und Freizeit 
 

4.3.1. Die freie Zeit nimmt mit  
zunehmendem Alter ab 
 
Im weitesten Sinne ist Freizeit ein 
Zeitabschnitt, in dem junge Men-
schen entscheiden können, was sie 
tun wollen und mit wem sie zusam-
men sein wollen. Die Freizeit junger 
Menschen ist zeitweise verbunden 
mit potentiell riskantem Verhalten 
(Alkoholkonsum, Rauchen oder Ge-
walt, etc.), bietet aber auch Gele-
genheiten zum Spielen, Entspannen 
und informellen Lernen und der ei-
genen Entwicklung (d. h. außerhalb 
des Rahmens von Bildungseinrich-
tungen). Wie Untersuchungen der 
Vereinten Nationen bestätigt haben, 
spielt dabei Freizeit eine wichtige 
Rolle bei der Unterstützung junger 
Menschen, eine breite Palette vor-
teilhafter Wirkungen für ihre soziale, 
emotionale, berufliche, körperliche, 
geistige und gesellschaftliche Ent-

wicklung und ihr Engagement zu er-
zielen. Diese positiven Effekte haben 
sowohl Auswirkungen auf die per-
sönliche als auch auf die gesell-
schaftliche Entwicklung. 

Mit zunehmendem Alter nimmt der 
Anteil freier Zeit ab, während es eine 
zunehmende Verschiebung hin zu 
Studien- und Arbeitszeit gibt. Tat-
sächlich haben in fast allen Ländern, 
für die Daten verfügbar sind, junge 
Menschen im Alter zwischen 15 und 
19 Jahren in mehr als 20 Prozent ih-
rer gesamten Zeit frei. Dieser Anteil 
reduziert sich um mindestens 24 
Prozent bei Menschen zwischen 30 
und 49 Jahren in allen Ländern, wo-
bei einige Unterschiede zwischen 
den Ländern bestehen. In Bulgarien, 
Frankreich und Großbritannien ha-
ben die Jüngsten (zwischen 15 und 
19 Jahren) weniger als 20 Prozent 
ihrer Zeit frei, während in Deutsch-
land mehr als ein Viertel des Tages 
für Freizeitaktivitäten verfügbar ist.  

Junge Menschen werden nur wenig 
durch Arbeit im Haushalt belastet. 
Der zeitliche Anteil für Hausarbeit ist 
für die 30- bis 49-Jährigen mehr als 
doppelt so hoch als für die 15- bis 
19-Jährigen. 

Fernsehkonsum ist in allen Alters-
gruppen ziemlich populär (Menschen 
verbringen zwischen 5 Prozent und 
10 Prozent ihrer Zeit vor dem Fern-
sehgerät). 
 
 

4.3.2. Freizeitaktivitäten der 15- bis  
30-Jährigen 

Die folgenden Aussagen sind aus ei-
ner Eurobarometer-Erhebung zu jun-
gen Menschen und ihren Freizeitak-
tivitäten abgeleitet. 

Was junge Menschen in ihrer Freizeit 
tun, ist abhängig von unterschiedli-
chen Faktoren wie den eigenen Inte-
ressen und Vorstellungen, den vor-
handenen Möglichkeiten in ihrer 
Nachbarschaft und ihrem verfügba-
ren Budget. 
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Sportliche Betätigungen (entweder 
Laufen, Radfahren oder jede andere 
Sportart), sich mit Freunden treffen, 
Tanzen, Trinken oder Essen sind die 
wesentlichen Aktivitäten junger Eu-
ropäerinnen und Europäer während 
ihrer freien Zeit. 45 Prozent von ih-
nen geben an, dass sie Sport treiben 
und 40 Prozent sagen, sie würden 
mit Freunden ausgehen. Lesen ist 
immer noch für ein Viertel der jungen 
Europäerinnen und Europäer eine 
übliche Art, sich zu unterhalten. Die 
Nutzung von Internet, Videospielen 
und Fernsehen interessiert ein Fünf-
tel von ihnen. Musikhören und Kino- 
oder Theaterbesuche sind ebenfalls 
beliebte Freizeitbeschäftigungen für 
mehr als 15 Prozent der jungen 
Menschen. Hausarbeit (10 Prozent) 
und Einkaufen (7 Prozent) sind unter 
den europäischen Jugendlichen we-
niger beliebt.  
 
Weniger als 5 Prozent der jungen 
Europäerinnen und Europäer geben 
an, für Geld zu arbeiten oder ein In-
strument zu spielen, während die Be-
teiligung in freiwilliger oder gemein-
nütziger Arbeit nur von 2 Prozent der  
Menschen zwischen 15 und 30 Jah-
ren genannt werden (siehe Kapitel 
zu Freiwilligentätigkeiten). 
 

Junge Europäerinnen und Europäer 
neigen zu mehr künstlerischen Akti-
vitäten als die Älteren. Fotografieren 
und Filmen sind bevorzugte Tätigkei-
ten der befragten jungen Europäe-
rinnen und Europäer zwischen 15 
und 24 Jahren, gefolgt von Tanzen 
und Gesang. Ein ziemlich großer 
Prozentsatz junger Menschen (23 
Prozent), und damit deutlich mehr 
als in den älteren Generationen, fin-
det Gefallen am Schreiben, am Ge-
sang oder spielt ein Instrument. 
Schauspielen dagegen ist keine sehr 
beliebte Freizeitaktivität (weniger als 
10 Prozent der befragten Jugendli-
chen hatten das in den vorangegan-
gen 12 Monaten praktiziert). Freizeit 
ist auch jene Zeit für junge Men-
schen, in der sie zusammenkommen 
und etwas unternehmen, wie Kino, 
Aufführungen oder sportliche Veran-
staltungen zu besuchen. 

Obwohl der häusliche Zugang zu 
Filmen durch das Internet sowie 
DVD und Videogeräte erleichtert ist, 
lieben es junge Menschen nach wie 
vor, auszugehen, um Filme auf gro-
ßen Leinwänden zu sehen: Auf eu-
ropäischer Ebene gingen mehr als 
82 Prozent der Jugendlichen zwi-
schen 16 und 24 Jahren mindestens 
einmal im Jahr ins Kino. Bei den 25- 
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bis 29-Jährigen war dies auf 58 Pro-
zent gesunken und geht auf gerade 
39 Prozent bei den über 30-Jährigen 
zurück. 

Der Anteil junger Menschen, die ins 
Kino gehen, ist von Land zu Land 
verschieden und von einer Reihe von 
Faktoren abhängig: die Dichte an Ki-
nos in einem Land, die Eintrittspreise 
und die Filmprogramme. Lettische 
und litauische Jugendliche im Alter 
zwischen 16 und 24 Jahren gehen 
mit 42 Prozent beziehungsweise 37 
Prozent seltener ins Kino. Eine 
Mehrheit der 25- bis 29-Jährigen in 
diesen beiden Ländern hat im voran-
gegangenen Jahr keinen Film im Ki-
no gesehen. Diese Zahlen sind in 
anderen Ländern grundverschieden 
bis hin zu der Aussage, dass mehr 
als ein Drittel der jungen Menschen 
zwischen 16 und 24 Jahren mehr als 
sechsmal im Jahr ins Kino geht. 
 
 

4.3.3. Teilnahme an kulturellen Veran-
staltungen 
 
Die Teilnahme an Live-Aufführungen 
bedeutet nicht nur den Besuch von 
Musik-Festivals bzw. Konzerten, 
sondern ebenso von Theater-, 
Opern-, Ballett- und Tanzaufführun-
gen von Professionellen oder Ama-
teuren. Bei den Jugendlichen ist dies 
weniger beliebt als der Kinobesuch, 
aber eine Mehrzahl von ihnen hat 
mindestens einmal im Jahr 2006 ei-
ne Live-Aufführung gesehen (mit 
Ausnahme von Italien, Malta und Po-
len). 
 
Die Teilnahme an Live-Aufführungen 
ist abhängig von deren Vielfalt und 
der Qualität. Sie sind zudem deutlich 
teurer als ein Kinobesuch, was zu-
mindest ein Grund dafür sein könnte, 
dass der Unterschied hier zwischen 
den Altersgruppen deutlich geringer 
ausgeprägt ist als bei Kinobesuchen. 
So ist etwa in Belgien, Dänemark, 
den Niederlanden, Österreich, Finn-
land, Schweden und Großbritannien 
der Anteil der 25- bis 29-Jährigen, 
die eine bis sechs Live-Aufführungen 
im vorangegangen Jahr gesehen 
haben, höher als der Anteil der 16- 

bis 24-Jährigen. Junge Menschen in 
Österreich nehmen häufiger an Live-
Aufführungen teil als in jedem ande-
ren EU-Mitgliedstaat: Rund 19 Pro-
zent der 16- bis 24-Jährigen besu-
chen Live-Aufführungen mehr als 
sechsmal im Jahr. 
 
 

4.3.4. Teilnahme an Sportveran- 
staltungen 
 
In mehr als der Hälfte der EU-
Mitgliedstaaten besuchte die Mehr-
zahl der 16- bis 24-Jährigen im ver-
gangenen Jahr keine öffentliche 
Sportveranstaltung, unabhängig da-
von, ob diese von Profis oder Ama-
teuren (einschließlich der eigenen 
Kinder oder Geschwister) ausgetra-
gen wurden. 

Im Jahr 2006 gingen rund 20 Prozent 
der jungen Menschen zwischen 16 
und 24 Jahren in der Tschechischen 
Republik, in Deutschland, Estland, 
Griechenland, Frankreich, Italien, Li-
tauen, Polen, Portugal, der Slowakei, 
Finnland, Schweden und Großbri-
tannien ein bis dreimal jährlich zu öf-
fentlichen Sportveranstaltungen. In 
Dänemark (15 Prozent), Irland (21,6 
Prozent), Luxemburg (18,2 Prozent) 
und der Slowakei (17,2  Prozent) je-
doch ging ein beträchtlicher Anteil 
junger Menschen zwischen 16 und 
24 Jahren häufiger als monatlich zu 
einer öffentlichen Sportveranstal-
tung. In Malta besuchten im ganzen 
Jahr 2006 76 Prozent der jungen 
Menschen zwischen 16 und 24 Jah-
ren keine einzige Sportveranstaltung. 
Dasselbe galt für mehr als 60 Pro-
zent der Jugendlichen in Griechen-
land, Ungarn und Großbritannien. 
 
 

4.3.5. Besuch von Kulturstätten 
 
Im Vergleich zu Kinobesuchen und 
Theateraufführungen werden kultu-
relle Ziele sowohl von Jüngeren als 
auch von Älteren weitaus weniger 
frequentiert. In mehr als der Hälfte 
der europäischen Länder geben 
mehr als 50 Prozent der Bevölkerung 
unabhängig vom Alter an, im Jahr 



 

 

90 

2006 keine kulturelle Veranstaltung 
besucht zu haben. 

Im Durchschnitt besuchten 41 Pro-
zent der jungen Menschen zwischen 
16 und 29 Jahren einmal im Jahr ei-
ne Kulturstätte. In mehr als der Hälf-
te der EU-Mitgliedstaaten haben jun-
ge Menschen im Alter von 16 bis 24 
Jahren im Jahr 2006 zwischen ein- 
und sechsmal kulturelle Orte be-
sucht. Allerdings gibt es keine Infor-
mationen darüber, ob diese Besuche 
aus eigenem Antrieb oder im Rah-
men des Schulprogramms erfolgten. 
Ungarn, Österreich und Finnland ge-
ben für 17 Prozent, 16 Prozent und 
15 Prozent der Menschen zwischen 
16 und 24 Jahren an, dass diese 
mehr als sechsmal im Jahr eine Kul-
tureinrichtung besuchen. In Spanien 
und Luxemburg unternehmen mehr 
als 10 Prozent der Menschen zwi-
schen 25 und 29 Jahren mehr als 
sechs kulturelle Besuche im Jahr. 
 
 

4.3.6. Reisen und Tourismus 
 
Europa und seine Bürgerinnen und 
Bürger sind Schlüsselakteure im 
weltweiten Tourismusmarkt: Europa 
ist die wichtigste Tourismusregion, 
sowohl als Ziel als auch als Aus-
gangspunkt. Trotz des stetigen Ab-
sinkens des Marktanteils in den ver-
gangenen zehn Jahren als Folge des 
dramatischen Wachstums in dynami-
schen Regionen wie Asien (insbe-
sondere  Südasien) behauptet  Eu-
ropa nach wie vor die führende Posi-
tion. 
 
Daten über jugendliche Reisende 
und Tourismus sind schwierig aus-
zuwerten, weil sie nicht zeigen, ob 
junge Menschen mit oder ohne ihre 
Eltern reisten und ob sie ihre Reise 
selber finanzierten. Überdies haben 
neue Reisemöglichkeiten in letzter 
Zeit das Reisen erleichtert und für 
junge Menschen billiger gemacht: 
Reiseinformationen und der Zugang 
zu Reiseagenturen sind durch das 
Internet wesentlich einfacher gewor-
den, Billiganbieter verlangen weniger 
und gelockerte Grenzregelungen ha-

ben der jungen Generation geholfen, 
die Welt besser kennenzulernen. 
 
Neue Urlaubsmodelle entstehen und 
zwingen öffentliche und private Tou-
rismusanbieter zur Entwicklung neu-
er Tourismusangebote und Dienst-
leistungen und zum Überdenken ih-
rer Marketing- und Unterstützungs-
strategien. Junge Menschen gehen 
heutzutage häufiger auf kürzere Ur-
laubsreisen. Zum Teil wurden der 
Anstieg der Reisehäufigkeit und die 
Verkürzung der Aufenthalte durch 
das Ausbreiten von Billigfluglinien 
stimuliert. Billigflieger waren im Jahr 
2006 ein wesentlicher Motor des 
Tourismuswachstums in Europa. 

Grob gesagt entspricht die Altersver-
teilung von jungen Menschen, die 
reisen, ungefähr der Altersverteilung 
der gesamten Bevölkerung. In den 
meisten europäischen Ländern, für 
die Daten verfügbar sind, machen 
junge Menschen zwischen 15 und 24 
Jahren weniger als 20 Prozent der 
Gesamtzahl der Urlaubsreisenden 
aus (das sind diejenigen mit  vier 
oder mehr Urlaubsübernachtungen). 
Die baltischen Staaten, Polen, Slo-
wenien und Schweden sind mit ei-
nem höheren Anteil junger Reisen-
der im Verhältnis zur Gesamtzahl der 
Reisenden (zwischen 20 Prozent 
und 30 Prozent) Ausnahmen. Der 
geringste Anteil jüngerer Reisender 
zwischen 15 und 24 Jahren findet 
sich in Zypern (11 Prozent) und 
Frankreich (12 Prozent). 

In fast allen Ländern gibt es keinen 
Unterschied der Altersgruppen be-
zogen auf die Reiseziele. Ferien im 
Ausland sind für Menschen aus Bel-
gien, Dänemark, Deutschland, Litau-
en, Slowenien und Großbritannien 
am beliebtesten, während Urlaub im 
Heimatland vor allem in den Mittel-
meerländern und den südeuropäi-
schen Ländern (Griechenland, Spa-
nien, Frankreich, Italien, Portugal) 
am üblichsten sind – ebenso wie in 
der Tschechischen Republik, Un-
garn, Polen und Finnland.   
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4.3.7. Kultur: Vereint in der Vielfalt 
 
Die Europäische Union ist in erster 
Linie ein Projekt der wirtschaftlichen, 
rechtlichen und politischen Integrati-
on. Dennoch ist sie ebenfalls ein 
„beispielloses und erfolgreiches so-
ziales und kulturelles Projekt“28. Er-
folgreiche Erweiterungen haben zu 
einer Vergrößerung der Vielfalt in der 
europäischen Region geführt und die 
Union hat ihre Fähigkeit bewiesen, 
die Unterschiede und Gemeinsam-
keiten der Mitgliedstaaten in ihrer 
Geschichte, Sprache und den Kultu-
ren zu respektieren. 
 
Junge Menschen unter 30 Jahren 
stellen die erste Generation dar, die 
in einer erweiterten Europäischen 
Union leben und denen die vier Frei-
heiten zugute kommen (freier Wa-
ren-, Dienstleistungs-, Personen- 
und Kapitalverkehr). Tatsächlich be-
zeugt das offizielle Motto der Euro-
päischen Union „Vereint in Vielfalt“ 
den neuen Schmelztiegel, in dem 
junge Europäerinnen und Europäer 
heute leben. 

„Kultur“ zu definieren ist komplex, da 
es sowohl für die schönen Künste als 
auch als Basis für die symbolische 
Welt der Bedeutungen, Meinungen, 
Werte und Traditionen stehen kann, 
die sich in Sprache, Kunst, Religion 
und Mythen ausdrücken. 

Das persönliche Verständnis des 
Wortes „Kultur“ unterscheidet sich 
zwischen den Altersgruppen nicht 
stark: Mehr als ein Drittel der Euro-
päer denkt bei dem Begriff in erster 
Linie an Kunst (Aufführungen oder 
bildende Kunst). Mit zunehmendem 
Alter verstehen die Menschen diesen 
Begriff eher auf diese Weise und 
sind weniger bereit, Kultur als Ver-
bindung zu Sprache und Tradition 
wahrzunehmen. Junge Menschen 
(28 Prozent) ziehen eher als die Älte-
ren in Betracht, dass Traditionen, 
Sprache, Brauchtum und soziale und 

                                                 
28 Communication from the commission to the European 
Parliament, the Council, the European Economic and So-
cial Committee and the Committee of the Regions on a Eu-
ropean agenda for culture in a globalizing world 
{Sec(2007) 570}. 

kulturelle Gemeinschaften ebenso 
zum Bereich der Kultur gehören, 
aber deutlich weniger (20 Prozent) 
rechnen Literatur, Poesie und Thea-
terstücke zur Kultur. 
 
 

4.3.8. Kultur und Multikulturalismus 
 
Multikulturalismus wird im Allgemei-
nen als eine gemeinschaftliche Ver-
pflichtung verstanden, Respekt und 
Wertschätzung gegenüber verschie-
denen Kulturen, die auf einem Ge-
biet zusammenleben, zu lernen, zu 
erhalten und zu erweisen, sei es in 
einem Land, einer Stadt, einer Regi-
on, einer Kommune oder irgendeiner 
anderen Gemeinschaft. 

Die Forschung macht drei neue Ent-
wicklungen hinsichtlich der Interna-
tionalisierung der jungen Menschen 
in Europa aus: die steigende Zahl 
der „Kinder der dritten Kultur“ (d. h. 
der zweiten und dritten Einwande-
rungsgeneration), der wachsende 
Wunsch nach Mobilität (andere Län-
der besuchen, außerhalb des Hei-
matlandes zu studieren oder eine 
Arbeit zu finden) und die zwischen-
staatliche “Zirkulation“ junger, gut 
ausgebildeter Arbeitskräfte. Alle drei 
Entwicklungen, verbunden mit einer 
intensiven Nutzung von Kommunika-
tionstechnologien verstärken die 
multikulturellen Aspekte in europäi-
schen Gesellschaften und vervielfa-
chen die Möglichkeit junger Men-
schen, mit verschiedenen Kulturen in 
Kontakt zu kommen. 

Bei einer Befragung junger Europäe-
rinnen und Europäer über Tätigkei-
ten und Aktivitäten, bei denen ein 
Austausch mit ausländischen Kultu-
ren erfolgt, finden sich rein prakti-
sche Tätigkeiten an der Spitze. Mehr 
als die Hälfte der 15- bis 24-Jährigen 
liebt ausländische Küche im Ver-
gleich zu 32 Prozent bei den über 
55-Jährigen. Rund 30 Prozent der 
jungen Europäerinnen und Europäer 
finden Gefallen daran, Freundschaf-
ten mit Menschen aus anderen eu-
ropäischen Ländern zu schließen 
und mehr als 20 Prozent versuchen, 
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sich mit anderen Kulturen zu mi-
schen, indem sie ins Ausland reisen.  

Die steigende Mobilität innerhalb Eu-
ropas (z. B. durch Studienaustau-
sche, europäische Städtepartner-
schaften, grenzüberschreitende Ar-
beitsmärkte und Tourismus) hat die 
Möglichkeiten der jungen Menschen 
weiterentwickelt, neue Freunde in 
ganz Europa zu finden: Etwas mehr 
als 30 Prozent der jungen Menschen 
geben an, Freunde in anderen euro-
päischen Ländern zu haben. 

Unter den jungen Menschen zwi-
schen 15 und 24 sowie 25 bis 39 
Jahren ist es auch beliebt, fremd-
sprachige Fernsehprogramme und 
Filme im Original zu sehen, während 
nur 13 Prozent der Personen über 50 
dies als eine wichtige Aktivität kultu-
rellen Austausches betrachten. 
 
 

4.3.9. Interkultureller Dialog 
 
Interkultureller Dialog ist mehr als 
das Zusammenleben verschiedener 
Kulturen in einem bestimmten 
Gebiet. Er könnte definiert werden 
als ein Prozess, der einen offenen 
und respektvollen Austausch oder 
eine Interaktion zwischen Einzelnen, 
Gruppen und Organisationen mit 
unterschiedlichem kulturellen Hinter-
grund oder Weltanschauungen 
umfasst. Interkultureller Dialog hat 
folgende Ziele: die Entwicklung eines 
tieferen Verständnisses 
verschiedener Perspektiven und 
Kulturpraktiken, die Förderung von 
Partizipation, von Entschei-
dungsfähigkeit, Wahlfreiheit und 
Gleichheit sowie die Beförderung 
kreativer Prozesse. Die Europäische 
Union proklamierte das Jahr 2008 
zum Europäischen Jahr des interkul-
turellen Dialogs und erkennt an, dass 
die große kulturelle Vielfalt Europas 
einen einmaligen Vorteil für alle Eu-
ropäerinnen und Europäer darstellt. 
Diese Initiative zielt darauf ab, alle in 
Europa Lebenden zu ermutigen, die 
Vorteile des europäischen Kulturer-
bes und die  Möglichkeiten  des  
Lernens von  

anderen kulturellen Traditionen zu 
erkunden.  

Generell lässt sich festhalten, dass 
sich die Menschen zwischen 16 und 
24 Jahren in der EU sehr offen ge-
genüber Menschen aus anderen Tei-
len der Welt zeigen. Fast 61 Prozent 
der jungen Menschen dieser Alters-
gruppe waren bereit, einigen oder 
vielen Menschen anderer ethnischer 
Gruppen die Einwanderung in ihr 
Land zu erlauben, während 39 Pro-
zent dies niemandem oder nur weni-
gen erlauben würden. 

Schaut man die nationalen Ergeb-
nisse an, ist das Bild etwas kontrast-
reicher. In mehr als der Hälfte der 
Länder hält es die Mehrheit der jun-
gen Menschen für denkbar, dass ihr 
Land einigen oder vielen Menschen 
mit anderem ethnischen Hintergrund 
die Einwanderung ermöglichen soll-
te. Dabei gibt es im Verhältnis gerin-
gere Zustimmung in Zypern, Lett-
land, Ungarn, den Niederlanden, Ös-
terreich und Portugal. In Zypern, 
Lettland und Ungarn meinen mehr 
als 60 Prozent der jungen Menschen 
zwischen  16  und  24 Jahren,  dass 
nur wenige Menschen mit einer an-
deren ethnischen Herkunft in ihren 
Ländern leben sollten. 

Alles in Allem geht der Großteil der 
Bevölkerung über 16 Jahren davon 
aus, dass das kulturelle Leben eines 
Landes durch Einwanderer berei-
chert wird. Mehr als 55 Prozent der 
Europäerinnen und Europäer im Al-
ter zwischen 16 und 29 Jahren 
stimmen vollständig oder weitgehend 
der Aussage zu, dass Menschen aus 
dem Ausland, die in ihrem Land le-
ben, das kulturelle Leben bereichern. 
Die Zustimmung zu dieser Aussage 
ist unter den Menschen ab 30 Jahren 
weniger verbreitet. Aber die Vorteile 
des interkulturellen Dialoges werden 
durch den Umstand behindert, dass 
ein Viertel der jungen Menschen in 
der Altersgruppe zwischen 16 und 24 
sowie 25 und 29 Jahren annehmen, 
dass die Kultur durch Einwande-
rungsströme nicht bereichert wird. 
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Dieser Anteil erreicht bei den ab 30-
Jährigen rund 30 Prozent. 

Auf nationaler Ebene zeigen Polen, 
Finnland und Schweden die höchs-
ten Prozentsätze an Menschen (un-
abhängig vom Alter) mit einer positi-
ven Einstellung zur Bereicherung der 
Kultur durch ausländische Men-
schen. Ältere Menschen haben mit 
Ausnahme von Estland, Polen, Por-
tugal und Großbritannien eine ge-
ringfügig weniger positive Einstellung 
zu dieser Aussage. 

 

 

 

 
Kennzahlen zur Freizeit junger 
Menschen 

• Junge Menschen (15 bis 19 
Jahre) genießen einen Anteil 
von 20 Prozent Freizeit an ihrer 
gesamten Zeit. 82 Prozent der 
jungen Menschen im Alter zwi-
schen 16 und 24 Jahren gehen 
mindestens einmal im Jahr ins 
Kino (mit einer Abnahme auf 58 
Prozent bei den 25- bis 29-
Jährigen). 
 

• 45 Prozent der jungen Men-
schen geben an, Sport zu trei-
ben. 
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• 40 Prozent der jungen Men-
schen geben an, mit Freunden 
auszugehen. 
 

• 25 Prozent der jungen Men-
schen geben an, zu lesen. 
 

• 23 Prozent der jungen Men-
schen geben an, zu schreiben, 
zu singen oder ein Instrument 
zu spielen. 
 

• 41 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 16 und 29 Jah-
ren geben an, mindestens ein-
mal im Jahr eine Kulturstätte zu 
besuchen. 
 

• 30 Prozent der jungen Men-
schen geben an, Freunde in 
anderen europäischen Ländern 
zu haben. 
 

• 61 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 16 und 24 Jah-
ren würden es anderen ethni-
schen Gruppen erlauben, in ihr 
Land einzuwandern. 
 

• 55 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 16 und 29 Jah-
ren stimmen der Aussage zu, 
dass Menschen aus fremden 
Ländern ihr kulturelles Leben 
bereichern.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.4. Die digitale Generation 

Auf Grund zunehmender Beliebtheit 
und weil sie erschwinglich geworden 
sind, finden sich heutzutage Compu-
ter in der Mehrzahl der Haushalte in 
ganz Europa. Das hat die Kosten für 
das Internet sinken lassen und es 
verfügbarer gemacht. 
 
 

4.4.1. Junge Menschen spielen eine füh-
rende Rolle bei der Anwendung 
neuer Technologien 
 
Junge Menschen sind im Regelfall 
von neuen Techniken am meisten 
begeistert und sind die ersten, die 
sie übernehmen und verbreiten. Sie 
sind zudem meistens die führenden 
Neuerer im Gebrauch und der Ver-
breitung von Informations- und Kom-
munikationstechnologien. Es scheint 
so zu sein, das die Anwesenheit ei-
nes unselbstständigen Kindes im 
Haushalt ein Anreiz für die Beschaf-
fung eines Computers ist. Im Jahr 
2007 hatten 75 Prozent der Haushal-
te mit mindestens einem unselbst-
ständigen Kind einen Computer, im 
Vergleich zu 50 Prozent aller europä-
ischen Haushalte. 66 Prozent aller 
Haushalte mit einem Computer ha-
ben auch einen Internetanschluss. 
Haushalte mit unselbstständigen Kin-
dern weisen einen deutlich höheren 
Anteil an Internetanschlüssen auf als 
Haushalte ohne Kinder. 

Nützliche Konzepte und Definiti-
onen  
(Eurostat, European Community 
Household Panel ECHP) 

Unselbstständige Kinder umfassen 
zwei Gruppen. Alle Personen unter 
16 Jahren werden als unselbst-
ständige Kinder bezeichnet. Perso-
nen im Alter von 16 bis 24 Jahren, 
die zusammen mit mindestens ei-
nem Elternteil in einem Haushalt 
leben, werden, sofern sie wirt-
schaftlich nicht tätig sind, ebenfalls 
als unselbstständige Kinder be-
zeichnet.  
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Haushalte mit unselbstständigen 
Kindern, so genannte „junge Haus-
halte“ und „Haushalte mittleren Al-
ters“, sind deutlich aufgeschlossener 
für die Verwendung neuer Technolo-
gien als der ältere Teil der Bevölke-
rung. Darüber hinaus sind Eltern mit 
unselbstständigen Kindern deutlich 
eher bereit, einen Computer und ei-
nen Internetanschluss zu haben, weil 
sie diese als ein Instrument der Kin-
dererziehung ansehen.  

Es existiert immer noch eine geogra-
fische Lücke bei dem Zugang zu 
Computern und zum Internet: Mehr 
als 90 Prozent der Haushalte mit ei-
nem unselbstständigen Kind in 
Deutschland, Luxemburg, Sloweni-
en, Finnland und Schweden haben 
einen Computer. Darauf folgen Ös-
terreich (87 Prozent) und Großbri-
tannien (85 Prozent). Der Anteil an 
Haushalten mit unselbstständigen 
Kindern, die einen Zugang zu einem 
Computer und zum Internet haben, 
sinkt auf 56 Prozent in Griechenland 
und 34 Prozent in Rumänien. 

Haushalte ohne Kinder haben eher 
weniger Zugang zu einem Computer 
und zum Internet. Die größten Unter-
schiede zwischen diesen beiden 
Haushaltstypen sind in der Tsche-
chischen Republik, in Zypern und in 
Litauen zu finden. In diesen Ländern 
haben mehr als doppelt so viele 
Haushalte mit Kindern einen Compu-
ter und Internetanschluss als die 
Haushalte ohne Kinder. 
 
 

4.4.2. Eine Generationenlücke bei der In-
formations- und Kommunikations-
technologie 
 
In der Bevölkerung Europas ist der 
tägliche Gebrauch des Computers 
seit 2004 angestiegen. In der Alters-
gruppe der 16- bis 24-Jährigen stieg 
die tägliche Computernutzung von 
50 Prozent im Jahr 2004 auf über 70 
Prozent im Jahr 2007. Diese Ten-
denz ist in allen EU-Ländern zu be-
obachten. Junge Europäerinnen und 
Europäer zwischen 16 und 24 Jah-
ren nutzen den Computer häufiger 
als alle anderen Altersgruppen. Der 

Anteil junger Menschen, die den 
Computer täglich verwenden, liegt in 
Bulgarien, Estland, Griechenland, 
Lettland und Malta doppelt und in 
Polen, Portugal, Rumänien, Slowe-
nien, Lettland und Malta fast dreimal 
so hoch wie der Anteil bei den 45- 
bis 54-Jährigen. In den nordischen 
Ländern und den Niederlanden nut-
zen mehr als 80 Prozent der 16- bis 
24-Jährigen jeden Tag einen Com-
puter, während bei derselben Alters-
gruppe in Bulgarien, Griechenland, 
Zypern und Rumänien die tägliche 
Nutzung 50 Prozent nicht übersteigt. 
 
Das Internet hat seit den ersten Ta-
gen in den späten 1960er-Jahren 
tiefgreifende Veränderungen durch-
laufen und sich zu einer anwender-
freundlichen Kommunikationsinfra-
struktur für alle Bürgerinnen und 
Bürger entwickelt. Einem breiten 
Publikum wurde das Internet Anfang 
der 1990er-Jahre zugänglich. Seine 
Nutzung breitet sich stark aus, und 
der Anteil der täglichen Nutzerinnen 
und Nutzer in der Altersgruppe der 
16- bis 24-Jährigen hat sich zwi-
schen 2004 und 2007 nahezu ver-
doppelt. Die 16- bis 24-Jährigen lie-
gen bei der täglichen Nutzung des 
Internets an der Spitze. Im EU-
Durchschnitt nutzen 59 Prozent der 
16- bis 24-Jährigen das Internet täg-
lich, während der Anteil bei den 25- 
bis 34-Jährigen bei 51 Prozent liegt 
und bei den 45- bis 54-Jährigen 35 
Prozent erreicht. 

In den nordischen Ländern, Estland, 
Lettland, Luxemburg, den Niederlan-
den und Slowenien nutzen mehr als 
70 Prozent der Bevölkerungsgruppe 
der 16- bis 24-jährigen täglich das In-
ternet. Griechenland und Rumänien 
weisen mit 34 Prozent beziehungs-
weise 26 Prozent die niedrigsten 
Werte bei der täglichen Nutzung auf.  

Das Alter ist zwar eine entscheiden-
de Determinante für die Häufigkeit 
der Internetnutzung, aber der Beruf 
oder der Status junger Menschen (ob 
Studierende oder Arbeiterinnen und 
Arbeiter) ist ebenfalls von Bedeu-
tung. Das Internet wird in Schulen 
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und Universitäten im Regelfall als 
Unterrichtsinstrument genutzt. 

Fast 80 Prozent der Studierenden in 
den EU-Mitgliedstaaten benutzen 
täglich den Computer und 68 Pro-
zent von ihnen täglich das Internet. 
Nur 7 Prozent der europäischen Stu-
dierenden benutzen das Internet 
überhaupt nicht.  
 
 

4.4.3. E-Mobilität 
 
Individuelle Internetanschlüsse in 
Kombination mit der Verbreitung von 
Breitbandverbindungen haben das 
Internet zunehmend auch für die 
Menschen zu Hause zugänglich ge-
macht. Während im Jahr 2004 mehr 
als 30 Prozent der jungen Menschen 
das Internet an Orten wie Internetca-
fés, öffentlichen Bibliotheken und 
Verwaltungsgebäuden nutzten, ten-
dieren junge Menschen inzwischen 
mehr und mehr zur Nutzung des 
Internets zu Hause. Im Jahr 2004 
nutzten weniger als 50 Prozent der 
jungen Bevölkerung das Internet zu 
Hause. Dieser Anteil ist im Jahr 2007 
auf annähernd 70 Prozent gestiegen. 
 
Unabhängig vom Alter ist das eigene 
Zuhause der übliche Ort der Compu-
ternutzung. Für die Menschen im Al-
ter von 16 bis 24 Jahren ist der be-
vorzugte Ort zu Hause und in der 
Bildungseinrichtung, während die äl-
teren Menschen den Computer zu 
Hause und bei der Arbeit nutzen. 
Ausnahmen sind die Tschechische 
Republik, Ungarn und die Slowakei 
mit einem vorrangigen Internetzu-
gang in den Bildungseinrichtungen.  
 
Junge Menschen zwischen 16 und 
24 Jahren nutzen Bildungseinrich-
tungen insgesamt sehr häufig für den 
Internetzugang. Über 50 Prozent der 
jungen Menschen aus der Tschechi-
schen Republik, Dänemark, den bal-
tischen Staaten, Ungarn, den Nieder-
landen, Polen, Slowenien, der Slo-
wakei und Finnland nutzen das In-
ternet in ihren Bildungseinrichtungen, 
während in anderen europäischen 
Ländern der Anteil unter 30 Prozent 
verbleibt, obwohl es sich bei den Bil-

dungseinrichtungen auch dort um 
den am zweithäufigsten genutzten 
Zugang handelt. Für die Altersgrup-
pe der 25- bis 34-Jährigen sind Bil-
dungseinrichtungen für die Nutzung 
von Internetzugängen nicht mehr so 
beliebt, da die meisten Menschen in 
dieser Altersgruppe ihre formale Bil-
dung abgeschlossen und ihre Ar-
beitskarriere begonnen haben.  

In Frankreich und Finnland ist es üb-
lich, das Internet bei Freunden zu 
nutzen. In diesen Ländern nutzen 53 
Prozent beziehungsweise 67 Prozent 
der jungen Menschen zwischen 16 
und 24 Jahren einen Internetzugang 
bei Freunden. Bei den 25- bis 34-
Jährigen liegen diese Werte bei 41 
Prozent in Frankreich und 51 Pro-
zent in Finnland. 

Internetcafés sind bei jungen Men-
schen zwischen 16 und 24 Jahren 
auch ziemlich beliebt, vor allem in 
Griechenland, wo 24 Prozent dieser 
Gruppe Internetcafés für den Zugang 
in das Internet nutzen, aber auch in 
Slowenien (18 Prozent), Polen (14 
Prozent), Spanien und Portugal (je 
13 Prozent). Bei der Bevölkerungs-
gruppe der 25- bis 34-Jährigen zeigt 
nur Spanien eine bedeutende Nut-
zung der Internetcafés (10 Prozent). 
In den übrigen europäischen Län-
dern gibt es eine auffallende Ab-
nahme der Nutzung von Internetca-
fés durch die älteren Altersgruppen.  

Den Menschen im Alter von 25 bis 
34 Jahren ermöglicht der Arbeits-
platz den Zugang zum Internet. In 
den Niederlanden nutzen mehr als 
60 Prozent den Arbeitsplatz für eine 
Verbindung ins Internet. Auf der an-
deren Seite liegt dieser Anteil in Ru-
mänien bei nur 16 Prozent.   
 
 

4.4.4. Digitale Kompetenzen 
 
Digitale Kompetenzen beschreiben 
nicht nur rein technische Fertigkei-
ten, sondern fachübergreifende und 
kognitive Fähigkeiten sowie die Fä-
higkeit  zu Problemlösungen ebenso 
wie ein grundlegendes Verständnis 
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der neuen Kommunikationsstrate-
gien. Genau genommen beschreibt 
das „Europäische Forum für digitale 
Kompetenz“ drei zentrale Kategorien 
für digitale Kompetenz (Praxiskom-
petenz, Anwenderkompetenz und 
Kompetenz bei elektronischen Ge-
schäftsprozessen), die allerdings nur 
teilweise durch verfügbare Daten er-
fasst sind. 
 
Die Entwicklung von Computerkom-
petenzen hilft auch bei der Entwick-
lung neuer sozialer Beziehungen, 
wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit 
und Innovationen in Europa. Schließ-
lich kann das Fehlen angemessener 
digitaler Kompetenz zu einem größe-
ren Risiko der Ausgrenzung führen. 

Nützliche Konzepte und  
Definitionen  
(Europäische Kommission, Gene-
raldirektion Unternehmen und In-
dustrie) 

Das „Europäische Forum für digita-
le Kompetenz“ hat eine Definition 
für „digitale Kompetenz“ verab-
schiedet, die Folgendes umfasst: 

Praxiskompetenz: die erforderlichen 
Fähigkeiten zu Forschung, Entwick-
lung, Gestaltung, Strategieplanung, 
Management, Produktion, Bera-
tung, Vermarktung, Verkauf, Integ-
ration, Installation, Administration, 
Unterstützung und Betreuung von 
Systemen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IuK)
Anwenderkompetenz: die erforder-
lichen Fähigkeiten für die effektive 
Anwendung von IuK-Systemen und 
Geräten durch den Einzelnen. IuK-
Anwender setzen die Systeme als 
Werkzeuge zur Unterstützung ihrer 
eigenen Arbeit ein. Anwenderkom-
petenzen umfassen den Gebrauch 
üblicher Programme und spezieller 
Anwendungen zur Unterstützung 
von Geschäftsprozessen. Allgemein 
ausgedrückt, handelt es sich um 
„digitale Medienkompetenz“. Digita-
le Medienkompetenz umfasst den 
sicheren und kritischen Umgang mit 
IuK-Technologien bei der Arbeit, in 
der Freizeit und Kommunikation un-

termauert durch grundlegende IuK-
Fertigkeiten: der Gebrauch des 
Computers zum Abfragen, Auswer-
ten, Speichern, Anfertigen, Präsen-
tieren und Austauschen von Infor-
mationen und um damit in Gemein-
schaftsnetzwerken über das Inter-
net zu kommunizieren und sich zu 
beteiligen. 

Kompetenz bei elektronischen Ge-
schäftsprozessen: die erforderli-
chen Fähigkeiten, um folgende 
Möglichkeiten zu nutzen, die sich 
durch die IuK-Technologie, insbe-
sondere das Internet, ergeben: das 
Sicherstellen effizienterer und effek-
tiverer „Auftritte“ unterschiedlicher 
Organisationstypen, die Erkundung 
von Möglichkeiten für neue Wege 
der Ausführung wirtschaftlicher, 
administrativer und organisatori-
scher Abläufe und/oder zur Etablie-
rung neuer Geschäftsbereiche. 

 
In Bezug auf Computerkompetenz 
gibt es eine große Lücke zwischen 
den Niveaus der Menschen zwi-
schen 16 und 24 Jahren und der 
Menschen zwischen 45 und 54 Jah-
ren. Im Jahr 2007 waren 41 Prozent 
der Europäerinnen und Europäer 
zwischen 16 und 24 Jahren in der 
Lage, mindestens fünf oder sechs 
verschiedene computergestützte Tä-
tigkeiten auszuführen. Dieser Wert 
sinkt mit zunehmendem Alter auf 35 
Prozent bei den Menschen zwischen 
25 und 34 Jahren, auf 26 Prozent bei 
den 35- bis 44-Jährigen und auf nur 
noch 18 Prozent bei den Menschen 
zwischen 45 und 54 Jahren. Ein ge-
nauerer Blick auf die europäischen 
Länder offenbart einige Unterschie-
de. In Dänemark, Irland, den Nieder-
landen, Finnland und Schweden ist 
die Computerkompetenz bei den 
hochkompetenten Computernutzern 
zwischen 25 und 34 Jahren höher 
als bei den 16- bis 24-Jährigen. Die-
ser Unterschied kann auch mit der 
Art und Weise der Aneignung der 
Computerkompetenzen erklärt wer-
den (Selbstaneignung, Gruppen 
u.a.). 
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Digitale Kompetenz kann auf ver-
schiedenen Lernwegen erworben 
werden (formal, nicht-formal oder in-
formell). Die Daten machen deutlich, 
dass die Menschen in der Regel 
mehrere dieser verschiedenen Mög-
lichkeiten zur Verbesserung ihrer 
persönlichen Fähigkeiten nutzen.  

Auf der Ebene der 27 EU-Staaten 
werden digitale Kompetenzen bei 
den jungen Menschen oft durch 
„learning by doing“ mittels Spielen 
am Computer erworben (72 Prozent 
der Menschen zwischen 16 und 24 
Jahren und 66 Prozent der 25- bis 
34-jährigen verbessern ihre Kennt-
nisse selbst). Aber häufig wird auch 
um informelle Unterstützung durch 
Kollegen, Freunde und Familienmit-
glieder gebeten (65 Prozent bei den 
16- bis 24-Jährigen und 59 Prozent 
bei den Menschen zwischen 25 und 
34 Jahren). Formale Bildungseinrich-
tungen sind eher bei den jüngeren 
(zwischen 16 und 24 Jahren) ein be-
liebter Ort zum Erwerb digitaler 
Kompetenzen. Dies ist wahrschein-
lich dem Umstand geschuldet, dass 
Bildung im Bereich der Informations-
technologie sich in den vergangenen 
Jahren an den Schulen Europas 
deutlich verbreitet hat (seit 2002/ 
2003 haben die meisten europäi-
schen Staaten IuK in ihre verpflich-
tenden Lehrpläne sowohl in der Pri-
mar- als auch in der Sekundarstufe 
als eigenständiges Lehrfach oder als 
Instrument für andere Lehrfächer 
eingefügt). 

In allen europäischen Ländern kom-
binieren junge Menschen zwischen 
16 und 24 Jahren alle oder einige 
dieser drei Möglichkeiten zur Ver-
besserung ihrer digitalen Fähigkei-
ten, aber die Rangfolge unterschei-
det sich zwischen den Ländern. In 
Deutschland bitten junge Menschen 
beispielsweise häufiger um informel-
le Unterstützung (91 Prozent der Al-
tersgruppe), als dass sie im Stile des 
„learning by doing“ (87 Prozent) oder 
in formalen Bildungseinrichtungen 
lernen (69 Prozent). In den meisten 
Ländern mit Ausnahme von Estland 
(69 Prozent), Frankreich (53 Pro-
zent) und Schweden (50 Prozent) 

erwerben weniger als die Hälfte der 
jungen Menschen zwischen 16 und 
24 Jahren ihre Fertigkeiten durch 
Selbststudium unter Verwendung 
von Büchern, CD-ROMs oder ande-
ren Materialien. 

Menschen zwischen 25 und 34 Jah-
ren nutzen die gleichen Mittel zum 
Erwerb ihrer digitalen Kompetenzen 
wie die Jüngeren. Es ist zudem zu 
betonen, dass sie in größerem Um-
fang als die Jüngeren ihre Fertigkei-
ten durch Selbststudium, Fortbil-
dungskurse und in Erwachsenenbil-
dungseinrichtungen erwerben. In 
mehr als der Hälfte der Länder ha-
ben mehr als 10 Prozent in dieser Al-
tersgruppe einen derartigen Fortbil-
dungskurs besucht.  

Jungen und Mädchen erwerben ihre 
digitalen Fertigkeiten auf dieselbe 
Weise mit einer leichten Vorliebe für 
formalisierte Schulung bei den Frau-
en zwischen 16 und 24 Jahren.  

Nützliche Begriffe und Definitio-
nen – Unterschiedliche Compu-
ternutzung 
(Eurostat – Statistics on the Infor-
mation Society) 

Versenden und empfangen von 
E-Mails: Das umfasst die Nutzung 
von E-Mails, etwa um Nachrichten 
an Freunde zu senden oder Infor-
mationen über Waren und Dienst-
leistungen zu erhalten. 

Internettelefonie / Videokonfe-
renzen: Das Telefonieren über das 
Internet ist eine recht preiswerte 
Möglichkeit der Kommunikation und 
wird vor allem in Unternehmen zur 
Senkung der Telefonkosten ge-
nutzt. Die Nutzer sind sich dabei 
möglicherweise nicht bewusst, dass 
sie über eine Internetverbindung 
(Voiceover-IP oder VoIP) telefonie-
ren. Next Generation VoIP und 
P2P-Telefonie werden zunehmend 
wichtig. Der Nutzer muss ein klei-
nes Programm (wie etwa Skype) 
installieren, um kostenlose Telefo-
nate über das Internet mit jedem 
führen zu können, der ebenfalls 
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über diese Software verfügt. In der 
Regel ist es auch möglich, mit Fest-
netzanschlüssen oder Handy über 
einen Pre-Paid-Kredit zu telefonie-
ren. Videokonferenzen ermöglichen 
audiovisuelle Kommunikation zwi-
schen zwei oder mehr Gruppen 
oder Personen. Videokonferenzen 
sind bei Firmen weiter verbreitet 
und ersetzen die Notwendigkeit für 
persönliche Besprechungen. 

Anderes (Nutzung von Chats, 
Messenger u. a.): Chats können 
von zwei oder mehr Personen zum 
Zweck der Kommunikation verwen-
det werden. Diese Kommunikation 
erfolgt (ähnlich wie E-Mails) schrift-
lich. Diese Form deckt auch Sofort-
nachrichten ab, so dass Echtzeit-
kommunikation zwischen Personen 
auf der Basis von geschriebenem 
Text möglich wird. 

Suche nach Informationen über 
Waren und Dienstleistungen: 
Gemeint ist die Verwendung des 
Internets, um sich über Waren wie 
Filme, Musik, Videospiele, Bücher, 
E-Learning-Material, Kleidung, 
elektronische Geräte, Computer-
Software oder Dienstleistungen wie 
Bankgeschäfte, Finanz- oder 
Gesundheitsdienste zu informieren. 
Es umfasst keine Geschäfte wie z. 
B. den Kauf von Waren oder 
Dienstleistungen (obwohl jemand 
im Regelfall sich zunächst über ein 
Produkt oder eine Dienstleistung in-
formiert bevor er es tatsächlich er-
werben will). 

Nutzung von Angeboten für Rei-
sen und Unterkünfte: Dies meint 
die Nutzung des Internet zur Infor-
mation über oder Kauf von Waren 
und Dienstleistungen für Reisen 
und Unterkünfte, beispielsweise 
Fahrkarten, Hotel- oder jede andere 
Form der Unterkunft oder Internet-
seiten, die Informationen für Touris-
ten anbieten. 

Web-Radio oder Web-Fernsehen: 
Dies umfasst sowohl Echtzeitüber-
tragungen als auch Radio oder 
Fernsehen auf Abruf (d. h. der  

Nutzer kann das aufgezeichnete 
Programm später hören oder se-
hen). 

Spielen oder Herunterladen von 
Spielen, Bildern, Filmen oder 
Musik: Dies meint in der Tat das 
Herunterladen von Spielen, Bildern, 
Filmen oder Musik zum Zwecke der 
Nutzung. 

Software-Download: Das umfasst 
das Herunterladen von kostenlosen 
oder kostenpflichtigen Computer-
programmen. 

Lesen oder Herunterladen von 
Online-Tageszeitungen oder -
Magazinen: Das umfasst alle Arten 
von kostenlosen oder kostenpflicht-
igen Online-Tageszeitungen und -
Magazinen.  
 
Suche nach einem Arbeitsplatz 
oder Versenden einer Bewer-
bung: Das beinhaltet die Suche 
nach besonderen Internetseiten für 
Jobsuche oder das Versenden ei-
ner Bewerbung für einen Job. Das 
Versenden einer Bewerbung wird 
dann dieser Kategorie zugeordnet, 
wenn es über das Internet versandt 
wurde. 
 
Suche nach gesundheitsbezoge-
nen Informationen (z. B. über 
Verletzungen, Erkrankungen, Er-
nährung, Gesundheitsvorsorge 
etc.): Dieser Punkt bezieht sich auf 
die Nutzung des Internets im Zu-
sammenhang mit Fragen der Ge-
sundheit. Der Bereich ist auf den 
privaten Zweck beschränkt; profes-
sionelle Nutzung wird hier nicht er-
fasst. Privatpersonen sind dabei 
nicht auf persönliche Fragestellun-
gen beschränkt, die Internetnutzung 
kann auch Fragen zur Gesundheit 
anderer Familienmitglieder oder 
Freunde umfassen. Inbegriffen ist  
auch das generelle Suchen über 
Suchmaschinen (wie Google oder 
Yahoo!), wenn dabei Schlüsselwör-
ter aus einem der gemeinten Berei-
che verwendet werden. Dieser Be-
reich umfasst auch speziellere Su-
chen auf spezialisierten Seiten wie 



 

 

100 

die des Gesundheitsministeriums, 
von Verbänden oder Interessen-
gruppen. Es umfasst auch Aktivitä-
ten wie die Online-Terminverein-
barung mit einem Arzt, die Online-
Anforderung eines Rezeptes oder 
die Suche nach einer medizini-
schen Online-Beratung durch einen 
Arzt.  
 
Bankgeschäfte per Internet: Dies 
umfasst elektronische Geschäfts-
vorgänge mit einer Bank für Bezah-
lungen, Überweisungen etc. und für 
Informationen über das Konto. 
Elektronische Geschäfte für andere 
Formen finanzieller Dienstleistun-
gen werden von dieser Kategorie 
nicht erfasst.  
 
Verkauf von Waren oder Dienst-
leistungen (z. B. durch Auktio-
nen): Der Online-Verkauf von Wa-
ren oder Dienstleistungen erfordert 
keineswegs auch eine elektroni-
sche Bezahlung, d. h. auch wenn 
der Geschäftsvorgang oder Handel 
online erfolgt ist, kann die Bezah-
lung oder die Zustellung unabhän-
gig davon erfolgen. Das Einstellen 
einer Anzeige auf einer Internetsei-
te, um beispielsweise ein gebrauch-
tes Fahrrad oder eine nicht benötig-
te Eintrittskarte für eine Veranstal-
tung zu verkaufen, wird hier nicht 
als ein entsprechender Handel ver-
standen, da die eigentliche Trans-
aktion in der Regel nicht in einer 
automatisierten Weise online er-
folgt, sondern über einen Anruf 
oder eine E-Mail. 
 
Informationsbeschaffung von In-
ternetseiten staatlicher Behör-
den: Das umfasst die Suche nach 
jeder Form von Information von den 
Webseiten staatlicher Autoritäten, 
womit die Seiten lokaler und staatli-
cher Verwaltungen gemeint sind. 

Herunterladen offizieller Formu-
lare: Das umfasst das Herunterla-
den offizieller Vordrucke staatlicher 
Behörden für jeden Zweck (z. B. zur 
Information oder um eine Leistung 
zu beantragen). 

Versenden ausgefüllter Vordru-
cke: Das umfasst ausgefüllte Vor-
drucke, die nur per Internet ver-
sandt werden (Internetseiten staat-
licher Behörden). Heruntergeladene 
Vordrucke, die dann ausgedruckt, 
ausgefüllt und auf dem Postweg 
versandt werden, fallen nicht in die-
se Kategorie. 

 
 

4.4.5. Internetnutzung 
 
Der erste Schritt zur Internetnutzung 
ist ein vertrauter Umgang mit dem 
Computer. Es scheint so zu sein, 
dass die meisten jungen Menschen 
die grundlegenden Funktionen des 
Internets beherrschen (Nutzen von 
Suchmaschinen, Versenden von E-
Mails mit Anhängen oder das Ver-
senden von Nachrichten in einem 
Chat), aber weniger wissen, wie man 
eine Internetseite anfertigt oder über 
das Internet telefoniert. 

Die Verwendung des Internets als 
Suchmaschine ist die am meisten 
verbreitete digitale Kompetenz in der 
europäischen Gesellschaft, gefolgt 
vom Anhängen von Dateien an E-
Mails und dem Versenden von Nach-
richten in Chat-Räumen. Das trifft für 
alle Altersgruppen zu, wobei der An-
teil von Menschen mit dieser Art von 
Kompetenzen mit zunehmendem Al-
ter absinkt.  

Menschen zwischen 16 und 24 Jah-
ren haben das Internet als Kommu-
nikationsmittel in ihr Leben integriert. 
Mit Ausnahme von Rumänien und 
Zypern (wo der Prozentsatz keine 50 
Prozent erreicht) weiß die große 
Mehrzahl der Bevölkerung im Alter 
von 16 bis 24 Jahren, wie eine E-
Mail mit Anhang verschickt wird. In 
Dänemark, Estland, den Niederlan-
den und Finnland ist fast die gesam-
te Bevölkerung dazu in der Lage. 

Der Anteil von Personen mit der Fä-
higkeit, E-Mails mit Anhang zu ver-
senden, sinkt in der Altersgruppe im 
Hinblick auf die jeweils vorhergehen-
de Altersgruppe (mit Ausnahme von 
Irland, wo es leicht ansteigt). Der 
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größte Unterschied zwischen den 
beiden Altersgruppen ist in Litauen 
und Portugal zu sehen, wo das Ab-
sinken mehr als ein Viertel beträgt.  

Ein Blick auf andere Internetkompe-
tenzen wie das Versenden von Bot-
schaften in Chats oder der Internet-
telefonie zeigt, dass diese ebenfalls 
geläufig sind. Bezüglich der Nutzung 
des Internets für Telefonanrufe ist 
der Unterschied zwischen den Al-
tersgruppen nicht sehr groß. Die Ge-
staltung von Internetseiten ist deut-
lich weniger beliebt.  

Die Jugend Europas liebt es, sich In-
formationen durch Internet-Such-
funktionen zu beschaffen. Sie gehen 
von zu Hause aus im Internet ein-
kaufen, sie spielen Spiele mit Freun-
den, die sie nie gesehen haben, sie 
eröffnen ein Internetkonto und hören 
Musik. Ihre Aktivitäten sind die glei-
chen wie bei den älteren Generatio-
nen, sie nutzen nur neue Wege. Das 
trifft vor allem mit Blick auf die Kom-
munikation zu. Die jüngsten Genera-
tionen haben neue Wege zur Interak-
tion mit ihrer Welt durch das Internet 
und ihre Computer entwickelt. 

Europäerinnen und Europäer aller 
Altersgruppen nutzen das Internet 
zum Zweck der Kommunikation. Tat-
sächlich ist dies bei 85 Prozent oder 
mehr der Internetnutzer aller Alters-
gruppen so, aber junge Menschen 
neigen im Verhältnis zu den Älteren 
eher dazu, eine größere Bandbreite 
der Kommunikationsmöglichkeiten 
wie Chats oder Messengers zu nut-
zen. 

Die zweithäufigste Aktivität ist das 
Suchen nach Informationen über 
Waren und Dienstleistungen, wobei 
auffällt, dass ältere Europäerinnen 
und Europäer aus dieser Anwendung 
einen größeren Nutzen ziehen, als 
die jüngeren. Junge Menschen da-
gegen spielen häufiger oder laden 
Spiele und Musik herunter als die äl-
teren Menschen. 

Internet ist zudem ein Weg für junge 
Menschen, sich ihren künftigen Ar-

beitgeber zu suchen: Annähernd 30 
Prozent von ihnen haben spezielle 
Internetseiten für die Jobsuche oder 
die Bewerbung um einen Job ge-
sucht. Das sind 10 Prozent mehr als 
im Vergleich zu älteren Personen. 

Jüngere Menschen nutzen jedoch 
weniger als die Älteren das Internet 
zur Interaktion mit staatlichen Behör-
den oder für Internet-Bankgeschäfte. 

Abgesehen vom Umfang der Inter-
netkommunikation, die sich in dem 
hohen Gebrauch des Internets beim 
Senden und Empfangen von E-Mails 
ausdrückt, nutzen mehr als 50 Pro-
zent der jungen Menschen zwischen 
16 und 24 Jahren das Internet, um 
Musik und Spiele herunterzuladen. 
Weniger als 50 Prozent der jüngeren 
Bevölkerung nutzen das Internet für 
Lernzwecke und Jobsuche. Zu guter 
Letzt ist das Internet in den letzten 
Jahren ein zuverlässiger Weg für fi-
nanzielle Transaktionen geworden. 
Grund ist die Entwicklung von 
Sicherheitssystemen, die es für grö-
ßere Teile der Gesellschaft, insbe-
sondere die Jüngeren, sicherer er-
scheinen lassen, das Internet für 
Bankgeschäfte zu nutzen. Allerdings 
nutzen junge Europäerinnen und Eu-
ropäer das Internet weniger (als die 
Älteren) dafür, wahrscheinlich weil 
sie bislang kein regelmäßiges Ein-
kommen haben und keine regelmä-
ßigen Bankgeschäfte vornehmen. 

Es wird deutlich, dass auf die Ent-
wicklung des Internets bezogen, das 
Versenden von E-Mails an erster 
Stelle liegt, gefolgt von Reise- und 
Übernachtungsbuchungen. Das Her-
unterladen von Musik ist eine andere 
wichtige Aktivität, die in den vergan-
genen vier Jahren um 10 Prozent 
angestiegen ist. Die Nutzung des 
Internets für Bildungszwecke bleibt 
stabil, während das Internet für die 
Jobsuche ein nützliches Instrument 
geworden ist. 

Bei der Internetnutzung gibt es eini-
ge Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern. Jungen und Mädchen 
nutzen das Internet zunehmend für 
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Zwecke der Kommunikation (wie so-
ziale Netzwerke) und zum Versen-
den von E-Mails und in geringerem 
Ausmaß zur Interaktion mit staatli-
chen Behörden, zur Jobsuche oder 
um elektronische Bankgeschäfte zu 
erledigen. Mehr Männer als Frauen 
im Alter von 16 bis 24 Jahren nutzen 
das Internet zum Spielen; das ist der 
auffälligste Unterschied zwischen 
den Geschlechtern. Frauen sind 
mehr an Informationen über Ge-
sundheit und Reisen interessiert, 
während Männer mehr Aufmerksam-
keit auf Unterhaltung wie Spiele, 
Neuigkeiten, Telefongespräche und 
Radio legen.   
 
 

4.4.6. Elektronischer Handel 
 
Kleidung, Sportartikel, Bücher und 
Magazine sind die bevorzugten Gü-
ter, die über elektronischen Handel 
erworben werden (Interneteinkauf). 

Laut der Gemeinschaftsbefragung 
von Eurostat bezüglich der IuK-
Nutzung in Haushalten und bei Ein-
zelpersonen bevorzugen Personen 
im Alter von 16 bis 24 Jahren den 
Kauf von Kleidung und Sportartikeln, 
gefolgt von Filmen und Musik. Mehr 
als 20 Prozent nutzen das Internet 
für kulturelle und Freizeitaktivitäten, 
z. B. zum Erwerb von Büchern, Ma-
gazinen und Material für E-Learning 
sowie Karten für kulturelle Veranstal-
tungen. In dieser Altersgruppe nut-
zen weniger als 10 Prozent den In-
terneteinkauf für Computerprogram-
me, Computerteile oder elektroni-
sche Geräte. Betrachtet man die Al-
tersgruppe der 25 bis 34-Jährigen, 
so ändert sich die Vorliebe. Auch 
wenn Kleidung und Sportgeräte die 
erste Position behaupten, kaufen 
mehr als 15 Prozent der 25 bis 34-
Jährigen Bücher, Magazine und E-
Learning-Material über das Internet.  

Einkaufen über das Internet ist unter 
den europäischen Internetnutzerin-
nen und -nutzern noch nicht sehr 
weit verbreitet und weist große Un-
terschiede zwischen den Ländern 
auf. Tatsächlich haben in den meis-
ten Ländern weniger als 10 Prozent 

derjenigen, die das Internet nutzen, 
Waren wie Bücher, Filme und Musik, 
Hardware, Computerprogramme, 
elektronische Geräte oder Kleidung 
auf diese Weise gekauft. Menschen 
in Deutschland, Frankreich, Luxem-
burg, den Niederlanden, Österreich, 
den nordischen Ländern und Groß-
britannien waren im Jahr 2007 beim 
Kauf über das Internet am aktivsten. 
Auf der anderen Seite erwarben in 
Bulgarien, Griechenland, Litauen, 
und Rumänien 3 Prozent oder weni-
ger Menschen in jeder Altersgruppe 
derartige Waren über das Internet. 

Internetnutzerinnen und -nutzer zwi-
schen 25 und 34 Jahren erwerben im 
Verhältnis häufiger als die Jüngeren 
Waren über das Internet. Das trifft für 
fast alle Länder und die meisten der 
hier aufgeführten Warengruppen zu. 

Kleidung (und Sportartikel) sind 
ebenso wie Musik und Filme die 
meisten Waren und Dienste, die in 
Dänemark, Deutschland, Finnland, 
Schweden und Großbritannien durch 
junge Menschen zwischen 16 und 24 
Jahren über das Internet erworben 
werden. Tatsächlich erwarben im 
Jahr 2007 mehr als 24 Prozent (aber 
weniger als 40 Prozent) der Internet-
nutzer dieser Altersgruppe derartige 
Waren. In annähernd der Hälfte aller 
Länder kaufen die Menschen mehr 
Bücher, Magazine und E-Learning-
Material als jede andere Ware. Für 
Kleidung und Sportartikel ist das in 
Belgien, Frankreich, Zypern, den 
Niederlanden, Polen, Slowenien und 
Rumänien der Fall. Nur in fünf Län-
dern (Dänemark, Irland, Malta, 
Schweden und Großbritannien) liegt 
in dieser Altersgruppe der Kauf von 
Musik und Filmen  an erster Stelle. 

Kernaussagen zur digitalen und 
Internetgeneration 

• 70 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 16 und 24 
Jahren nutzen den Compu-
ter täglich (2007 im Ver-
gleich zu 50 Prozent im Jahr 
2004). 
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• 59 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 16 und 24 
Jahren nutzen täglich das 
Internet. 

• 41 Prozent der jungen Men-
schen zwischen 16 und 24 
Jahren beherrschen bis zu 
fünf verschiedene Compu-
teraktivitäten (18 Prozent 
bei den 35 bis 44-Jährigen). 

• 30 Prozent der jungen Men-
schen erklären, dass sie 
das Internet für die Suche 
nach einer Arbeitsstelle nut-
zen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

5. Forschungsbasierte Empfeh-
lungen für politische Ent-
scheidungsträger und Fach-
kräfte der Jugendhilfe 

Die Europäische Kommission hat 
mehrere jugendbezogene Untersu-
chungsprojekte im Rahmen des vier-
ten, fünften, sechsten und siebten 
Forschungsrahmenprogramms (von 
1996 bis 2013) unterstützt. Der Be-
richt „Europäische Forschungen zur 
Jugend“ untersucht die bislang be-
kannten Ergebnisse und analysiert 
einige regelmäßig wiederkehrende 
Themen, die für politische Entschei-
dungsträger ebenso von Interesse 
sind, wie für Personen, die mit jun-
gen Leuten arbeiten.29 

Der Bericht enthält eine Reihe von 
Empfehlungen für politische Ent-
scheidungsträger in Bezug auf Inhal-
te und Methoden. Einige dieser Emp-
fehlungen befassen sich mit der Art 
der Politikgestaltung im Allgemeinen, 
indem sie Themen des bürgerschaft-
lichen Engagements und der Ver-
meidung von Ausgrenzung sowie er-
folgversprechende Praktiken benen-
nen. Andere Empfehlungen verwei-
sen unmittelbarer auf politische In-
halte und bieten Ratschläge, wie 
Probleme im Zusammenhang mit der 
Teilhabe junger Menschen an Be-
schäftigung, mit ihrem Übergang von 
Bildung und Ausbildung zur Arbeits-
welt und schließlich mit ihrer Beteili-
gung in der Gesellschaft als ver-
pflichtete und engagierte Bürgerin-
nen und Bürger angemessen bear-
beitet werden können. 

Die Empfehlungen werden in zwei 
Abschnitten vorgelegt: 

Der erste Abschnitt der Empfehlun-
gen richtet sich an politische Ent-
scheidungsträger im Allgemeinen, 
um über gute Beispiele für den Pro-
zess der Politikgestaltung zu unter-
richten. Ein zweiter Abschnitt bein-

                                                 
29 Diese Empfehlungen erschienen im Policy Review "Eu-
ropean Research on Youth" (Europäische Kommission, 
April 2009). Die Publikation ist erhältlich unter: 
http://ec.europa.eu/research/socialsciences/library_en.html
. 
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haltet Empfehlungen mit besonderer 
Bedeutung für diejenigen, die im ju-
gendpolitischen Arbeitsfeld tätig sind 
und die mit Themen wie Ausgren-
zung, erfolgreicher Übergang zur Ar-
beitswelt und Bürgerschaft befasst 
sind. 
 
 

5.1. Empfehlungen für politische Ent-
scheidungsträgerinnen und Ent-
scheidungsträger 

 
 Um gute Praxis sicherzustellen, soll-

ten politische Entscheidungen als ein 
Prozess verstanden werden: 

 
(1) der alle Schlüsselakteure, Inte-

ressenvertreter und die zu errei-
chende Öffentlichkeit eines Poli-
tikbereiches einbezieht.           

(2) der ganzheitlich ist, auf der Ebe-
ne, auf der die Aktion erfolgt, je-
den Aspekt verschiedener The-
men einbezieht, und sowohl die 
beabsichtigten als auch die un-
beabsichtigten Auswirkungen be-
rücksichtigt, welche wahrschein-
lich am Ende einer politischen 
Entscheidung stehen können.    

(3) bei dem die Rahmenbedingun-
gen eine entscheidende Rolle 
dafür spielen, was funktioniert 
und was nicht. Politische Ent-
scheidungsträger müssen sich 
der Wirkungsweise dieser Rah-
menbedingungen bewusst sein, 
wenn sie politische Modelle an-
derer Länder prüfen und es muss 
sichergestellt sein, dass sie die 
Bedeutung des kulturellen, histo-
rischen und sozialen Kontextes 
berücksichtigen, in dem sie sich 
bewegen.  

(4) der den breiteren politischen, von 
der EU geschaffenen Ansatz und 
die Makroansätze ausbaut, wie 
sie von der erneuerten Reform-
Agenda und dem Lissabon-Pro-
zess verfochten werden, mit de-
nen ein Schub für den Reform-
Prozess innerhalb der Mitglieds-
länder erzeugt wird. Politische 
Entscheidungsträger sollten die-
sen Schub nutzen und die politi- 

schen Vorgaben übernehmen 
und an ihr lokales Umfeld anpas-
sen. 

(5) kreativ, allumfassend und vo-
rausschauend ist, statt sich da-
rauf zu stützen, auf bestimmte 
Probleme nur reagierende Ant-
worten zu geben. Politische Ent-
scheidungsträger sollten länger-
fristige Perspektiven haben, bei 
dem einzelne Initiativen als Teile 
eines gesamten gesetzgeberi-
schen Prozesses anzusehen 
sind. 

(6) der eine angemessene Balance 
zwischen der Entwicklung von 
politischen, auf individuelle Be-
dürfnisse ausgerichteten Zielen 
und die auf weitergehende struk-
turelle Fragen gerichteten Ansät-
ze sicherstellt, innerhalb derer 
soziale Ziele erreicht werden 
können.  

(7) in dem Evaluation und Beobach-
tung als dauerhafte Bestandteile 
des politischen Entscheidungs-
prozesses angesehen werden. 
Diese sollten sich nicht nur auf 
Daten beziehen, sondern ebenso 
die Wirksamkeit von Politik im 
Rahmen qualitativer Aussagen 
ansprechen. 
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5.2. Empfehlungen für Fachkräfte der 
Jugendhilfe 

Um die gute Umsetzung der Politik 
durch diejenigen zu gewährleisten, 
die mit jungen Menschen arbeiten 
und ihren Übergang von der Bildung 
zur Arbeit zu sichern, sollten politi-
sche Entscheidungsträger: 

(1) sicherstellen, dass die Stimme 
der jungen Menschen bei der 
Ausgestaltung von Politik zur Er-
leichterung des Übergang von 
Bildung und Ausbildung in die 
Arbeitswelt  gehört wird. Politi-
sche Entscheidungen sollten 
nicht für, sondern vielmehr mit 
den jungen Menschen getroffen 
werden.   

(2) bevorzugt junge Menschen darin 
einbeziehen, Lösungen zu fin-
den, angemessene Antworten zu 
entwickeln und dies nicht nur 
dann, wenn es sich um Sachver-
halte handelt, bei denen Lösun-
gen für Fragen der Ausgrenzung 
vom Arbeitsmarkt und der Ge-
sellschaft vorbereitet werden. 

(3) Partnerschaften zwischen den 
Bereichen Bildung und For-
schung unterstützen, um zur 
Förderung des Übergangs junger 
Menschen in die Beschäftigung 
beizutragen und die Entwicklung 
der Kompetenzen und Fähigkei-
ten junger Menschen zur voll-
ständigen Teilhabe im Arbeits-
markt und der Gesellschaft zu 
unterstützen. Politische Entschei-
dungsträger sollten derartige 
Partnerschaften fördern und sie 
als Versuchsgebiet bei der Ent-
wicklung von Politik nutzen. 

(4) flexibel bei der Feststellung der 
Möglichkeiten sein, wenn es da-
rum geht, die Themenfelder zu 
prüfen, die mit der Integration 
junger Menschen in den Ar-
beitsmarkt zusammenhängen.  
Das bedeutet die Prüfung der 
Möglichkeiten in und die Auswahl 
von einer Vielzahl von Politikfel-
dern, die sich möglicherweise auf 
den Übergang von Bildung und 

Ausbildung zur Arbeitswelt aus-
wirken. 

(5) einen wirkungsvollen Übergang 
junger Menschen in selbstbe-
stimmtes Leben sicherstellen. 
Das wird ohne erheblichen Ein-
satz von Zeit und Ressourcen 
zur Schaffung angemessener 
systemweiter infrastruktureller 
Maßnahmen mit dem Ziel sozia-
ler Inklusion und einer wirkungs-
vollen Beteiligung junger Men-
schen im Arbeitsleben nicht er-
folgen.    

(6) eine Politik entwickeln, die auf 
das wirkungsvolle Engagement 
und die Beteiligung junger Men-
schen in bürgerschaftlichen Initi-
ativen auf lokaler und nationaler 
Ebene gerichtet ist. Der weitere 
Gewinn daraus ist die Steigerung 
des Bewusstseins junger Men-
schen als Bürgerinnen und Bür-
ger Europas. 

(7) sicherstellen, dass die betriebli-
che Ausbildung und Weiterbil-
dung eine zentrale Rolle dabei 
spielt, junge Leute zu befähigen, 
die Kompetenzen zu entwickeln, 
die ihnen eine wirkungsvolle Be-
teiligung in der Gesellschaft und 
auf dem Arbeitsmarkt ermögli-
chen.  

(8) sicherstellen, dass sie sich jedes 
nicht beabsichtigten Ergebnisses 
politischer Entscheidungen für 
die Eingliederung junger Men-
schen in die Gesellschaft be-
wusst sind. Es kann eine Gefahr 
sein, dass einige dieser politi-
schen Entscheidungen die Aus-
grenzung einer erheblichen An-
zahl von jungen Menschen auf 
Grund des Mangels von Bildung 
und/oder Ausbildung zur Folge 
haben können. 

 

 


